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VON WERNER J. PATZELT

W ir haben ein Problem 
mit unserer Polizei. Ein 
Teil dieses Problems 
sind rechtsradikale 

Denk- und Sprechweisen, ja sogar Haltun-
gen, wie sie – nicht nur – in letzter Zeit 
sichtbar wurden. Wenig tut es zur Sache, 
ob gefestigte Überzeugen dahinter stehen 
oder sich jemand seinen Kameraden bloß 
deshalb anschließt, weil derlei zum übli-
chen Ton gehört. Denn hier geht es nicht 
nur um einen Verstoß gegen den Kom-
ment unserer freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung. Sondern es geht um 
das Vertrauen, das die Bürgerschaft in jene 
setzen kann, die ihnen gegenüber unmit-
telbar fühlbar die Macht des Staates aus-
üben: bei Verkehrs- und Personenkontrol-
len, bei der Anwendung unmittelbaren 
Zwangs, bei Fahndungen und Festnah-
men. Falls nicht stets außer Zweifel steht, 
dass sich Polizisten allein vom Recht und 
von rechtlich zulässigen Aufträgen leiten 
lassen, nicht aber von politischen Vorlie-
ben oder Abneigungen, dann sinkt erst das 
Vertrauen in die Polizei und anschließend 
die staatliche Durchsetzungsfähigkeit. 
Nichts davon sollten wir wollen.

Hier gelangen wir zum größeren Teil 
des Problems, das wir mit unserer Polizei 
haben. Wir dürfen uns nämlich nicht mit 
dem Blick auf die Oberfläche von Radika-
lismus oder Extremismus begnügen, son-

dern müssen deren Ursachen ergründen. 
Die aber scheinen viel tiefer zu liegen, als 
dass Polizeibewerber mit Gesinnungen, 
die unserer Verfassung widersprechen, 
nicht rechtzeitig entdeckt oder entlassen 
werden. Allerdings muss man nicht so 
weit gehen, allen ein brüchiges Verhältnis 
zu Freiheit, Demokratie und Liberalität 
zuzuschreiben, die sich beruflich für den 
Dienst mit Waffen entscheiden, nämlich 
als Soldat oder Polizist. Solche Unterstel-
lungen widersprächen den Tatsachen und 
verdeckten durch bequeme Diffamierung 
das wirkliche Problem.

Wir müssen vielmehr fragen, ob nicht 
die Weise, in der diese Gesellschaft mit 
ihren Polizisten umgeht, jenen Humus 
schafft, auf dem dann Übles gedeiht. Was 
macht es nämlich mit Polizisten, wenn 
Linke sie in aller Selbstverständlichkeit 
„Bullen“ oder noch Herabsetzenderes nen-
nen? Wenn daraus ihnen gegenüber Ver-
achtung und Angriffslust entstehen? Schon 
1970 hat das die Journalistin und spätere 
RAF-Terroristin Ulrike Meinhof ausdrück-
lich gerechtfertigt: „Wir sagen natürlich, 
die Bullen sind Schweine. Wir sagen, der 
Typ in Uniform ist ein Schwein, kein 
Mensch. Und so haben wir uns mit ihnen 
auseinanderzusetzen. Das heißt, wir haben 
nicht mit ihm zu reden, und es ist falsch, 
überhaupt mit diesen Leuten zu reden. 
Und natürlich kann geschossen werden.“ 

Was macht es mit Polizisten im Lauf 
ihrer Dienstzeit, wenn sie nicht nur in die 

Schmuddelecken der Gesellschaft ge-
schickt werden (Drogenszene, Clankrimi-
nalität, Gewalttätigkeit …), sondern bald 
mitbekommen, dass die Missstände dort 
vielfach durch Fehler von Politikern und 
durch die Leichtfertigkeit einer Gesell-
schaft verursacht werden, die solche Feh-
ler teils hinnimmt, teils nicht einmal als 
Fehler erkennt? Was macht es mit ihnen, 
wenn bei Protestkundgebungen, die in Ge-
walttätigkeit ausarten, die Schuld regel-
mäßig bei der Polizei gesucht wird, wäh-
rend man jene fürsorglich entschuldigt, 
die Steine warfen oder Brandstiftung be-
gingen? Wie lässt sich gemäß polizeili-
chem Ethos leben, wenn die Durchsetzung 
von „Recht und Ordnung“ teils lächerlich 
gemacht, teils als Ausdruck einer autori-
tären, gar faschistoiden Gesinnung hinge-
stellt wird? Und in welche Richtung wird 
wohl das politische Gefühlspendel unter 
Polizisten ausschlagen, wenn die Linke sie 
verachtet – und dennoch von Politik und 
Medien umfassend hofiert wird?

Nichts von alledem entschuldigt 
Rechtsradikalismus oder Extremismus. 
Doch wir müssen schon auch die Ursa-
chen von solchen Symptomen abstellen, 
die uns alle schmerzen. Polizisten- 
„Bashing“ reicht jedenfalls nicht. Es ist 
nur die billigste Reaktion.

b Prof. Dr. Werner J. Patzelt lehrte  
bis 2019 Vergleichende Politik wissenschaft  
an der TU Dresden.

GESELLSCHAFT

Das Problem sind nicht 
allein die Polizisten

Wenn Politik und Medien Rechtsextremismus bei der Polizei beklagen, sollten 
sie sich selbstkritisch fragen, auf welchem Humus dieser gedeihen konnte
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AUFGEFALLEN

Angriff auf die 
demokratische 
Grundordnung
Mit einem „Gesetz über die Versamm-
lungsfreiheit“ plant der rot-rot-grüne 
Berliner Senat, das Demonstrations-
recht in der Hauptstadt für Anders-
denkende empfindlich zu beschnei-
den. Das Gesetz legt damit die Axt an 
einen Grundpfeiler der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung.

Konkret soll eine Demonstration 
verboten werden können, wenn sie 
„geeignet ist, den öffentlichen Frieden 
zu stören“ oder wenn dort „zum Hass 
aufgestachelt“ werde. Dabei bezieht 
sich das Gesetz allein auf (wirklich 
oder vermeintlich) rechtsradikale 
Demos; linksextremistische und radi-
kalislamische werden völlig ausgeblen-
det. Etliche, offenbar bewusst willkür-
lich auslegbare Formulierungen le-
gen offen, dass es um ein gezieltes Ins-
trument geht, unliebsame Demonstra-
tionen verbieten zu können.

Es ist kaum anzunehmen, dass die 
neue Regelung einer Prüfung durch 
die Justiz standhält. Zu eklatant ist der 
grundgesetzwidrige Charakter des 
Vorhabens. Allerdings macht der Vor-
stoß sichtbar, wie weit sich auch Grü-
ne und sogar Sozialdemokraten von 
Geist und Inhalt des Grundgesetzes 
und der freiheitlichen Ordnung der 
Bundesrepublik entfernt und sich ge-
gen sie gestellt haben. Das lässt frös-
teln angesichts der Erfahrungen, wel-
che nicht nur Deutschland im 20. Jahr-
hundert machen musste. 

Offensichtlich droht Demokratie 
und Bürgerrechten Gefahr aus einer 
Ecke, die bisher kaum jemand im Blick 
hatte.  Hans Heckel 

HINWEIS
Beilage Dieser Ausgabe liegt ein  
Prospekt der DGG Deutsche  
Goldmünzen Gesellschaft „30 Jahre  
Deutsche Einheit“ bei
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Das Drama um  
die deutsche 
Wehrtechnik
Während ein aktueller Bericht große 

Fragezeichen hinter die Einsatzfähigkeit 
zahlreicher Waffensysteme setzt, 

verabschiedet sich die Bundeswehr vom 
bewährten Sturmgewehr G36. Ein neues 

Kapitel in einem schier endlosen 
Trauerspiel  Seite 3
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VON FRIEDRICH LIST

D er Amerikanische Bürgerkrieg 
begann 1861 mit dem Angriff 
konföderierter Truppen auf 
das von Regierungstruppen 

gehaltene Fort Sumter. Viele Kommenta-
toren in den heutigen USA fragen sich, ob 
nicht demnächst ein zweiter Bürgerkrieg 
ausbricht. Wie in den Jahren vor dem Bür-
gerkrieg stehen sich die Lager unversöhn-
lich gegenüber. Dem realen Krieg ging ein 
kultureller Bürgerkrieg voraus, der mehr 
und mehr in gewalttätigen Konfrontatio-
nen mündete. 

Heute könnte Ähnliches geschehen. 
Seit fast vier Monaten gehen in großen 
Städten Anhänger der Bewegung „Black 
Lives Matter“ (BLM) auf die Straße. De-
mokratische Politiker unterstützen die 
Bewegung trotz deren offenkundiger Nä-
he zur Gewalt. Stark betroffen ist die 
Stadt Portland im Bundesstaat Oregon. 
Sie erlebte bislang über 100 Nächte mit 
Straßenschlachten. Ende August erschoss 
ein Antifa-Aktivist den Donald-Trump-
Anhänger Aaron Danielson, um dann eini-
ge Tage später beim Feuergefecht mit 
Polizisten seinerseits getötet zu werden. 
Portland ist schon seit Jahren Schauplatz 
von Konfrontationen rechter und linker 
Gruppen. Die sogenannten Pro-Trumper 
hatten sich in letzter Zeit kaum gezeigt, 
aber weil Polizei und Politik in Portland 
und anderen Städten überfordert oder 
unwillig scheinen, werden sie wieder ak-
tiv. Mitte August demonstrierte die Pro-
Trump-Gruppierung „Patriot Prayer“ in 
Portland und wurde von linken Demonst-
ranten angegriffen. Beide Seiten gingen 
mit Stöcken, Baseballschlägern und Reiz-
gas aufeinander los. Vereinzelt fielen 
Schüsse. Die Polizei bekam die Lage nur 
mit Mühe unter Kontrolle. 

Eskalation der Gewalt
Mittlerweile formiert sich im ganzen 
Land Widerstand gegen die Krawalle von 
Linksaußen und gegen die sich häufenden 
Übergriffe auf Unbeteiligte. Unter dem 
Motto „Blue Lives Matter“ sammeln sich 
Menschen, die gegen die Budgetkürzun-
gen bei der Polizei in vielen demokratisch 
regierten Städten sind. 

Wie verfeindet man mittlerweile ist, 
zeigt ein Planspiel, das Politiker der De-
mokratischen Partei und ihnen naheste-

hende Experten abgehalten haben. Sie 
spielten verschiedene Szenarien für den 
Fall durch, dass Trump trotz Niederlage 
im Weißen Haus bleibt. Eines führte zur 
Sezession von Kalifornien, Oregon und 
Washington. Deutsche Medien haben das 

Planspiel als Anzeichen dafür behandelt, 
wie stark Trump den Zusammenhalt der 
USA gefährde. Aber der wirkliche Skandal 
besteht in der Unterstellung, die sich in 
den Grundannahmen des Planspiels aus-
drückt. Auf deutsche Verhältnisse übertra-

gen, hieße das, Funktionsträger von SPD, 
Grünen und Linkspartei hätten die Sezes-
sion einzelner Bundesländer simuliert, 
sollte eine Koalition aus CDU und AfD in 
Berlin an die Regierung kommen. 

Der Soziologe, Politikwissenschaftler 
und Historiker Jack Goldstone hält die Ge-
fahr eines erneuten Bürgerkrieges für so 
hoch wie niemals zuvor. Goldstone hatte 
vor zehn Jahren das Auftauchen eines „Po-
pulisten“ wie Trump vorhergesagt. In ei-
ner Anfang 2020 veröffentlichten Progno-
se sieht er aufgrund der Konflikte und 
Blockaden in den politischen Eliten der 
USA einen echten Bürgerkrieg voraus. Un-
gleichheit, selbstsüchtige Eliten und Pola-
risierung hätten die Fähigkeit des Staates 
untergraben, effektiv auf große Krisen wie 
eine Pandemie zu reagieren, meint Gold-
stone. Was passiert, bleibt jedoch abzu-
warten. Es ist gut möglich, dass ein zwei-
ter Fort-Sumter-Moment niemals kommt. 
Aber das setzt voraus, dass sich die politi-
schen Lager verständigen. Vor allem muss 
der kulturelle Bürgerkrieg enden.

Droht den USA ein zweites 1861?
Wenn der blutige, ordinäre Bürgerkrieg vermieden werden soll, muss der kulturelle beendet werden

Bürgerkriegsgefahr in den USA Die enorme Verhärtung der Fronten zwischen Republikanern und Demokraten 
in der Trump-Ära wirft die Frage auf, ob die Eskalation der Gewalt zu einem zweiten Bürgerkrieg führen wird

Gewalt in Portland: Beamte der Oregon State Police und Bundesbeamte kommen aus dem Mark O. Hatfield United States Court-
house, um ein von Demonstranten der „Black Lives Matter“-Bewegung gelegtes Feuer zu löschen Foto: imago images/ZUMA wire

Mittlerweile scheint es in den USA zum 
politischen Geschäft zu gehören, die Le-
gitimität des Wahlerfolgs des anderen 
politischen Lagers anzuzweifeln. Zurzeit 
bringen sich beide großen Parteien dafür 
in Stellung, den Ausgang der Präsident-
schaftswahl anzuzweifeln. So verdächti-
gen sich Demokraten und Republikaner 
gegenseitig, die wegen der Covid-19-Ein-
schränkungen in vielen Bundesstaaten 
nötigen Briefwahlen manipulieren oder 
sabotieren zu wollen. Trumps Wahl-
kampforganisation verklagt den Staat 
New Jersey, weil sie Manipulationen be-
fürchtet. Der dortige Gouverneur hatte 
angeordnet, dass die Präsidentschafts-
wahl im Herbst ausschließlich als Brief-

wahl stattfinden soll. Umgekehrt unter-
stellen viele Demokraten Trump, er wol-
le ein für ihn negatives Ergebnis der 
Wahl nicht anerkennen. Der wiederum 
gießt Öl ins Feuer, indem er seinerseits 
die Gefahr von Manipulationen be-
schwört und sogar die Meinung vertrat, 
man würde möglicherweise nie heraus-
finden, wie die Wahl im November nun 
tatsächlich ausgegangen ist. Außerdem 
hat er angekündigt, Polizisten und Bun-
desanwälte als Wahlbeobachter einzu-
setzen, um die Rechtmäßigkeit der Wahl 
zu gewährleisten. 

Begonnen mit dieser unseligen Tradi-
tion hat der Republikaner Newt Ging-
rich. Er stieg in den 1990er Jahren zum 

Anführer der Republikaner und zum 
Sprecher des Repräsentantenhauses auf. 
Er prägte einen politischen Stil, der den 
Gegner systematisch als korrupt, unfähig 
und böswillig denunzierte. Den Aus-
gleich zu suchen, galt als Schwäche. Er 
brachte das Amtsenthebungsverfahren 
gegen Bill Clinton auf den Weg und ver-
ursachte durch seine Blockadepolitik ei-
nen spektakulären Shutdown der US-Re-
gierung. 

Beide Seiten schenken sich nichts
Als Nächstes traf es des Republikaner 
George W. Bush, dessen Wahl 2000 we-
gen des knappen Ausgangs der Stimmab-
gabe in Florida angezweifelt wurde. Viele 

Demokraten glaubten damals, eigentlich 
hätte Bushs Gegenspieler Al Gore Präsi-
dent werden müssen. 

Die Republikaner revanchierten sich, 
indem sie die Staatsangehörigkeit Barack 
Obamas anzweifelten und damit auch 
seine Berechtigung, US-Präsident zu 
werden. 

Im Jahr 2016 säten die Demokraten 
genauso wie heute Zweifel, dass Trump 
ein für ihn negatives Wahlergebnis ak-
zeptieren würde. Allerdings taten sie 
sich ihrerseits schwer damit, ihre eigene 
Niederlage anzuerkennen, und zweifel-
ten nach der Wahlniederlage Hillary 
Clintons sogar das gesamte Wahlsystem 
an. F.L.

POLITISCHE UMGANGSFORMEN

Es ging los mit dem Republikaner Newt Gingrich
Wie die Sitten im Umgang mit dem politischen Gegner seit den 90er Jahren verrohten

Kurzporträts

Der Journalist Andy 
Ngo aus Portland doku-
mentiert seit Jahren für 
zahlreiche Medien und 
auf seinem Twitter-Ka-
nal die Aktivitäten der 
örtlichen Antifa-Szene

Jack Goldstone, der 
für die Clinton-Regie-
rung untersuchte, wie 
und warum Staaten zu-
sammenbrechen, sagt 
einen Bürgerkrieg vor-
aus

Newt Gingrich war 
von 1979 bis 1999 Kon-
gressabgeordneter des 
Bundesstaates Georgia 
und von 1995 bis 1999 
Sprecher des Repräsen-
tantenhauses

Gingrich prägte 
einen politischen 

Stil, der den Gegner 
systematisch als 

korrupt, unfähig und 
böswillig 

denunzierte. Den 
Ausgleich zu suchen, 

galt als Schwäche

POLIZEIEINHEITEN
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US-Pendants 
zur deutschen 
Bundespolizei

In den deutschen Medien ist viel von 
paramilitärischen Sonderpolizeiein-
heiten die Rede, die angeblich mit be-
sonderer Härte gegen Demonstranten 
vorgehen. In Portland sollen sie will-
kürlich Menschen festgenommen ha-
ben, ohne sich als Polizei zu identifi-
zieren, und dabei unmarkierte Zivil-
fahrzeuge benutzt haben. Diese Poli-
zeieinheiten gibt es tatsächlich. Sie 
unterstehen verschiedenen Bundes-
behörden, eine einheitliche unifor-
mierte Bundespolizei kennen die USA 
nicht. 

Trump hat diese Polizeikräfte ein-
gesetzt, um in Städten wie Portland, 
Seattle, Kansas City und Chicago Ge-
bäude von Bundesbehörden zu schüt-
zen, die regelrecht belagert werden. 
Hier agieren Behörden mit sich über-
schneidenden Aufgaben wie das zivile 
FBI, der US Marshal Service, das Hei-
matschutzministerium oder die Ein-
wanderungsbehörde ICE, um nur eini-
ge zu nennen. Außer dem FBI verfü-
gen alle über eigene uniformierte 
Kräfte, die auch zum Einsatz bei De-
monstrationen und gewalttätigen Pro-
testen ausgebildet sind. Die Trump-
Administration hat nun in verschiede-
nen Städten kleinere Kontingente ein-
gesetzt, so etwa 150 Beamte in Chica-
go oder wenige Dutzend in Portland. 
Ihr Einsatz ist wegen teilweise bruta-
ler Taktiken und dem Einsatz von 
Gummigeschossen umstritten. 

Eine Executive Order Trumps er-
laubt auch den Einsatz von Bundes-
polizei zum Schutz von Denkmälern. 
Das FBI hat im Rahmen der Operation 
„Legend“ Ermittler in zahlreiche Städ-
te geschickt, um den Behörden vor Ort 
bei der Strafverfolgung zu helfen. 

Die angeblich anonym in Portland 
operierenden Polizisten gehörten laut 
der Website www.snopes.com zur Ein-
wanderungsbehörde ICE. Sie hatten 
Zivilfahrzeuge bei Festnahmen von 
Straftätern genutzt und dabei reguläre 
Dienstabzeichen, Uniformen und Po-
lizeimarken getragen, aus Sicherheits-
gründen jedoch keine Namensschil-
der. Denn BLM und Antifa greifen 
mittlerweile auch die Angehörigen 
von Polizeibeamten an. F.L.
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VON JOSEF KRAUS

D ie Bundeswehr bekommt 
ein neues Sturmgewehr. In 
der vergangenen Woche 
verkündete das Bundesmi-
nisterium der Verteidi-
gung, dass die Firma  

C. G. Haenel aus Suhl als Sieger aus dem Aus-
schreibungsverfahren für die Nachfolge des 
G36 der Firma Heckler & Koch hervorgegan-
gen ist. Was wie die Geschichte eines norma-
len Vergabeverfahrens klingt, ist tatsächlich 
der Schlusspunkt eines Dramas, bei dem ein 
bewährtes Qualitätsprodukt „Made in Ger-
many“ – eben das G36 – durch die Politik sys-
tematisch schlechtgeredet wurde. Nachdenk-
lich muss vor allem stimmen, mit welcher 
Inbrunst die ehemalige Ministerin Ursula von 
der Leyen, die großen Anteil am gegenwärti-
gen prekären Zustand der Bundeswehr hat, 
den tadellosen Ruf des G36 beschädigte.

Bei anderen Projekten hat sich von der 
Leyen weit weniger ins Zeug gelegt, sodass es 
heute bei der Einsatzfähigkeit der Bundes-
wehr allenthalben gewaltig hapert. Erst im 
Juni 2020 wurde das von der militärischen 
Spitze des Bundesministeriums der Verteidi-
gung (BMVg) erneut bestätigt. Der entspre-
chende Bericht trägt den Titel „Materielle 
Einsatzbereitschaft der Hauptwaffensysteme 
der Bundeswehr“. In äußerst knapper Form 
deuten die führenden Militärs darin auf 
19 Seiten die Lage an. 19 Seiten Bericht – das 
ist für einen Komplex wie die Bundeswehr 
dürftig. Öffentlich ist nur der erste Teil des 
Berichts. Ein zweiter Teil ist als geheim ein-
gestuft; angeblich könnten sonst die Sicher-
heitsinteressen Deutschlands beschädigt 
werden. So heißt es. 

„Stark verbesserungswürdige“ Systeme
So weit, so schlecht! Die Baustellen sind je-
denfalls geblieben. Nehmen wir Details aus 
dem Bericht zur Kenntnis: Die Einsatzbereit-
schaft aller 68 Hauptwaffensysteme liegt „bei 
knapp über 70 Prozent“. Wörtlich ist von ei-
ner „materiellen Einsatzbereitschaft zwi-
schen 30 bis 93 Prozent“ die Rede. Der Stan-
dard-Panzer Leopard 2 liege „endlich wieder 
bei über 70 Prozent“. Für das Kampfflugzeug 
Eurofighter werden fast 60 Prozent angege-
ben. Beim Transportflugzeug A400M – einer 
Endlosbaustelle – werden überhaupt keine 
Quoten angegeben; es wird nur gesagt, die 
Zahl der Flugstunden habe sich seit 2017 ver-
vierfacht und das System wäre erfolgreich als 
Transporter für Covid-Patienten eingesetzt 
worden. Miserabel schaut es auch in anderen 
Bereichen aus. Hubschrauber sind nur zu 
40 Prozent einsatzbereit. Als „stark verbesse-
rungswürdig“ wird die Lage beim Schützen-
panzer Puma, bei Tankschiffen der Marine 
und mobilen Sanitätseinrichtungen benannt.

Dass sich die Lage da und dort minimalst 
verbessert hat, ist eher ein Ergebnis von „Co-
rona“. Denn während der Corona-Einschrän-
kungen wurden viele Waffensysteme weniger 
genutzt – bei gleichzeitig gleichgebliebener 
„Instandsetzungskapazität“. Wörtlich heißt 
es dazu: „Die Monate März/April 2020 setzen 
diesen Trend weiter fort, leider bisher auch 
durch die ersten Auswirkungen der Covid-
19-Pandemie beeinflusst, da weniger Ausbil-
dungen und Übungen in den Einheiten und 
Verbänden zu einem geringeren Nutzungs- 
und Nachfrageverhalten der jeweiligen 
Hauptwaffensysteme führten.“

Funktionsfähig war bislang immerhin das 
Sturmgewehr G36 – bis die damalige Verteidi-
gungsministerin von der Leyen es anders sah. 
Das G36 ist seit Ende der 1990er Jahre das 
gängige Gewehr der Bundeswehr als Nachfol-
ger des G3. Hersteller ist das Rüstungsunter-
nehmen Heckler & Koch (H&K) mit Sitz in 
Oberndorf am Neckar. Im April 2012 wurden 
Berichte veröffentlicht, nach denen das G36 
in Afghanistan nach mehreren Hundert 

Ein Niedergang, der keiner sein müsste
Das Hickhack um das G36 wirft erneut ein schlechtes Licht auf die deutsche Rüstungspolitik und die Einsatzfähigkeit der Bundes-
wehr. Truppe und Material sind in einem desaströsen Zustand – verschuldet durch jahrelange Vernachlässigung seitens der Politik 

Schuss zu heiß werde und darunter die Treff-
sicherheit leide. Gegen die Mängelberichte 
klagte Heckler & Koch beim Landgericht Ko-
blenz. Der Klage wurde im September 2016 
stattgegeben. Das Gericht wies Forderungen 
des Ministeriums nach Ausgleichszahlungen 
für 4000 Gewehre zurück. Verteidigungsmi-
nisterin von der Leyen hatte allerdings be-
reits 2015 selbstherrlich entschieden, alle 
167.000 G36-Gewehre auszumustern.

Ein tadelloses Sturmgewehr
Eine vom damaligen Wehrbeauftragten Hell-
mut Könighaus (2010–2015, FDP) und dem 
Verteidigungsexperten Winfried Nachtwei 
(Bündnis 90/Die Grünen) geleitete Befragung 
unter rund 200 Soldaten wurde ignoriert, ob-
wohl sie zu dem Ergebnis kam, dass Mängel 
im Einsatz beim G36 nie aufgetreten seien. Im 
Gegenteil: Die Waffe sei leicht, bedienungs-
freundlich und sehr zuverlässig – im heißen 
Mali gleichermaßen wie im winterkalten Nor-
wegen. Mängel waren den bis dahin Hundert-
tausenden Nutzern nicht aufgefallen.

Das G36 als die „Braut des Soldaten“ wur-
de schließlich aus unerfindlichen Gründen 
künstlich schlechtgeredet. Es gibt bis heute 
keinen Hersteller und kein Produkt, die 
Heckler & Koch und das G36 übertreffen wür-
den. Dennoch verfügte das BMVg 2014 einen 
Beschaffungsstopp. Am 22. April 2015 ent-
schied von der Leyen, dass das G36 in seiner 
derzeitigen Form ersetzt werden solle. Die 
Entscheidung für einen Lieferanten sollte 
eigentlich schon Ende 2018 fallen. 

Verzögert wurde die Ausschreibung be-
ziehungsweise Neuanschaffung allerdings 
auch durch einen internen Konflikt bei H&K, 
das sich mehrheitlich in Besitz des deutschen 
Finanzinvestors Andreas Heeschen befand. 
Heeschen hatte zuvor den früheren General-

inspekteur Harald Kujat für den Vorsitz des 
Aufsichtsrats der Firma gewonnen, sich aber 
längere Zeit nicht reibungslos mit seinem 
Mitaktionär, dem französischen Finanzinves-
tor Nicolas Walewski, einigen können.

Das Wirtschaftsministerium prüfte dann 
über einen langen Zeitraum hinweg, ob es der 
Walewski zugerechneten Luxemburger Hol-
dinggesellschaft Compagnie de Développe-
ment de L‘Eau (CDE) gestattet werden kön-
ne, H&K mehrheitlich zu übernehmen. Unter 
anderem wurde damals berichtet, der Bun-
desnachrichtendienst prüfe eventuelle dubi-
ose Hintergründe des Investments. 

Im Rennen waren Anfang 2019 Heckler & 
Koch sowie das Unternehmen C. G. Haenel 
aus Suhl – der Stadt, die sich ab dem 15. Jahr-
hundert zu Deutschlands Waffenschmiede 
Nummer 1 gemausert hatte. Aber die Sache 
schleppte sich schier endlos hin, allein die 
Ausschreibung brauchte zwei Jahre. 

Entscheidung für Suhl
Nun ist die Entscheidung gefallen. Die neue 
Standardwaffe der Bundeswehr soll das rela-
tiv kleine Unternehmen C. G. Haenel aus 
Thüringen mit dem Gewehr MK 556 liefern 
– ein Unternehmen übrigens, hinter dem die 
Tawazun Holding aus den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten steht. Es geht um ein Auf-
tragsvolumen von 250 Millionen Euro. Hae-
nel ist für die Bundeswehr kein ganz Unbe-
kannter, immerhin hatte die Firma die Bun-
deswehr bislang mit einem Scharfschützen-
gewehr beliefert. 

Ob das neue Gewehr hinsichtlich Treff- 
sicherheit, Gewicht und Verwendungsvielfalt 
das bisherige, in der Truppe sehr beliebte G36 
überbietet, wird sich zeigen. Immerhin ist 
eine modifizierte G36-Version, das Modell 
HK416 des Herstellers Heckler & Koch, so-

wohl in den französischen Streitkräften, bei 
den US-amerikanischen Marines und in Nor-
wegens Armee im Einsatz. Frankreich hatte 
vom HK416 100.000, Norwegen 50.000, das 
US-Marine Corps rund 15.000 Exemplare be-
stellt – also von einer Waffe, die dem deut-
schen Verteidigungsministerium nicht inno-
vativ genug war. Selbst die kurdischen Pesch-
merga ließen ausrichten, sie würden sehr 
gern mit mehr von den G36-Gewehren gegen 
den „Islamischen Staat“ kämpfen. 

Überprüfung vor Gericht?
Ob die Suhler Firma wirklich die bessere Waf-
fe oder nur die billigere liefert, bleibt offen. 
Zweifel bleiben auch, ob die Ausschreibung 
zweckmäßig war, etwa was das relativ kleine 
Kaliber betrifft. Beide übrigens, das G36 und 
das neue MK556, haben das Kaliber 5,56 Milli-
meter. Der unterlegene Bieter Heckler & 
Koch will jedenfalls vor Gericht gehen. Das 
könnte zu weiteren Verzögerungen bei der 
Auslieferung an die Truppe führen.

Erwähnen wir am Rande: Der Landesche-
fin der „Linken“ (vormals SED) in Thüringen, 
Susanne Hennig-Wellsow, gefällt die Ent-
scheidung für das Thüringer Unternehmen  
C. G. Haenel gar nicht. „Für die Stadt Suhl 
mag es ein finanzielles Geschenk sein“, sagte 
Hennig-Wellsow dem „Spiegel“. „Es ist aber 
ein ganz und gar vergiftetes Geschenk, da die-
se Waffen für militärische Konfliktlösungen 
eingesetzt werden … Ich lehne die Produkti-
on von Kriegswaffen ab. Auch in Suhl.“ Klar 
doch, die „Linke“ war ja immer eine urpazi-
fistische Partei!?

Werden wir grundsätzlich: Weder die po-
litische Spitze noch die Rüstungsindustrie 
bekleckern sich derzeit mit Ruhm. Auch 
wenn es immer wieder erfreuliche Ausnah-
men gibt, sind die zahllosen technischen und 
organisatorischen Schwierigkeiten bei Rüs-
tungsprojekten nicht zu übersehen. Eine Ter-
minverzögerung bei großen Rüstungsvorha-
ben von über fünf Jahren bei einer durch-
schnittlichen Kostensteigerung von mehr als 
30 Prozent ist fast normal geworden. Hier 
bedarf es im Zusammenwirken von Streit-
kräften, Beschaffungsamt und Industrie einer 
drastischen Verbesserung. 154 Monate Zeit-
verzug etwa beim Transporter A400 M (also 
fast 13 Jahre) hinterlassen Spuren im Logis-
tik-, Ausbildungs-, Test- und Einsatz-Betrieb 
der Luftwaffe, ja der ganzen Bundeswehr. 

Lähmendes Absicherungsdenken
Zu tun hat das seitens der Behörden mit ei-
nem lähmenden Absicherungsdenken. Ver-
träge werden nur noch geschlossen, wenn das 
allerletzte juristische und fachliche Detail 
ausgeleuchtet ist. Was früher auf dem kleinen 
Dienstweg geregelt wurde, ist nun ein Fall der 
Vor- und Rückversicherung. 

Zudem ist der Markt für Rüstungsgüter 
abgeschottet, ein freier Wettbewerb so gut 
wie nie vorhanden. Die Hersteller von Wehr-
technik haben im Normalfall kaum Konkur-
renz zu fürchten, weil sich in den Ländern 
selten Wettbewerber halten können. Wenige 
Ausnahmen zum Beispiel in den USA bestäti-
gen die Regel. Zum anderen sind Abhängig-
keiten gegeben. Hersteller, die mit einem Auf-
trag alle Trümpfe in der Hand haben, geben 
diese so leicht nicht preis. Sie haben im Detail 
die Kenntnisse, die kaum auf Konkurrenten 
übertragbar sind. 

Hoffen wir, dass die Bundeswehr aus der 
Gewehr-Tragikomödie etwas lernt und nicht 
wieder von jemandem geführt wird, der 
hemdsärmelige Entscheidungen trifft.

b Josef Kraus war von 1987 bis 2017 Präsi-
dent des Deutschen Lehrerverbandes und von 
1991 bis 2014 Mitglied im Beirat für Fragen der 
Inneren Führung des Bundesministers der Ver-
teidigung. 2019 erschien „Nicht einmal bedingt 
abwehrbereit. Die Bundeswehr zwischen Elite-
truppe und Reformruine“ (Finanzbuch-Verlag). 

Trotz hoher Zufriedenheit in der Truppe ausgemustert: Das G36 war bisher das Sturmgewehr der Bundeswehr Foto: pa
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Wegen der Corona-Pandemie ist die von 
der im Herbst 2019 gegründeten Deut-
schen Fachkräfteagentur für Gesundheits- 
und Pflegeberufe (DeFa) begleitete An-
werbung ausländischer Pflegefachkräfte 
ins Stocken geraten. Die für das zweite 
Quartal 2020 vorgesehene Einreise der 
ersten von der Agentur betreuten Pflege-
fachkräfte müsse auf unbestimmte Zeit 
verschoben werden, teilte die Bundesre-
gierung mit. Die philippinische Regierung 
habe die Ausreise von Pflegekräften, die 
nach dem 8. März angeworben wurden, 
untersagt, und aus Mexiko könnten derzeit 
keine Einreisen wegen der Einschränkun-
gen im Reiseverkehr organisiert werden. 

Vor einem Jahr hatte Bundesgesund-
heitsminister Jens Spahn (CDU) wegen 
des immensen Mangels an Pflegefachkräf-
ten in Deutschland – derzeit etwa 40.000 
– entsprechende Initiativen im Kosovo, auf 
den Philippinen und in Mexiko gestartet.

Anwerbung bereits seit 2013 
Dass die Bundesrepublik versucht, feh-
lendes Pflegepersonal aus dem Ausland 
zu rekrutieren, ist nicht neu. Bereits seit 
2013 gibt es ein gemeinsames Programm 
der Zentralen Auslands- und Fachver-
mittlung (ZAV), der Bundesagentur für 
Arbeit und der Deutschen Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit 

(GIZ). Mehr als 3000 Pflegefachkräfte aus 
Serbien, Bosnien und Herzegowina, den 
Philippinen und Tunesien konnten bis-
lang vermittelt werden. Sie kommen in 
Krankenhäusern und in privaten Pflege-
einrichtungen zum Einsatz. 

Die GIZ stellt den Kontakt zu Bewer-
ben – nicht nur im Pflegesektor, sondern 
auch in Handwerksberufen – in den Ziel-
ländern her, veröffentlicht Stellenangebo-
te, führt Bewerbungsgespräche und wählt 
geeignete Fachkräfte aus. Sie betreut die 
angenommenen Bewerber bei ihrem be-
ruflichen Start in Deutschland. Rund 200 
Einrichtungen haben das Vermittlungsan-
gebot der GIZ bisher angenommen. 

Grundvoraussetzung für eine Beschäfti-
gung in der Bundesrepublik ist der Nach-
weis von Deutschkenntnissen schon vor 
der Einreise. 

Die DeFa soll Kliniken und Pflegeein-
richtungen dabei helfen, ausländisches 
Fachpersonal zügig in den deutschen Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Die Agentur 
kümmert sich um die Prüfung der Bewer-
berunterlagen auf Vollständigkeit sowie 
um den Prozess der Anerkennungs- und 
Visaverfahren. Außerdem hilft sie den Be-
werbern, die bürokratischen Hürden zu 
nehmen. Seit ihrer Gründung hat sie rund 
1.200 Anfragen von deutschen Pflegeein-
richtungen erhalten.   M. Rosenthal-Kappi

CORONA-FOLGEN

Ausländische Pflegekräfte können nicht antreten
Philippinische Regierung untersagt die Ausreise – mit Mexiko gilt ein eingeschränkter Reiseverkehr

b MELDUNGEN

Rückführung 
versäumt
Berlin – Einen Monat nachdem ein 
Iraker auf der Berliner Stadtautobahn 
gezielt Motorradfahrer und Autos ge-
rammt hat, sind nun weitere Details 
zum mutmaßlichen Täter bekannt ge-
worden. Der unter Tatverdacht ste-
hende 30-Jährige war am 16. März 2016 
aus Finnland nach Deutschland ge-
kommen. Da Finnland ein sogenann-
ter sicherer Drittstaat ist, hätte das 
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (Bamf) sechs Monate Zeit ge-
habt, den Mann wieder in das EU-
Land zurückzuschicken. Wie nun be-
kannt wurde, hat das Bamf allerdings 
nicht einmal einen entsprechenden 
Antrag an die finnischen Behörden ge-
stellt. Wie eine parlamentarische An-
frage des Berliner Abgeordneten Mar-
cel Luthe (FDP) ergab, sprach die Ber-
liner Ausländerbehörde nach Ableh-
nung des Asylantrags fünfmal eine 
sogenannte Duldung aus. Bei dem An-
schlag am 18. August sind auf der 
Stadtautobahn sechs Menschen ver-
letzt worden, drei davon schwer. N.H.

Die SPD  
muss sparen
Berlin – Die schwachen Wahlergeb-
nisse schlagen sich für die SPD in ei-
nem deutlichen Rückgang der staatli-
chen Wahlkampfkostenerstattung 
nieder. Nach Angaben des SPD-Bun-
desschatzmeisters Dietmar Nietan 
wird seine Partei im anstehenden 
Wahlkampf für den nächsten Bundes-
tag zehn Millionen Euro weniger aus-
geben als im Bundestagswahlkampf 
2017. Damit schrumpft das Wahl-
kampfbudget der SPD im Vergleich 
zur Wahl 2017 um vier Zehntel. Als Re-
aktion auf die zurückgegangenen Ein-
nahmen hatte der SPD-Bundesvor-
stand bereits im Sommer ein Sparpro-
gramm beschlossen. Dieses sieht nicht 
nur beim Wahlkampf Einsparungen 
vor, sondern auch bei den Personal- 
und Betriebskosten. Zur Begründung 
für den Sparkurs sagte der 56-Jährige: 
„Auf Dauer können wir uns den Appa-
rat und den Wahlkampf einer 40-Pro-
zent-Partei mit den Einnahmen einer 
Partei mit zuletzt 20  Prozent nicht 
leisten.“ N.H.

Ultraschall soll 
noch warten
Berlin – Trotz einschlägiger Studien-
ergebnisse aus der Vergangenheit lässt 
die Bundesregierung abermals die 
Wirksamkeit der Altersuntersuchung 
von Asylsuchern per Ultraschall von 
Forschern untersuchen. Dies ergab die 
Antwort der Regierung auf eine Anfra-
ge des Bundestagsabgeordneten Axel 
Gehrke (AfD). Der Politiker legte in 
seiner Anfrage eine ganze Palette be-
reits erfolgreich abgeschlossener Stu-
dien vor, welche die Brauchbarkeit 
von Ultraschall zur Bestimmung des 
Alters belegen und bis ins Jahr 2005 
zurückreichen. Immer wieder schum-
meln sich volljährige Asylsucher ins 
Land, indem sie sich für minderjährig 
ausgeben. Eine offenbar längst mögli-
che Altersbestimmung per Ultraschall 
könnte den Betrug beenden. Dennoch 
will die Bundesregierung laut ihrer 
Antwort auf Gehrke nun erst einmal 
den Abschluss einer weiteren Studie 
abwarten, den sie für Juli 2012 erwar-
tet.    H.H.

VON PETER ENTINGER 

R und ein Jahr vor der Bundes-
tagswahl kommt die Alternati-
ve für Deutschland nicht zur 
Ruhe. Vor allem in den westli-

chen Bundesländern geht es hoch her. 
Noch vor wenigen Wochen, als das Berli-
ner Landgericht den Parteiausschluss des 
brandenburgischen Landes- und Frakti-
onsvorsitzenden Andreas Kalbitz zumin-
dest vorläufig bestätigte, sah Parteichef 
Jörg Meuthen wie der Sieger im Macht-
kampf aus. 

Spätestens am zweiten September-
Wochenende musste dem EU-Parlamen-
tarier dann aber dämmern, dass sein Er-
folg brüchig ist. Denn entgegen seiner 
Empfehlung wurde in Niedersachsen die 
Landes- und Fraktionsvorsitzendende 
Dana Guth abgewählt und durch Jens 
Kestner ersetzt, der keinen Hehl aus sei-
ner Freundschaft zu Kalbitz und dem 
Wortführer des mittlerweile aufgelösten 
„Flügels“, Björn Höcke, machte. 

Die öffentlichen Reaktionen auf den 
Machtwechsel im Norden konnten kaum 
unterschiedlicher sein. Während der 
mittlerweile parteilose Kalbitz während 
einer Pegida-Demonstration in Dresden 

von einer „guten Nachricht“ sprach, twit-
terte der rheinland-pfälzische Fraktions-
vorsitzende Uwe Junge, dass es sich um 
einen Supergau handeln würde. Die Beob-
achtung durch den Verfassungsschutz sei 
nun die logische Folge, die Trennung der 
Partei vom „Flügel“ überfällig. 

Ein Kampf mit harten Bandagen
Mit welch harten Bandagen innerhalb der 
Partei gekämpft wird, zeigt sich daran, 
dass – zumindest laut einem Gerichtsur-
teil – eine Facebookseite mit dem Namen 
„Alternative Basis“, auf der Guth verun-
glimpft wurde, eindeutig dem Bundes-
tagsabgeordneten Frank Pasemann zuzu-
ordnen ist. Der wurde vor wenigen Wo-
chen aus der Partei ausgeschlossen, un-
terhält aber nach wie vor beste Kontakte 
zu Höcke und Kalbitz. 

Aus dem Guth-Lager wird kolportiert, 
der neue Landesvorstand habe umgehend 
die Partei-Akademie für politische Bil-
dung dichtgemacht und deren Aufgaben 
an das Institut für Staatspolitik in Schnell-
roda delegiert. Dessen Chef, der Verleger 
Götz Kubitschek, gilt als einflussreicher 
Berater Höckes. 

Während Meuthen seine Niederlage 
noch verarbeiten muss, darf sich sein Co-

Sprecher Tino Chrupalla wieder im Auf-
wind fühlen. Beim Braunschweiger Par-
teitag warnte er vor „Ausschließeritis“ 
und forderte, dass „Sozial-Patrioten“ ei-
nen Platz in der Partei haben müssten. 

Bestätigt fühlen durfte er sich beim 
Blick auf das maue Abschneiden der AfD 
bei den Kommunalwahlen in Nordrhein-
Westfalen mit lediglich fünf Prozent. 
Chrupalla bewertete die guten Resultate 
in den Ruhrgebietshochburgen Gelsenkir-
chen, Essen, Herne und Duisburg mit dem 
Hinweis, „dass viele Potenziale in der 
einstigen Herzkammer der Sozialdemo-
kratie liegen“. Meuthens Anhänger 

schnitten dagegen in Köln, Düsseldorf 
und vor allem Münster eher schwach ab. 

Besonders erbittert gestritten wird 
derweil in Baden-Württemberg, dessen 
Landesverband sowohl Meuthen als auch 
die Bundestagsfraktionsvorsitzende Alice 
Weidel angehören. Sie will sich schon in 
Kürze zur Spitzenkandidatin wählen las-
sen. Meuthen sagt man ähnliche Ambitio-
nen nach. 

Ein hinter den Kulissen ausgehandel-
ter Kompromiss, wonach Meuthen auf 
dem sicheren zweiten Listenplatz hinter 
Weidel kandidieren sollte, dürfte schon 
wieder vom Tisch sein, nachdem Meut-
hen in einer E-Mail an alle Kreis- und Lan-
desvorstände den Verdacht geäußert hat, 
der von Weidel geführte Landesvorstand 
würde das Parteiausschlussverfahren ge-
gen den Rechtsaußen Dubravko Mandic 
absichtlich verschleppen, um den rechten 
Flügel vor dem Aufstellungsparteitag 
nicht zu brüskieren. 

Da wundert es kaum noch, dass es in 
Bayern Bestrebungen gibt, der Landesvor-
sitzenden Corinna Miazga eine neuerli-
che Bundestagskandidatur streitig zu ma-
chen. Ihr wird vorgeworfen, dass sie den 
Parteiausschluss von Kalbitz öffentlich 
begrüßt hat.

AFD

Der Pyrrhussieg des Jörg Meuthen
Andreas Kalbitz ist zwar ausgeschlossen, aber dessen politische Freunde scheinen im Aufwind

Diesen Monat im ziemlich erfolglosen AfD-Kommunalwahlkampf in Nordrhein-Westfalen: Der wirtschaftsliberale AfD-Bundessprecher und Europaabgeordnete Jörg Meuthen
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VON NORMAN HANERT

A m 20. September demonst-
rierten Anhänger der Initiati-
ve „Seebrücke“ in Berlin für 
eine Aufnahme „ALLER Men-

schen“ aus dem in Brand gesteckten 
Asyllager Moria. Gerade in der Bundes-
hauptstadt zeigt sich, dass die Losung der 
Aktivisten, „Es reicht! Wir haben Platz!“, 
massive Probleme einfach ausblendet. 
Für immer mehr Menschen „reicht es“ 
auch hierzulande nicht mehr aus.

Nur wenige Wochen ist es her, da war 
Berlins Innensenators Andreas Geisel 
politisch so schwer angeschlagen, dass 
nicht einmal sein Rücktritt ausgeschlos-
sen schien. Das Agieren des SPD-Politi-
kers rund um die große Corona-Demons-
tration hatte selbst im eigenen Lager 
Zweifel aufkommen lassen, ob der 54-Jäh-
rige seinem Amt gewachsen ist. Als Rück-
trittsforderungen aufkeimten, überspielte 
der Attackierte dies zunächst mit der For-
derung nach einer generellen Masken-
pflicht für Demonstrationen. Mittlerweile 
ist Geisel sogar in die politische Offensive 
gegangen:

Nur wenige Tage, nachdem ein mut-
maßlich durch Brandstiftung verursach-
tes Feuer das Asyllager Moria auf der Insel 
Lesbos zerstörte, lotete Geisel in Athen 
persönlich aus, wie betroffene Asylsucher 
nach Berlin geholt werden können. Der 
Senator traf sich mit dem griechischen 
Minister für Asyl und Migration und dem 
Leiter der Griechenland-Mission des UN-
Flüchtlingshilfswerks. 

Schon jetzt völlig überfordert
Geplant war die Reise offenbar bereits 
seit Ende Juli, nachdem Bundesinnenmi-
nister Horst Seehofer (CSU) Pläne des 
rot-rot-grünen Senats gestoppt hatte, 300 
Immigranten aus Moria nach Berlin zu 
holen. Nach seiner Rückkehr aus Athen 
kündigte Geisel an: „Wir werden beim 
Thema Flüchtlinge weiter Druck ma-
chen.“ Rückendeckung erhält der Innen-
senator dabei vom Regierenden Bürger-
meister. „Wir können deutlich mehr Men-
schen helfen als derzeit, und Berlin steht 
dafür bereit“, so Michael Müller (SPD).

Tatsächlich wirkt Berlin schon bei 
der Integration derjenigen Immigran-
ten, die mit der großen Asylwelle von 

2015 gekommen sind, völlig überfordert. 
Gemünzt auf Merkels „Wir schaffen 
das!“, erklärte beispielsweise Berlins Ar-
beits- und Sozialsenatorin Elke Breiten-
bach (Linkspartei) erst kürzlich: „Wir 
haben es noch nicht geschafft.“ Breiten-
bach wies darauf hin, dass es trotz Fort-
schritten bei der Versorgung der Asylsu-
cher mit Wohnungen und ihrer Integra-
tion auf dem Arbeitsmarkt noch viel zu 
tun gebe.

Angesprochen hat die Senatorin da-
mit zwei Bereiche, auf denen es auch für 
viele alteingesessene Berliner immer 
schwieriger wird. Seit der Senat im März 
Pandemie-Maßnahmen verhängte, ha-
ben mehr als 50.000 Berliner ihren Ar-
beitsplatz verloren. Gut ein Drittel der 
aktuell mehr als 209.000 Arbeitslosen in 
der Hauptstadt hat einen Immigrations-
hintergrund. Im Vergleich zum Vorjah-
resmonat wuchs im Juni die Arbeitslosig-

keit unter Ausländern in Berlin um 49 
Prozent.

Alarmierende Töne schlug die Arbeits-
senatorin beim Thema Jugendarbeitslo-
sigkeit an. Schon vergangenes Jahr lag die 
Quote der von Arbeitslosigkeit betroffe-
nen Berliner im Alter von 15 bis 25 Jahren 
im Durchschnitt bei 8,4 Prozent. Binnen 
eines Jahres stieg die Quote um 45 Pro-
zent an. Breitenbach warnte: „Wir haben 
eine Generation von Schulabgängern, die 
praktisch auf der Straße steht.“ 

Kinder müssen leiden
Tatsächlich schon auf der Straße gelandet 
sind jene Zehntausende Berliner, die 
durch Mietschulden oder durch Eigenbe-
darfskündigungen in den vergangenen 
Jahren ihre Wohnungen verloren haben. 
Allein von 2015 bis Ende 2016 hatten sich 
die Fälle, bei denen wohnungslose Men-
schen in bezirkseigenen Unterkünften 

oder Einrichtungen der freien Wohl-
fahrtspflege untergebracht werden muss-
ten, bereits auf über 30.000 verdoppelt. 

Inzwischen schrumpfen nun auch noch 
die finanziellen Spielräume der zwölf Ber-
liner Stadtbezirke, um in solchen Fällen 
Hilfe zu leisten. Die Lockdown-Krise reißt 
ein riesiges Loch in den Haushalt ganz Ber-
lins. Der Senat geht davon aus, dass der 
Metropole selbst im günstigsten Fall astro-
nomische sechs Milliarden Euro an Ein-
nahmen fehlen werden. 

Um die Ausfälle zu bewältigen, sollen 
nach dem Willen von Finanzsenator Mat-
thias Kollatz (SPD) die zwölf Bezirke in 
diesem und im kommenden Jahr bei ihren 
Ausgaben 160 Millionen Euro einsparen. 
Als Folge diskutiert nun beispielsweise 
der Bezirk Neukölln, ab 2021 freien Trä-
gern von Kinder-, Jugend- und Familien-
projekten die städtischen Zuschüsse um 
850.000 Euro zu kürzen. 

SOZIALE LAGE

„Stehen praktisch auf der Straße“
Während der Senat großzügig Asylsucher aus Moria aufnehmen will, wächst bei den Berlinern die Not

45 Prozent mehr junge Arbeitslose binnen eines Jahres: Bewerber stehen vor einem Jobcenter Schlange Foto: Mauritius

b KOLUMNE

Der Berliner Verein „Potse e.V.“ betreibt 
in der Potsdamer Straße 180 einen Treff-
punkt für linke Jugendliche, an dem 
Punkkonzerte und andere laute Veran-
staltungen sowie „politische Aktionen“ 
stattfinden. Ihm droht nun die Räumung. 
Bereits im Juli hatte das Landgericht der 
Räumungsklage des Bezirksamts Tempel-
hof-Schöneberg stattgegeben. Die bishe-
rigen Gerichtstermine waren von Tumul-
ten begleitet. Im Januar ließ der Richter 
deswegen den Gerichtssaal räumen. 
Nachdem das Urteil bereits im Juli gefal-
len war, hatte sich der Verein, der das 
Jugendzentrum betreibt, mit einem Ein-
spruch dagegen gewehrt, der nun eben-
falls zurückgewiesen wurde. 

Bislang ist der zuständige Jugend-
stadtrat Oliver Schworck (SPD) aber 
nicht tätig geworden. Bereits zum 31. De-
zember 2018 hatte der Eigentümer dem 

Bezirksamt den Mietvertrag gekündigt. 
Das Bezirksamt wiederum stellt „Potse 
e.V.“ die Räumlichkeiten zur Verfügung 
und überweist Monat für Monat 5000 
Euro. Für Miete und andere Kosten waren 
bis Juli 2020 vom Eigentümer dem Be-
zirksamt 225.000 Euro in Rechnung ge-
stellt worden. 

Polizei hält sich zurück
Die Nachbarn des „Potse“ werden gele-
gentlich belästigt. Die Bässe wummern 
aus riesigen Lautsprechern. Einige „junge 
Leute“ sind immer wieder am demonst-
rieren, gehen dazu auf die Fahrbahn und 
blockieren die Busspur. Eine Berliner Ta-
geszeitung weiß von Unmutsäußerungen 
einiger Autofahrer zu berichten. Die Ber-
liner Polizei greift bei den Demonstratio-
nen nicht ein. Innensenator Andreas Gei-
sel (SPD) pflegt einen Kuschelkurs. 

Die „jungen Leute“ hatten die Räum-
lichkeiten ursprünglich einfach besetzt. 
Sie scheren sich jetzt auch nicht um das 
Gerichtsurteil. „Wir kämpfen weiter, un-
abhängig von diesem Urteil ... Wir sind 
nicht sonderlich überrascht darüber. 
Trotzdem fordern wir natürlich, dass sich 
der Bezirk Tempelhof-Schöneberg nicht 
auf eine gewaltvolle Räumung einlässt“, 
fordern die Besetzer in einer ersten Re-
aktion. 

Sie wollen die Räumlichkeiten nur 
dann verlassen, wenn ihnen das Bezirks-
amt Ersatz zur Verfügung stellt. Stadtrat 
Schworck ist darum zwar bemüht, aber 
bisher ohne Erfolg. Er glaubt, derartige 
Jugendzentren seien, gerade für junge 
Menschen, die alternativ leben wollen 
oder keine Perspektive haben, wichtig. 
Ein Grund für die Erfolglosigkeit könnte 
darin zu suchen sein, dass kein Haus-

eigentümer derartige Mieter beherbergen 
möchte, die „normale“ Mieter belästigen 
und deren Nachbarschaft vielleicht auch 
nicht ganz ungefährlich ist. 

Die Liste der linken „Freiräume“ in 
der deutschen Hauptstadt ist mittlerweile 
lang: Rigaer Straße, Liebigstraße. Sauf-
kneipe Syndikat, Diesel A, Drugstore, Sa-
bot Garten, Friedelstraße 54 ... eine Auf-
stellung, die sich fortsetzen ließe. 

Immer werden die Steuerleistungen 
der Normalbürger dafür in Anspruch ge-
nommen, Sonderrechte für linke Projekte 
zu finanzieren. Schworck kommt in Erklä-
rungsnot. Über eine Räumung will er un-
gern sprechen. Er schließt sie aber auch 
nicht mehr aus. Ein Polizei-Einsatz wäre 
erst in Wochen, wenn nicht Monaten 
denkbar, hofft er, um das angeblich Unan-
genehme auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 
verschieben zu können.  Frank Bücker

„JUGENDPROJEKT“

Anwohner belästigt, Urteil ignoriert
Vermieter will linkes Berliner Zentrum „Potse“ loswerden – Richter stärken ihm den Rücken

Sonderrechte 
für Radler 

VON THEO MAASS

Im August dieses Jahres starben in 
Berlin zwei Fahrradfahrer bei einem 
Verkehrsunfall. Seit Jahresbeginn sind 
mittlerweile 13 Radfahrer auf den Stra-
ßen der deutschen Hauptstadt zu To-
de gekommen. 2019 waren es nur 
sechs. 2018 immerhin elf und 2017 
zehn. Die Tendenz ist also steigend. 

Gleichzeitig versucht die grüne 
Verkehrssenatorin Regine Günther 
den Straßenraum zugunsten der Rad-
fahrer neu zu verteilen. In den Medien 
steht zu lesen, welch angeblich wichti-
gen Beitrag Radfahrer bei dem Kampf 
um das angeblich bedrohte Klima 
spielen. Sind Radfahrer also bessere 
Menschen? Sind sie gar – zumindest 
moralisch – mit Sonderrechten ausge-
stattet? Oder ist am Ende eine mögli-
cherweise zunehmende Aggressivität 
der Radfahrer an der Zunahme der 
Todesfälle mitschuldig? Eine Vielzahl 
von Autofahrern, aber auch Fußgän-
gern, klagt über eine wachsende Rück-
sichtslosigkeit von Radfahrern ande-
ren Verkehrsteilnehmern gegenüber. 

Dazu passt ein Fall, der im Juli vor 
Gericht verhandelt wurde. Ein Rad-
fahrer hatte in Berlin-Treptow das 
Rotlicht einer Ampel missachtet. Ein 
neben ihm stehender Feuerwehrmann 
verfolgte mit seinem Auto den Rot-
lichtsünder und stoppte ihn schließ-
lich. Der Radler bespuckte den Auto-
fahrer und pöbelte „Verpiss dich!“ Der 
Autofahrer stieg aus, packte den Rad-
fahrer und beschimpfte ihn gleichfalls. 

Der Richter verurteilte den Auto-
fahrer wegen Nötigung und leichter 
Körperverletzung zu 50 Tagessätzen 
à 80 Euro und drei Monaten Fahrver-
bot. Dann machte der Richter seine 
Sicht der Dinge deutlich: „Sie haben 
nicht die Aufgabe, die Einhaltung 
der Verkehrsordnung durchzuset-
zen.“ Obwohl der Radfahrer unstrei-
tig die Rote Ampel missachtet hatte, 
ging er unbeschadet aus dem Ge-
richtssaal. Ein ganz schlechtes Zei-
chen für die übrigen Verkehrsteil-
nehmer in Berlin. 

b MELDUNG

„Heldenprämie“ 
entfällt 
Berlin – Am Amtsgericht Tiergarten 
haben sich Personalrat, Frauenvertre-
tung und Verwaltung darauf verstän-
digt, den am Gericht tätigen Wacht-
meistern keine „Heldenprämie“ für 
ihren Einsatz auf dem Höhepunkt der 
Corona-Maßnahmen zu zahlen. Als 
Grund für die Entscheidung wird die 
geringere Arbeitsbelastung genannt. 
Normalerweise finden unter dem 
Dach des Kriminalgerichts in der 
Turmstraße beim Amtsgericht Tier-
garten und dem Landgericht Berlin 
täglich bis zu 300 Hauptverhandlun-
gen statt. Da die Berliner Strafjustiz 
im Frühjahr aber nur noch in einem 
sehr eingeschränkten Notbetrieb ge-
arbeitet hatte, war die Zahl der tägli-
chen Fälle zeitweise auf nur noch zehn 
bis 25 Verfahren gesunken. Weiterhin 
verhandelt wurden schwerste Gewalt-
straftaten wie Vergewaltigungen und 
Tötungsdelikte. Fälle, in denen es um 
Ladendiebstahl, Hausfriedensbruch 
oder Beleidigung ging, blieben dage-
gen liegen und müssen nun abgearbei-
tet werden.  N.H.
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Afrikaner stürmen die Urlaubsinseln
Wegen Corona kommen kaum Urlauber auf den Archipel vor Westafrika – dafür viele Asylsucher

Seit die Türkei im östlichen Mittelmeer 
nach Gas sucht, verstärkt sich der Kon-
flikt mit dem Nachbarn Griechenland, der 
das Potenzial zum Krieg hat. Ausgangs-
punkt könnte eine kleine griechische Insel 
sein, bei der nicht nur das Gas, sondern 
auch bald illegale Zuwanderer zum Zank-
apfel mit der Türkei werden könnten. 

Nur zwei Kilometer liegen zwischen 
Kastelorizo und der türkischen Küsten-
stadt Kaş. Auf der östlichsten bewohnten 
Insel Griechenlands, leben gerade noch 
500 Einwohner, im türkischen Kaş über 
7000. Die Mini-Insel trennt jedoch mehr 
als 150 Kilometer von der nächsten grie-
chischen Insel Rhodos. In dem Seegebiet 
dazwischen lässt der türkische Staatsprä-
sident Recep Tayyip Erdoğan nach Gas 
suchen, und er ist nicht bereit, auch nur 
einen Zentimeter nachzugeben. 

Dabei hatte er erst kurz zuvor verkün-
det, dass vor der türkischen Schwarz-
meerküste riesige Vorkommen von Erd-
gas gefunden worden seien. Darüber hin-

aus besitzt die Türkei eine mindestens  
2000 Kilometer lange südliche Mittel-
meerküste, vor der sich keine griechi-
schen Inseln befinden, aber dort lässt 
Erdoğan nicht bohren. Alles sieht danach 
aus, als ob er es gar nicht auf Erdgas ab-
gesehen hat, sondern nur einen Vorwand 
sucht, um seine Macht zu demonstrieren. 

Symbol der Wehrhaftigkeit
Trotz ihrer nur neun Quadratkilometer 
wiegt die kleinste der griechischen Inseln 
in der Region schwer. Sie war im 20. Jahr-
hundert bereits nacheinander osmanisch, 
italienisch, französisch und schließlich 
seit 1947 griechisch. All dieses zeigt die 
strategische Bedeutung der kleinen Insel. 
Der Ort ist auch ein Symbol der griechi-
schen Wehrhaftigkeit. 

Von hier aus hat der frühere griechi-
sche Ministerpräsident Alexis Tsipras im 
Jahr 2018 stolz das Ende des EU-Ret-
tungsprogramms für sein Land verkün-
det. Acht Jahre zuvor hatte auch der von 

2009 bis 2011 regierende Giorgos Papan-
dreou diese winzige Ecke des Dodekanes 
gewählt, um nach Hilfe des IWF und der 
EU zu betteln. 

1974 beschlossen einige türkische Na-
tionalisten während des Einmarsches tür-
kischer Truppen auf Zypern, Kastelorizo 
gleich mit zu besetzen und zu annektie-
ren. Ihre Boote mit ihren roten türkischen 
Flaggen wurden jedoch damals von der 
türkischen Küstenwache gestoppt. Im 
vergangenen Jahr hat ein Pro-Erdoğan-
Sender diese Amateur-Invasoren noch 
einmal interviewt, als wolle er damit sa-
gen, dass die Geschichte ihnen Recht ge-
ben könnte. Auf der kleinen Insel ist kei-
nerlei griechisches Militär stationiert. 
Wenn es zum Krieg kommt, ist die Insel 
nicht zu halten.

Viele Bewohner der Insel glauben je-
doch, dass auch ohne einen Krieg die Insel 
nicht mehr zu halten sei. Denn falls sich 
unter den Einwanderern in der Türkei im-
mer weiter herumspricht, dass genau die-

se Insel die kürzeste Stelle zwischen der 
Türkei und Griechenland ist, werden es 
immer mehr Immigranten versuchen, an 
dieser Stelle die zwei Kilometer zwischen 
dem Orient und dem rettenden Europa zu 
überwinden. 

Asylsucher schliefen in Kirche
Bereits diesen Februar, als Erdoğan ein-
seitig erklärte, die Grenze zwischen der 
Türkei und Griechenland sei offen, waren 
an einem Tag mehr als 100 Zuwanderer 
illegal nach Kastelorizo gekommen, weil 
die türkische Küstenwache nicht mehr 
ihre Küste bewacht hat. Wochenlang be-
lagerten die Asylsucher damals die kleine 
Insel und schliefen in Kirchen und auf of-
fenen Plätzen, weil die Insel keinerlei Auf-
nahmemöglichkeit für Immigranten hat. 

Viele Einwohner fürchten jetzt, dass 
Erdoğan, um Druck auf Griechenland und 
die EU auszuüben, noch mehr Immigran-
ten schicken wird. Dann fällt die Insel, 
ohne dass ein Schuss fällt. Bodo Bost

GRIECHISCH-TÜRKISCHER KONFLIKT

Kampf um Kastelorizo
Nicht nur Lesbos – Eine andere griechische Insel könnte sich zur neuen Front in der Ägäis entwickeln

b MELDUNGEN

VON WOLFGANG KAUFMANN

A uf einigen der zu Spanien ge-
hörenden Inseln der Kanaren 
entwickelt sich derzeit eine 
ähnliche Situation wie auf den 

griechischen Ägäis-Inseln: Sie werden in 
wachsendem Maße von illegalen Immig-
ranten überrannt, was zu Problemen vor 
Ort führt.

Bereits im Jahre 2005 brachten Schlep-
per über 4700 Asylsucher von der west-
afrikanischen Küste nach Lanzarote, Fu-
erteventura, Gran Canaria und Teneriffa. 
Und 2006 schnellte die Zahl der Überge-
setzten dann schlagartig auf knapp 32.000 
hoch. Daraufhin ergriff Spanien entschie-
dene Gegenmaßnahmen. So zwangen Pa-
trouillenschiffe von Marine und Küsten-
wache die Schlepperboote gleich unweit 
der afrikanischen Küste zur Umkehr. 

Außerdem vereinbarte Madrid Ab-
schiebeabkommen mit Marokko und 

Mauretanien. Im Ergebnis dessen kamen 
2007 bloß noch um die 10.000 tatsächli-
che oder vorgebliche Flüchtlinge auf die 
Kanaren. Und in den Jahren danach gin-
gen die Zahlen weiter kontinuierlich zu-
rück, bis die Behörden 2016 lediglich 663 
illegale Immigranten aus Afrika registrier-
ten – und 2017 waren es sogar nur 423.

Dieses Jahr schon über 4000 Illegale
Allerdings gab es seitdem einen neuen 
Anstieg: 2018 landeten schon wieder 1266 
Asylsucher auf den Inseln, während 2019 
fast 3000 Afrikaner die mindestens 100 
Kilometer lange Überfahrt bewältigten.

Da die Regierung in Madrid nichts da-
gegen unternahm, setzte sich der Trend 
im laufenden Jahr fort: Nach Zählung des 
spanischen Seenotrettungsdienstes So-
ciedad de Salvamento y Seguridad Maríti-
ma und der Comisión Española de Ayuda 
al Refugiado (Spanische Kommission für 
Flüchtlingshilfe) trafen zwischen dem  

1. Januar und 31. August genau 136 Boote 
mit 3933 Personen an Bord auf Lanzarote, 
Fuerteventura, Gran Canaria und Tenerif-
fa ein. Und der Ansturm geht weiter: In 
den ersten Septembertagen erreichten 
nochmals 14 große Pirogen mit mehreren 
hundert Illegalen an Bord die Kanaren.

Dabei gestaltet sich die Unterbringung 
der Neuankömmlinge mittlerweile ähn-
lich schwierig wie auf Lesbos, Samos und 
anderswo im Ägäischen Meer. Denn auf 
den Kanaren gibt es lediglich zwei soge-
nannte Internierungszentren für Auslän-
der, wobei das Centro de Internamiento 
de Extranjeros (CIE) von Barranco Seco 
in Gran Canarias Hauptstadt Las Palmas 
wegen Baumaßnahmen derzeit nur einge-
schränkt genutzt werden kann und das 
CIE in Hoya Fría auf Teneriffa hoffnungs-
los überfüllt ist. 

Darüber hinaus entschied ein spani-
sches Gericht, dass die erstgenannte Ein-
richtung so schnell wie möglich geräumt 

werden müsse, weil die dort Lebenden 
Gefahr liefen, sich gegenseitig mit dem 
Coronavirus anzustecken.

Abhilfe könnten hier Abschiebungen 
nach Marokko und Mauretanien bringen, 
doch diese sind aufgrund der Pandemie 
derzeit nicht möglich. Die letzte Rückfüh-
rung von rund 50 abgelehnten Asylbewer-
bern, die in Mauretanien in See gestochen 
waren, erfolgte am 2. März. Dann verhin-
derten die allgemeinen Grenzschließun-
gen weitere Abschiebeflüge. Aufgrund 
dessen beschloss das Innenministerium 
in Madrid die Wiedereröffnung des frühe-
ren CIE in El Matorral auf Fuerteventura. 

Unterkunft in Ferienanlagen
Darüber hinaus werden viele Illegale nun 
auf Kosten der spanischen Steuerzahler in 
leer stehenden Privatwohnungen, Hotels 
und Ferienanlagen untergebracht – für die 
Eigentümer eine willkommene Gelegen-
heit, Einnahmeverluste durch die Coro-
na-Krise zu kompensieren.

Das wiederum sorgt für Proteste bei 
den Anwohnern, welche um das touristi-
sche Image ihrer Ortschaften fürchten. So 
gingen die Bürger von Hoya de Tunte in 
der Gemeinde San Bartolomé de Tirajana 
im Süden von Gran Canaria auf die Stra-
ße, um die Verlegung von 400 afrikani-
schen Wirtschaftsflüchtlingen in ein Bun-
galow-Dorf am Rande der Kommune zu 
verhindern. Zu diesem Zweck errichteten 
die Demonstranten Zugangssperren, wur-
den dann aber von der Polizei vertrieben, 
woraufhin die Immigranten ihr neues 
Quartier beziehen konnten.

In Reaktion hierauf drang der sozialis-
tische Präsident der Regierung der Kana-
ren, Ángel Víctor Torres, am 9. September 
während einer Videokonferenz mit dem 
spanischen Minister für Inklusion, Sozia-
le Sicherheit und Migration, José Luis 
Escrivá, auf „sofortige und energische 
Maßnahmen“ seitens der Zentralregie-
rung, da deren Untätigkeit „rechten Kräf-
ten“ in die Hände spiele.

Am besten wäre es, die Asylsucher al-
lesamt auf das spanische Festland zu brin-
gen. Nun ist die Frage, ob Madrid dieser 
Forderung tatsächlich nachkommt, um 
Aufruhr unter Immigranten wie Einhei-
mischen zu vermeiden.

Kriegsspiele 
im Kaukasus
Moskau – Unter Leitung des General-
stabs in Moskau haben bis zum  
26. September russische Einheiten zu-
sammen mit Soldaten aus China, Pakis-
tan, Weißrussland, Armenien und My-
anmar an einer Übung namens „Kauka-
sus 2020“ teilgenommen. Nach Anga-
ben des russischen Verteidigungsmi-
nisteriums beteiligen sich rund 80.000 
Personen an dem Manöver. Neben 
12.900 Soldaten waren auch Mitarbei-
ter des Zivilschutzes und technisches 
Personal eingezogen worden. Nach An-
gaben des russischen Vizeverteidi-
gungsministers Nikolaij Pankow war 
das Ziel der Übung, die Zusammenar-
beit der Teilnehmer-Staaten und das 
gemeinsame Vorgehen von Soldaten zu 
stärken. Bereits im August hatten tür-
kische und aserbaidschanische Solda-
ten in Aserbaidschan ein zweiwöchiges 
Manöver durchgeführt. Von Armenien 
war das Manöver als Provokation kriti-
siert worden. Während der Übung hat-
te Armeniens Armee in Alarmbereit-
schaft gestanden. N.H

Brandstifter 
festgenommen
Moria – Sechs junge Afghanen sitzen 
auf der Insel Lesbos in Untersuchungs-
haft. Sie werden wegen des Feueraus-
bruchs im Asyllager Moria der Brand-
stiftung verdächtigt. Falls sie als Schul-
dige überführt werden können, würden 
die Täter „ihre Strafen in Griechenland 
verbüßen und dann abgeschoben“, sag-
te der griechische Migrationsminister 
Notis Mitarachi. Die vier mutmaßli-
chen Brandstifter im Alter von 19 Jah-
ren und zwei 17-Jährige wurden bereits 
kurz nach dem Brand vor zwei Wochen 
in Gewahrsam genommen. Bislang be-
teuerten sie allerdings ihre Unschuld. 
Inzwischen wurde auf einem unge-
nutzten Truppenübungsplatz nur we-
nige Kilometer vom völlig zerstörten 
Lager Moria entfernt ein Zeltlager als 
Übergangslösung aufgebaut. Im grie-
chischen Parlament erklärte Mitarachi, 
dass auf Lesbos ein modernes und si-
cheres neues Camp entstehen werde.  
Gegen ein solches wehren sich die In-
selbewohner und begründeten ihre Ab-
lehnung mit den jahrelangen verhee-
renden Zuständen in Moria.   MRK

Zypern droht 
mit Veto
Nikosia – Eigentlich sollte die EU die-
ser Tage gegen 40 weißrussische Per-
sonen Kontosperrungen und Einreise-
verbote durchsetzen als Antwort auf 
Wahlfälschung und die Verfolgung 
Oppositioneller in Weißrussland. Dem 
will das kleine Zypern allerdings nur 
unter der Bedingung zustimmen, dass 
wegen des schwelenden Gasstreits 
auch Sanktionen gegen die Türkei ver-
hängt werden. Der zypriotische Präsi-
dent Nikos Anastasiades steht unter 
Druck, seine Blockadehaltung aufzu-
geben. Sanktionen müssen in der EU 
einstimmig erfolgen. Zypern hat rin 
Vetorecht. Recep Tayyip Erdoğan hat-
te das Forschungsschiff „Orec Reis“ 
zur Erkundung von Gasvorkommen in 
eine auch von Griechenland und Zy-
pern beanspruchte Region im östli-
chen Mittelmeer geschickt. Anastasia-
des befürchtet, von den EU-Partnern 
nicht die erforderliche Unterstützung 
gegen Erdo ğan zu erhalten. MRK

Ferien für Afrikaner in einer der Hotelanlagen: Ein spanisches Rettungsboot geleitet Einwanderer nach Los Cristianos auf Teneriffa
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VON NORMAN HANERT

I n ihrer ersten Rede zur Lage der EU 
hat Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen vorgeschlagen, das 
Ziel zur Reduzierung von Kohlendi-

oxidemissionen in der EU radikal anzu-
heben. Hieß es bislang, der Kohlendioxid-
ausstoß solle bis 2030 um mindestens 
40 Prozent gegenüber 1990 sinken, so hat 
von der Leyen nun eine Reduzierung um 
„mindestens“ 55  Prozent als neues Ziel 
ausgegeben. 

Hochrangige Wirtschaftsvertreter ha-
ben inzwischen starke Zweifel an dem 
Vorhaben angemeldet. Laut Dieter Kempf, 
Präsident des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI), steht die Industrie 
zwar hinter dem Pariser Klimaabkom-
men, doch wird die Verschärfung der Kli-
maziele „inmitten der größten Wirt-
schaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg“ 
Wirtschaft und Gesellschaft „vor enorme 
Herausforderungen mit ungewissem Aus-
gang“ stellen. 

Auch der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) warnt in ei-
ner Analyse vor rapide ansteigenden Kos-
ten durch die neuen „Klimaziele“. Aus 
Sicht des Verbandes droht sogar die Ge-
fahr von irreparablen Strukturbrüchen, 
wenn der bereits laufende Strukturwan-
del nun nochmals stark beschleunigt 
wird. Im Kontrast dazu unterstützen al-
lerdings auch einige Unternehmen eine 
drastische Verschärfung der „Klimaziele“ 
ganz ausdrücklich.

Im Gegensatz zur Mehrheit in der Au-
tomobilbranche begrüßte etwa das staats-
nahe Unternehmen Volkswagen den Vor-
stoß der EU-Kommissionschefin. Und der 
Essener Energieversorger E.ON lobte die 
EU dafür, dass sie mit der Initiative ihre 
Führungsrolle innerhalb der Staatenge-
meinschaft beweise. 

Einzelnen Unternehmen wie den gro-
ßen Energieversorgern winken gute Ge-
schäfte. So geht der DIHK davon aus, dass 
ein höheres Tempo auf dem Weg zur „Kli-
maneutralität“ zwangsläufig zu schneller 
steigenden Energiepreisen führt. Auch 
Branchen, die Investitionsgüter anbieten, 
könnten zu den Profiteuren zählen.

Chef-Wirtschaftsweise entsetzt
In Brüssel rechnet die EU-Kommission 
damit, dass in der EU bis 2030 jährlich im 
Schnitt 1,7 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes zusätzlich in Öko-Energien inves-
tiert werden müssen. Dies entspräche pro 
Jahr Mehrausgaben von 350  Milliarden 
Euro. Der Versuch, Europas Wirtschaft zu 
dekarbonisieren, wird mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch ein neues Umvertei-
lungssystem nach dem Modell der EU-Ag-
rarpolitik in Gang setzen. 

Da den Unternehmen in der EU ganz 
massive Wettbewerbsnachteile gegen-
über Konkurrenten aus anderen Teilen 

der Welt drohen, scheinen Subventionen 
und die Tendenz zur Abschottung des 
EU-Binnenmarkts vom Weltmarkt alter-
nativlos. Beispielsweise ist kaum vorstell-
bar, wie sich hiesige Hersteller von „kli-
maneutral“ produziertem Stahl künftig 
noch gegen Unternehmen aus China oder 
Indien behaupten wollen, die nach her-
kömmlichen Verfahren schon jetzt viel 
kostengünstiger produzieren. In einer 
Kostenfalle werden sich auch viele andere 
Branchen wiederfinden, vom Automobil-
bau bis hin zur Landwirtschaft. 

Bereits im Juli haben sich Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron auf die Ein-
führung einer Kohlendioxid-Grenzsteuer 
geeinigt. Faktisch handelt es sich um Zöl-
le auf Importe aus Ländern, die eine we-
niger ambitionierte „Klimapolitik“ als die 
EU betreiben. Nach den Vorstellungen 

der EU-Kommission soll diese Abgabe be-
reits ab 2023 eingeführt werden. Auch 
hier drohen weitreichende Folgen. 

Wichtige Handelspartner wie die Ver-
einigten Staaten oder China könnten mit 
Gegenmaßnahmen reagieren. Zudem ist 
der verkappte Zoll kaum mit dem Regel-
werk der Welthandelsorganisation 
(WTO) zu vereinbaren. 

Hinter den Produkten europäischer 
Unternehmen stehen zudem mittlerweile 
fast immer globale Lieferketten. Der Ver-
such, bei den importierten Vorprodukten 
aus aller Welt die fällige Abgabe zu ermit-
teln, könnte daher schnell ein weiteres 
Bürokratiemonster erschaffen. 

Ähnliches Potenzial steckt in dem 
Projekt eines Lieferkettengesetzes, für 
das sich insbesondere Sozialminister Hu-
bertus Heil (SPD) und Entwicklungsmi-
nister Gerd Müller (CSU) stark machen. 

Das Vorhaben soll hiesige Unternehmen 
mit mehr als 500  Angestellten zwingen, 
für die Einhaltung der Menschenrechte 
und für die Arbeitsbedingungen in ihren 
weltweiten Wertschöpfungsketten gera-
dezustehen.

In der Bundesregierung hat vor allem 
Wirtschaftsminister Peter Altmaier 
(CDU) gegen das Gesetz Bedenken, etwa 
im Hinblick auf Haftungsregelungen. 
Ganz grundsätzliche Zweifel meldete Lars 
Feld, der Vorsitzende des sogenannten 
Rats der Wirtschaftsweisen. Der Profes-
sor für Wirtschaftspolitiker sagte, er 
schaue „mit großem Entsetzen auf das 
Lieferkettengesetz“. Aus seiner Sicht wird 
mit dem Gesetz „die Axt an das bisherige 
Erfolgsmodell der deutschen Wirtschaft 
mit stark internationalisierten Wert-
schöpfungsketten und einer starken Pro-
duktion im Ausland gelegt“.

Brüssel: Ursula von der Leyen hält ihre Rede zur Lage der EU Foto: imago images/Xinhua

DEUTSCHLAND UND DIE EU

Wie die Politik die Wirtschaft 
zu drangsalieren plant

Das ambitionierte „Klimaziel“ der EU und das geplante Lieferkettengesetz der 
Bundesregierung setzen die Axt an das Erfolgsmodell der deutschen Industrie an

Sogenannte Bonushopper lassen sich von 
Energieversorgern mit attraktive Neu-
kundentarifen und diversen Boni locken, 
um sich nach dem Ende der Mindestlauf-
zeit vom nächsten Anbieter einen Wech-
sel versüßen zu lassen. Derartige Kunden 
sind zumindest einigen Strom- und Gas-
anbietern ein Dorn im Auge. 

„Freiwild der gesamten Branche“
Deshalb arbeiten die deutschen Wirt-
schaftsauskunfteien SCHUFA Holding 
AG und CRIF Bürgel GmbH an der Schaf-
fung von sogenannten E-Pools. Das sind 
Datenbanken, die unter anderem erfassen 
sollen, wie oft Verbraucher das Versor-
gungsunternehmen wechseln. So wäre es 
möglich, Verbraucher, die sich von einem 

Neukundenvertrag zum nächsten han-
geln, zu identifizieren und entweder ganz 
als Kunden abzulehnen oder mit weniger 
vorteilhaften Konditionen abzuspeisen.

Aus Datenschutzgründen ist das prob-
lematisch, denn die E-Pools würden nicht 
nur säumige Schuldner mit Zahlungsrück-
ständen auflisten, sondern auch vertrags-
treue Bezieher von Energielieferungen. 
Die – so die Kritik nach Bekanntwerden 
der Pläne – könnten dadurch „zum Frei-
wild der gesamten Branche“ werden. 

Allerdings ist unklar, ob die Mehrheit 
der Strom- und Gasversorger solche Da-
tenbanken nutzen will. Eine Umfrage des 
Norddeutschen Rundfunks und der „Süd-
deutschen Zeitung“ unter 75 einschlägi-
gen Unternehmen erbrachte jedenfalls 

Zwiespältiges: Viele Anbieter berichteten, 
sie seien von der SCHUFA oder CRIF Bür-
gel angesprochen worden, hätten aber 
kein Interesse. Die niedersächsische Fir-
ma FirstCon äußerte sogar, der Wunsch 
nach einem „Gläsernen Kunden“ sei zwar 
„aus wirtschaftlicher Perspektive nach-
vollziehbar, aber ethisch fragwürdig“.

Andererseits kam von 25 der angefrag-
ten Unternehmen gar keine Antwort, und 
drei der größten deutschen Energiever-
sorger, die auch Privatkunden beliefern, 
sehen das Ganze unterschiedlich. So 
drückte sich nur EnBW explizit ableh-
nend aus, während E.ON und Vattenfall 
mitteilten, mit den beiden Auskunfteien 
wegen der E-Pools kooperiert oder „im 
Austausch“ gestanden zu haben. Jedoch 

sei man über die Projektphase oder Ge-
spräche hinsichtlich des möglichen Pro-
duktportfolios von SCHUFA und CRIF 
Bürgel nicht hinausgekommen. 

Die Reaktionen sind ambivalent
Das soll den Energiekunden wohl Entwar-
nung signalisieren und Misstrauen gegen-
über den Versorgern abbauen. Trotzdem 
wollen die für den Datenschutz zuständi-
gen Aufsichtsbehörden des Bundes und 
der Länder Anfang November über die 
Thematik beraten und prüfen, ob derarti-
ge Datenbanken rechtlich zulässig wären. 
Das Ergebnis ist offen, denn unter den 
Datenschutzbeauftragten gibt es nicht 
nur strikte Gegner der E-Pools.  
 Wolfgang Kaufmann

STROM- UND GASMARKT

Den „Bonushoppern“ den Kampf angesagt
Wirtschaftsauskunfteien wollen Energieversorger vor eifrigen Anbieterwechslern warnen

b MELDUNGEN

Fast 1000 Taxen 
stillgelegt
Berlin – Wegen der schlechten wirt-
schaftlichen Lage haben laut Leszek 
Nadolski, dem Vorsitzenden der Berli-
ner Taxi-Innung, die Taxi-Betriebe in 
der Hauptstadt 925 von ihren knapp 
8000 Fahrzeugen in diesem Jahr still-
gelegt. „Die Fahrzeuge sind alle abge-
meldet worden, die gibt es nicht 
mehr“, so Nadolski. Außer durch die 
Auswirkungen der Corona-Krise füh-
len sich Taxi-Betriebe bundesweit 
durch die geplante Neufassung des 
Personenbeförderungsgesetzes in ih-
rer Existenz bedroht, mit der Bundes-
verkehrsminister Andreas Scheuer die 
Rechte des Taxi-Gewerbes und der auf 
den Markt drängenden Taxi-ähnlichen 
Dienste regeln möchte. Bislang sind 
neue Anbieter wie Uber hierzulande 
nur mit befristeten Ausnahmegeneh-
migungen tätig. Für die neuen Mobili-
tätsdienste gilt zudem die sogenannte 
Rückkehrpflicht, die ihre Fahrer 
zwingt, mit den Fahrzeugen nach der 
Erfüllung jedes Auftrags wieder zum 
Betriebssitz zurückzufahren. N.H.

Strafzinsen auf 
mehr Konten
Heidelberg – Immer mehr Banken 
reichen die Strafzinsen, die ihnen die 
Europäische Zentralbank (EZB) auf 
Einlagen berechnet, an ihre Kunden 
weiter. Laut einer Auswertung des 
Vergleichsportals Verivox hat sich die 
Zahl der Banken und Sparkassen, die 
Kundeneinlagen negative Zinsen be-
rechnen, innerhalb von zwölf Mona-
ten nahezu verzehnfacht. Nach Anga-
ben von Verivox verlangten vor einem 
Jahr erst 13 Geldinstitute Strafzinsen. 
Betroffen waren dabei zumeist größe-
re Guthaben auf Tagesgeldkonten. 
Mittlerweile verlangen bereits  
126 Banken und Sparkassen Strafzin-
sen für größere Guthaben. Bei 27 Ins-
tituten liegt aktuell der Freibetrag, ab 
dem Negativzinsen berechnet werden, 
unter 100.000 Euro. Drei Institute be-
rechneten sogar bereits ab dem ersten 
Euro Negativzinsen auf Guthaben. 
Laut der Auswertung belasten drei 
Kreditinstitute ihre Kunden sogar mit 
einem zu zahlenden Zinssatz, der über 
den der EZB von 0,6 Prozent hinaus-
geht. N.H.

Kurz hält fest an 
Nord Stream 2
Wien – Während eines Staatsbesuchs 
des ukrainischen Präsidenten Wladi-
mir Selenskij in der österreichischen 
Hauptstadt erklärten sowohl Bundes-
präsident Alexander Van der Bellen als 
auch Bundeskanzler Sebastian Kurz 
ihm, dass sie keinen Zusammenhang 
zwischen der Vergiftung des russi-
schen Oppositionellen Alexej Nawal-
nyj und Nord Stream 2 sehen. Öster-
reich hält an der Fertigstellung der 
Pipeline fest, an deren Finanzierung 
auch der österreichische Energiekon-
zern OMV beteiligt ist. Zur Begrün-
dung hieß es, Russland habe sich in  
50 Jahren als verlässlicher Gasliefe-
rant bewährt. Der Ukraine sagte Kurz 
weitere humanitäre Hilfe für den Os-
ten des Landes zu. Bisher hat Öster-
reich sieben Millionen Euro für solche 
Zwecke ausgegeben. Selenskij warb 
für österreichische Investitionen für 
den Bau von Brücken, Straßen und 
Krankenhäusern. MRK



FLORIAN STUMFALL

A m 22.  November 1963 wurde 
der US-Präsident John F. Ken-
nedy in Dallas, Texas, er-
schossen. Die Welt hielt den 

Atem an, und es gab nur eine einzige Fra-
ge: Wer trägt Schuld daran? Kennedys 
Nachfolger, Lyndon B. Johnson, bestallte 
daher ein siebenköpfiges Gremium, das 
nach seinem Vorsitzenden Warren-Kom-
mission genannt wird. 

Diese Gruppe von Männern kam zu 
einem schnellen und eindeutigen Er-
gebnis: Einziger Täter sei Lee Harvey Os-
wald, es gebe keine Ver schworenen noch 
Mitwisser. Kurz darauf, bevor er noch vor 
Gericht kam, wurde seinerseits Oswald 
erschossen, von einem todkranken Mann 
namens Jack Ruby.

Der Bericht der Warren-Kommission 
aber hinterließ weitum großes Unbeha-
gen. Zum einen hieß es dort, Kennedy sei 
von hinten erschos sen worden, wo doch 
auf den Filmaufnahmen eindeutig zu se-
hen ist, dass ihn zumindest eine Kugel 
von vorne getroffen hat. Auch die Rolle 
eines der Mitglieder der Kommission, Al-
len Dulles, erzeugte Miss trauen. Er war 
es, der eine schnelle Festlegung auf Os-
wald als Täter gefordert hatte. Doch je-
dermann wusste, dass er Kennedys erklär-
ter Feind gewesen war. Dieser nämlich 
hatte ihn als CIA-Direktor gefeu ert.

Zudem wurden für die Untersuchung 
nur Erkenntnisse von den Geheimdiens-
ten verwertet. Faktensuche mit Bordmit-
teln, sozusagen, fand nicht statt. Keine 
anderen Quellen, vor allem auch keine 
Augenzeugenberichte fanden in jener Zeit 
Berücksichtigung. Später vorgelegte Do-
kumente aus nicht verwendeten Quellen 
füllen 26 Bände.

Abwehr unbequemer Fragen
Kein Wunder, dass der Warren-Bericht bis 
heute vielen Menschen wenig glaubhaft, 
zumindest übereilt und oberflächlich er-
scheint. Doch aus naheliegenden Grün-
den war es den zuständigen Behörden 
und vor allem den Politikern wichtig, Ru-
he einkehren und den Ge gen stand nicht 
mehr diskutieren zu lassen. 

Zu diesem Zweck wurde ein neues 
Wort geprägt: „conspiracy theory“, das in 
treulicher Über setzung den Weg auch 
nach Europa fand: Die Verschwörungs-
theorie war geboren.

Ihr Zweck ist es, Leute, welche die of-
fizielle Darstellung eines Sach ver   haltes 

anzweifeln oder aber eine anderslautende 
Lesart propa gie ren, als nicht ernstzuneh-
mend, lächerlich oder gar paranoid zu 
kenn zeichnen. 

Damit geschieht dreierlei: Der Kritiker 
verliert an Stimme bis zur Unhörbarkeit. 
Die Zuhörerschaft distanziert sich von 
ihm, um nicht selbst in den Geruch von 
mangelndem Ernst, Lächerlichkeit oder 
Paranoia zu kommen. Und die Vertreter 
der offiziellen Meinung sind der Notwen-
digkeit enthoben, sich mit dem Sachver-
halt selbst auseinanderzusetzen.

Kaum ein anderer politischer Kampf-
begriff hat eine derart durch schla gende 

Mehrfachwirkung. Dabei kann niemand 
bestreiten, dass es Verschwörungen gibt. 
Caesar ist einer solchen zum Opfer gefal-
len. Auch die Mörder von Wallen stein und 
Leo Trotzki sind Verschwörer gewesen. 
Jede Geheimdienststrategie, jeder Putsch 
wie etwa die Einsetzung des Diktators 
Fulgencio Batista in Kuba durch die CIA, 
oder derjenige auf dem Majdan zu Kiew 
stellt das Ergebnis einer Verschwörung 
dar. 

Überhaupt könnten die Geheimdiens-
te ohne die Mittel von geheimen Abspra-
chen ihr Handwerk vollständig aufgeben. 
Selbstverständlich war auch der Anschlag 
auf das World Trade Center in New York 
am 11.  September 2001 eine Verschwö-
rung. Die Frage ist immer nur, wer hinter 
einer Verschwö rung steckt. 

Wenn es also Verschwörungen gibt, so 
stellt sich die Frage nach ihnen mit einem 
Male anders, nämlich nicht nach dem 
„ob“, sondern nach dem „wer“. Deshalb 
ist es dem Verdikt jenes Dogmas eigen, 
niemals staatliche oder halbstaatliche 
Stellen zu treffen, sondern immer nur 
Einzelmenschen oder Gruppierungen, die 
dazu im Widerspruch stehen. 

Von markanten Einzelfällen abgese-
hen ist der dauerhafteste Zusammenhang 

mit dem Vorwurf von Verschwörungs-
theorien die Frage nach der Weltherr-
schaft. Auch hier bedarf es einer Klarstel-
lung: Der Wille zur Weltherrschaft ist 
historisch vielfach erwiesen. Die Römer 
haben, nach dem Verständnis ihrer Zeit, 
ein Weltreich errichtet. Die Hunnen taten 
es und nach ihnen die Mongolen. 

Im 16. Jahrhundert ging im Habsbur-
gerreich „die Sonne nicht unter“, wie der 
poetische Ausdruck dafür lautete, dass 
Spanien und Österreich über ein Welt-
reich geboten. Und im 19. Jahrhundert er-
oberten die Briten das größte aller bis da-
hin bestehenden Imperien. Diese Aufzäh-
lung ist unbe strittener Besitz der Ge-
schichtswissenschaft und nicht Ausdruck 
eines dumpfen Glaubens an geheime 
Mächte.

Die Frage nach der Weltherrschaft
Warum aber wird eine Feststellung, die 
für die Vergangenheit unver rückbar ist, in 
der Gegenwart dann als Verschwörungs-
theorie ange prangert, wenn es im aktuel-
len Fall um die USA geht. Diese streben 
unverhohlen, ausdrücklich und unmiss-
verständlich die Weltherrschaft an. 

Der frühere Präsidentenberater Zbig-
new Brzezinski hat in seinem Buch „Die 
einzige Weltmacht“ dem Titel entspre-
chend, das Endziel formuliert. Ebenso tat 
das sein akademischer Nachfolger Tom 
Barnett. Sein Buch lässt keine Zweifel of-
fen. Der Titel: „Der Weg in die Welt-
diktatur“. Das ist als Programm zu verste-
hen, nicht als Warnung.

Im Zuge der Klimadebatte und von 
Corona hat sich, was den Vorwurf betrifft, 
man verbreite eine Verschwörungstheo-
rie, eine qualitative Erweiterung ergeben. 
Wer mundtot gemacht werden soll, ver-
fällt nun nicht mehr allein dem Spott und 
dem Ausschluss aus jedem Gespräch, son-
dern driftet in Richtung der moralischen 
Verworfenheit und schließlich der Straf-
verfolgung. 

SPD- Bundesjustizministerin Lamb-
recht, will angesichts von Verschwörungs-
theorien mehr Geld für „Demokratie-Ini-
tiativen“. Diese seien die stärkste Waffe 
gegen „Extremisten“ und zu solchen wer-
den nun auch die tatsächlichen oder vor-
geblichen Verschwörungstheoretiker ge-
zählt. Das Recht der freien Rede erleidet 
eine weitere, eine schwere Niederlage.

b Der Autor ist ein christsoziales  
Urgestein und war lange Zeit  
Redakteur beim „Bayernkurier“.

ERIK LOMMATZSCH

Gern sprechen Politiker davon, dass sie 
„Verantwortung übernehmen“ würden. 
Die „Verantwortlichen“ treffen Ent-
scheidungen und verfügen über den 
Einsatz der von der Gemeinschaft, vom 
Volk aufgebrachten Steuermittel – zum 
Wohle eben dieses Volkes.

So sollte es idealerweise ablaufen, 
nur spielt die Wirklichkeit nicht immer 
mit. Spätestens, wenn ein Problem auf-
tritt, das hätte vermieden werden kön-
nen, stellt sich die Frage, was es mit der 
„Verantwortung“ so auf sich hat. Die 
Definitionen des Begriffs sind vielfältig. 
Man kann es etwa mit dem „Gabler 
Wirtschaftslexikon“ zunächst allgemein 
formulieren. 

Hier wird mit „Verantwortung“ der 
„Umstand bezeichnet, dass jemand ge-
genüber einer Instanz für sein Handeln 
Rechenschaft abzulegen hat“. Die viel-
benutzte Internet-Enzyklopädie „Wiki-
pedia“ wird in dem entsprechenden Ar-
tikel bereits einleitend ein wenig kon-
kreter. „Verantwortung“ gilt hier als „die 
(freiwillige) Übernahme der Verpflich-
tung, für die möglichen Folgen einer 
Handlung einzustehen und gegebenen-
falls dafür Rechenschaft abzulegen oder 
Strafen zu akzeptieren“.

Dass Politiker für die Folgen ihrer 
Entscheidungen oder auch die der ihnen 
untergebenen Mitarbeiter spürbar ein-
stehen, wie es beispielsweise ein per-
sönlich haftender Unternehmer tun 
muss, ist seit Langem nicht mehr in Mo-
de. Eine bekannte rühmliche Ausnahme 
einer nun auch schon weiter zurücklie-
genden Zeit ist Rudolf Seiters. Dieser 
war Bundesinnenminister im Kabinett 
Kohl. Anfang Juli 1993 trat er von sei-
nem Posten zurück. Der CDU-Politiker 
zog damit die Konsequenzen aus dem 
GSG-9-Einsatz am Bahnhof von Bad 
Kleinen. Die geplante Verhaftung zweier 
Angehöriger der „Rote Armee Fraktion“ 
(RAF) hatte mit dem Tod eines Polizei-
beamten und dem Suizid eines Terroris-
ten geendet. Seiters fühlte sich als Mi-
nister verantwortlich für die missglück-
te Aktion. 

Ganz anders Bundesaußenminister 
Joseph – er selbst bevorzugt das joviale 
„Joschka“ – Fischer. Der Grünen-Politi-
ker, der ab Herbst 1998 amtierte, sah 
sich in der sogenannten Visa-Affäre mit 
Vorwürfen konfrontiert. „Nicht jeder 
Zweifel an der Rückkehrbereitschaft“ 
rechtfertige die Ablehnung eines Be-
suchs-Visums, so ein Erlass des Auswär-
tigen Amtes im Jahr 2000. Eine erheb-

liche Anzahl von Missbrauchsfällen 
wurde in der Folge verzeichnet. Beson-
ders viele Visa hatte die deutsche Bot-
schaft in der Ukraine erteilt. Die rot-
grüne Regierung nahm den Erlass später 
selbst zurück. 

Fischer erklärte im Februar 2005: 
„Für mögliche Versäumnisse und Fehler 
trage ich die politische Verantwortung.“ 
Mit der lautstark und offenbar völlig un-
reflektiert vorgetragenen Aussage hatte 
es für ihn sein Bewenden.

Nun legen nicht alle Politiker die 
demonstrative Arroganz eines Joseph 
Fischer an den Tag, teilen aber wohl 
vielfach dessen Verständnis von „Ver-
antwortung“. Das Grundgesetz ist hier 
erschreckend hilfreich, heißt es doch in 
Artikel 34: „Verletzt jemand in Ausübung 
eines ihm anvertrauten öffentlichen 
Amtes die ihm einem Dritten gegenüber 
obliegende Amtspflicht, so trifft die Ver-
antwortlichkeit grundsätzlich den Staat 
oder die Körperschaft, in deren Dienst 
er steht.“ Lediglich „Vorsatz“ oder „gro-
be Fahrlässigkeit“ wären Gründe, an-
ders zu entscheiden.

Beides ist Ermessensfrage und wel-
cher Richter wird Politikern schon Der-
artiges nachsagen wollen? So stellte sich 
die Lage bis gerade eben dar.

Nun hat das Verwaltungsgericht 
Köln eine Entscheidung getroffen, mit 
der „Rechtsgeschichte geschrieben“ 
wird, so der Bund der Steuerzahler 
Nordrhein-Westfalen.Bärbel Dieck-
mann, Oberbürgermeisterin von Bonn 
von 1994 bis 2009, muss eine Million 
Euro Schadensersatz zahlen, ebenso der 
ehemalige Stadtdirektor. 

Grund sind die Vorgänge um den 
Bau des „World Conference Center 
Bonn“ (WCCB). Die Kosten waren von 
140 auf 200 Millionen angewachsen, der 
Investor verfügte von vornherein nicht 
über das notwendige Eigenkapital. Von 
einem „Millionengrab“ war die Rede. 
Der Stadtrat sei durch Frau Dieckmann 
nicht hinreichend über Bürgschaften 
Bonns – und damit letztendlich der 
Steuerzahler – informiert worden, so 
das Gericht.

Der bedenkenfreie Umgang mit den 
Mitteln der Gemeinschaft ist in diesem 
Fall mit einer spektakulär hohen Sum-
me geahndet worden, für die übrigens 
auch keine Haftpflichtversicherung ein-
steht, da Frau Dieckmann eben „grob 
fahrlässig“ gehandelt hat. 

Sollte das Urteil nicht noch revidiert 
werden oder gar Schule machen, wäre es 
ein positives Signal zum Thema „Politi-
ker-Verantwortlichkeit“.

Vor 56 Jahren im Kabinettssaal des Weißen Hauses: In Begleitung von anderen Mitgliedern der von ihm geleiteten und nach 
ihm benannten Kommission übergibt Earl Warren (l.) ihren Abschlussbericht dem US-Präsidenten Lyndon B. Johnson

Kaum ein anderer 
politischer 

Kampfbegriff hat 
eine derart durch

schla gende 
Mehrfachwirkung
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Siegfried Lenz 
für die Tasche
Hamburg – Der Verlag Hoffmann und 
Campe hat fünf der wichtigsten Werke 
des 2014 verstorbenen ostpreußischen 
Autors Siegfried Lenz im Taschenbuch 
neu herausgebracht. Die Romane 
„Deutschstunde“, „Heimatmuseum“, 
„Arnes Nachlaß“ und „Der Mann im 
Strom“ sowie die Erzählung „Der 
Geist der Mirabelle“ erscheinen in 
moderner, zeitloser Aufmachung und 
kosten zwischen zwölf und 16 Euro. 
Seit 2016 erscheint im selben Verlag 
bereits die kommentierte „Hamburger 
Ausgabe“ des Gesamtwerks von Lenz 
als gebundene Bände. tws

Krusensterns 
lange Reise 
Lüneburg – Anlässlich des 250. Ge-
burtstags des deutschbaltischen Welt-
umseglers und russischen Flottenad-
mirals Adam Johann von Krusenstern 
zeigt das Ostpreußische Landesmu-
seum vom 26. September bis 31. Januar 
2021 die Ausstellung „Reise um die 
Welt“. Es zeigt seltene Kupferstiche 
aus Krusensterns dreibändiger Publi-
kation „Reise um die Welt“, deren Vor-
lagen der Leipziger Arzt, Zeichner und 
Naturforscher Wilhelm Gottlieb Tile-
sius von Tilenau während der Weltrei-
se von 1803 bis 1806 fertigte. tws

Art Déco bei 
Käthe Kollwitz
Köln – Vom 25. September bis 10. Ja-
nuar 2021 lenkt das Kölner Käthe-
Kollwitz-Museum den Blick auf die 
„Années folles“, die „verrückten 
(1920er) Jahre“, in Frankreich. Die 
Ausstellung „Art Déco – Grafikdesign 
aus Paris“ präsentiert mehr als 100 
zum Teil großformatige Druckgrafiken 
aus der Sammlung des Hamburger 
Museums für Kunst und Gewerbe. tws

Filme, die einen Oscar gewinnen wollen, 
müssen neuerdings bestimmte Standards 
erfüllen. Sind Minderheiten wie Schwarz-
afrikaner, Asiaten oder Indianer nicht bis 
zu 30 Prozent repräsentiert, kriegt der 
Film, mag er auch ein künftiger Meilen-
stein der Kinogeschichte sein, keinen Preis. 

Wenn es danach geht, steht der kom-
mende Oscargewinner für den besten 
Film schon fest. Die britische Charles-Di-
ckens-Verfilmung „David Copperfield. 
Einmal Reichtum und zurück“, die seit 
diesem Donnerstag in unseren Kinos zu 
sehen ist, übererfüllt die Quote der Politi-
schen Korrektheit locker. Die im Film ge-
zeigte viktorianische Gesellschaft ist hier 
so multikulturell bunt, dass es fast schon 
wie eine Satire auf die Korrektheits-, Di-
versitäts- und Proporzanhänger wirkt.

Der Verdacht der Verballhornung liegt 
nahe, gilt doch Regisseur Armando Ian-
nucci als Satirespezialist, wie er mit dem 

schwarzhumorigen Film „The Death of 
Stalin“ von 2017 bewies. Darin zog er die 
letzten Tage des sowjetischen Diktators 
dermaßen durch den Kakao, dass der Film 
in Russland letztendlich verboten wurde.

Jetzt dient ihm Dickens’ Klassiker als 
Spielwiese für seinen abstrusen Humor. 
Wenn es denn wenigstens feiner engli-
scher Humor wäre. Aber damit ist es auch 
nicht weit her, mixt er sich doch mit dral-

ler italienischer Commedia dell’arte. Der 
Brite Iannucci ist schließlich selbst Sohn 
italienischer Einwanderer und das Thema 
Migration tief in ihm verwurzelt.

So hat er seinen Film ethnisch quer-
beet besetzt. Eine Schwarze spielt eine 
vornehme Dame, ein Asiate einen alko-
holsüchtigen Anwalt, und Copperfield 
wird als dunkelhäutiger Inder geboren 
und als Erwachsener vom indischstämmi-
gen „Slumdog Millionär“-Star Dev Patel 
verkörpert. Die Rollen der Schurken, Be-
trüger und sonstigen Kotzbrocken blei-
ben natürlich den Weißen vorbehalten. 
Hier glänzt immerhin Ben Whishaw als 
kriecherischer Uriah Heep (nach dem sich 
eine bekannte Rockband benannt hat).

Ansonsten ist der Film eine durchaus 
amüsante Slapstick-Version von Dickens’ 
autobiografisch geprägtem Roman, der ja 
selbst vor skurrilen Einfällen und exzent-
rischen Figuren platzt wie Copperfields 

Tante (Tilda Swinton), ihrem spinnerten 
Cousin Mr. Dick (Hugh Laurie aus der TV-
Serie „House“) oder dem ewig bankrotten 
Mr. Micawber (Peter Capaldi). 

Zur Nebensache wird dabei die Hand-
lung, in der Copperfield aus dem Garten 
Eden des Elternhauses in die Hölle eines 
Arbeitshauses als Flaschenreiniger hinab-
steigt, um über das Fegefeuer der Liebe als 
gefeierter Schriftsteller zurück ins Elysi-
um zu gelangen. Große Freiheiten hat sich 
Iannucci in dem Kostümfilm auch bei den 
Dialogen genommen, die er aus dem vik-
torianischen Korsett sprengt und zeitge-
mäß mit schnoddrigem Humor aufpeppt. 
Dadurch wird der Film zu einer unterhalt-
samen Comedyshow, bei der nur Dickens’ 
Roman das Pech hatte, als Folie zu dienen. 
Jedes andere Werk hätte es auch getan. 
Aber Beliebigkeit gehört zum Programm, 
das zeigt ja schon das multikulturell-bun-
te Auswürfeln der Akteure. Harald Tews

KINO

Multikulturelles Auswürfeln
David Copperfield wird Inder – Die Verfilmung des Klassikers von Charles Dickens als ethnisch kunterbuntes Treiben

Wahre Briten: Copperfield (Dev Patel, r.) mit seinem Schulfreund Steerforth

VON BÄRBEL BEUTNER

A uch Corona konnte nicht ver-
hindern, dass die Internatio-
nale Ernst-Wiechert-Gesell-
schaft (IEWG) in Zwiefalten 

auf der Schwäbischen Alb zusammen mit 
dem dortigen Geschichtsverein Veran-
staltungen zum 70. Todestag des Schrift-
stellers Ernst Wiechert durchführte.

Am 24. August 1950 verstarb Wiechert 
in Uerikon bei Zürich, wo er seit 1948 
wohnte (siehe PAZ vom 14. August). Sein 
letzter großer Roman „Missa sine nomi-
ne“ war wenige Tage zuvor im Druck er-
schienen. Sein Grab befindet sich in Stäfa 
bei Zürich, das die Wiechert-Gesellschaft 
eigentlich im September besuchen wollte. 
Aber diese Tagestour verhinderte Corona.

Dafür fanden die Veranstaltungen in 
Zwiefalten große Resonanz beim Publi-
kum. Am 1. September tagte der „Litera-
turkreis Zwiefalten“, der vom „Ge-
schichtsverein Zwiefalten“ ins Leben ge-
rufen worden ist, auf Schloss Ehrenfels. 
Klaus Weigelt, stellvertretender Vorsit-
zender der IEWG, referierte über Wie-
cherts KZ-Bericht „Der Totenwald“. Alle 
Teilnehmer hatten das Buch gelesen, und 
Bernd Lippmann vom „Literaturkreis 
Zwiefalten“ moderierte eine zweistündige 
Aussprache. Einer der Diskussionspunkte 
war die Frage, warum Wiechert für diesen 
„Bericht“ den Protagonisten Johannes 
einführt. Die literarische Verfremdung ist 
wohl nötig, um derartige Schrecknisse 
überhaupt darstellen zu können.

Am 5. September stellte Weigelt in 
dem „Kulturdenkmal Wimsener Mühle“ 
sein Buch „Schweigen und Sprache. Lite-
rarische Begegnungen mit Ernst Wie-
chert“ vor, das als 7. Band der „Schriften-
reihe“ der IEWG herausgekommen ist. 
Der Autor las Auszüge aus diesem seinem 
Werk vor und setzte einige Schwerpunk-
te, die für die Leserschaft wegweisend 
sein können. Denn das sei die eigentliche 
„Mission“ dieses Buches: zum Lesen an-
zuregen, so Weigelt.

Weigelt beleuchtete Wiecherts Ver-
hältnis zur Natur als gesetzgebende und 
moralische Instanz, was besonders der 
Roman „Das einfache Leben“ themati-

siert. Er arbeitete komprimiert und den-
noch detailliert Wiecherts politisches En-
gagement heraus, indem er die Reden von 
1929 und 1935 heranzog und gezielt nach-
wies, dass sogar in Wiecherts Märchen, 
geschrieben 1944/45 „mitten im totalen 
Krieg“, Abrechnungen mit Gewaltherr-
schaft und Unrecht zu finden sind. Die 
Machthaber fühlten sich bedroht, obwohl 
die Kritik sowohl in der Novelle „Der wei-
ße Büffel“ wie in den Reden auf einem li-
terarischen und philosophischen Niveau 
angesiedelt war. 

Ein humanistisches Menschenbild
Wiecherts Verhaftung 1938, die KZ-Haft 
in Buchenwald und die anschließende Ge-
stapo-Aufsicht bis 1945 lassen keinen 
Zweifel an seinem politischen Wider-
stand. Dabei, so betonte Weigelt, ging 
Wiechert stets von einem humanistisch 
geprägten Menschenbild aus – obwohl 
durch die Erlebnisse im Ersten Weltkrieg 

und durch die KZ-Erfahrungen ein Riss 
durch dieses Menschenbild ging.

Besonders dieser Punkt führte zu ei-
ner lebhaften Diskussion im Anschluss an 
die Lesung, die wieder von Lippmann mo-
deriert wurde. Wiechert habe vielleicht 
im Humanismus und dessen Menschen-
bild einen Ausweg gesehen, weil die De-
mokratie in der Weimarer Republik für 
Intellektuelle wenig attraktiv gewesen sei. 
Die Auswirkungen des NS-Regimes be-
stärkten ihn in seiner Hoffnung auf Ein-
forderung von Menschlichkeit, Nächsten-
liebe und Schutz der Schwachen.

Der Vorsitzende des „Geschichtsver-
eins Zwiefalten“, Hubertus-Jörg Riedlin-
ger, hatte für die „Wiechert-Tage“ auch 
einen musikalischen Rahmen organisiert. 
Eine gelungene Überraschung war das 
Konzert der Sopranistin Karina Aßfalg im 
Garten des Restaurants „Heimatküche“ 
am Abend des 4. September, ein „Feuer-
werk“ aus Oper, Musical und Schlager. Am 

5. September fand in der „Wimsener Müh-
le“ außerdem ein Konzert des Ensembles 
„Fagottissimo“ Stuttgart statt, ein Erleb-
nis für das Publikum – und auch für die 
Fagottisten, denn es war ihr erster Auf-
tritt seit Februar.

Die positiven Berichte in der lokalen 
Presse zeigten, dass die gute Zusammen-
arbeit zwischen der IEWG und dem Ge-
schichtsverein zu einer Konstante im kul-
turellen Leben der Region geworden ist.

b Buchtipp Klaus 
Weigelt, „Schwei-
gen und Sprache. 
Literarische Begeg-
nungen mit Ernst 
Wiechert“, Quin-
tus Verlag, Berlin 
2020, gebunden, 
224 Seiten, 25 Euro 
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Zwei Humanisten und Vertreter der Inneren Emigration unter sich: Ernst Wiechert (l.) und Erich Kästner in Zürich im Jahr 1947

Menschenfreund auch in der Not
Tagung der Ernst-Wiechert-Gesellschaft zum 70. Todestag des ostpreußischen Schriftstellers



VON KLAUS J. GROTH 

D er Name des Mitbegründers 
und ersten Nachkriegspräsi-
denten der Tschechoslowaki-
sche Republik, Edvard Be-

nesch, steht für die Vertreibung von drei 
Millionen zu Staatsfeinden erklärten 
Deutschen aus ihrer Heimat. Einige der 
143 Erlasse der tschechoslowakischen 
Exilregierung in London und der ersten 
Nachkriegsregierung in Prag lösten 
Lynchjustiz gegen den deutschen und 
ungarischen Teil der Bevölkerung aus. 
Diese „Dekrete des Präsidenten der Repu-
blik“, wie sie offiziell heißen, stehen für 
Mord, Unrecht und Enteignung. 

Beim Münchner Abkommen hatten 
die Westmächte 1938 eingewilligt, das 
deutsch besiedelte Sudetenland von der 
Tschechoslowakei abzutrennen. Im März 
1939 marschierte die Wehrmacht in die 
verbliebene Tschechei ein, das Protekto-
rat Böhmen und Mähren wurde ausgeru-
fen. In London entwickelte die tschecho-
slowakische Exilregierung Pläne, wie die 
angeblich alte Ordnung wieder herzustel-
len sei. Dazu gehörte, die seit Jahrhunder-
ten in Böhmen und Mähren lebenden 
mehr als drei Millionen Deutsche zu ent-
eignen, entrechten und vertreiben. 

Eine Kommission beriet 1942 über ein 
Dekret zur „Bestrafung der Kriegsverbre-
cher, Verräter und Kollaborateure“. Das 
Ergebnis fasste der Leiter der Exilregie-
rung, Edvard Benesch, im Februar 1943 
zusammen: Der Umsturz in der Heimat 
müsse „gewaltsam, eine gewaltige Volks-
abrechnung mit den Deutschen, … ein 
blutiger, unbarmherziger Kampf sein“.

Letztes Dekret vor 75 Jahren
Nach Absprache mit Josef Stalin erklärte 
Benesch im Oktober 1943: „In unserem 
Land wird das Kriegsende mit Blut ge-
schrieben werden. Den Deutschen wird 
mitleidlos und vervielfacht alles heimge-
zahlt werden, was sie in unseren Ländern 
seit 1938 begangen haben.“ 

Benesch traf im April 1945 mit der 
Regierungsmannschaft in der Slowakei 
ein. Zwei Tage später forderte das in 
Moskau veröffentlichte „Kaschauer Re-
gierungsprogramm“: „Geht abrechnen 
mit den Deutschen für ihre Gräueltaten 
und habt kein Erbarmen mit den deut-
schen Mördern.“ 

Es folgten in dichter Reihung die De-
krete, die Enteignung und Vertreibung der 
Minderheiten sanktionierten. 

19.  Mai 1945: Eigentum „der Deut-
schen, Madjaren, Verräter und Kollabo-
ranten“ wurde unter Zwangsverwaltung 
gestellt, gleichgültig, „ob sie mobilen oder 
immobilen, öffentlichen oder privaten 
Besitz“ betrafen. Das Dekret beschleunig-
te die „wilde Vertreibung“ der Deutschen 
mit dem Todesmarsch von Brünn, dem 
Massaker von Aussig oder dem Blutge-
richt von Landskron. 

21. Juni 1945: Grund und Boden der 
Deutschen und der Ungarn wurden ent-
schädigungslos enteignet. Der Landraub 
sollte „ein für allemal tschechischen und 
slowakischen Boden aus den Händen 
fremdartiger deutscher und ungarischer 
Landgutinhaber wie auch aus den Händen 
der Verräter der Republik … nehmen“. 

19. September 1945: „Arbeitspflicht für 
Personen, die die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft verloren haben“. So 
wurde die Zwangsarbeit umschrieben. 
Eineinhalb Millionen Männer, Frauen und 
Jugendliche waren davon betroffen. Die 
Zwangsarbeiter lebten in Lagern, die Er-
nährung war mangelhaft. Bezahlung gab 
es keine. Meist dauerte die Internierung 
ein halbes Jahr, ehe die Ausweisung er-
folgte. In Sonderlagern konnte die Inhaf-
tierung bis zu zehn Jahre dauern. Viele 
Menschen kamen in diesen Sonderlagern 
ums Leben. Für die Zeit von Anfang Mai 
bis Oktober 1945 wurden damit Deutsche 
als vogelfrei erklärt. 

Vor 75  Jahren, am 21.  Oktober 1945, 
wurde eine vorläufige Nationalversamm-
lung ernannt, und der von Benesch postu-
lierte Verfassungsnotstand hatte ein En-

de. Eine Woche später beendete Benesch 
das für den Verfassungsnotstand vorgese-
hene Regieren mit Präsidialdekreten. Die-
ses bedeutet jedoch nicht, dass damit 
auch die Diskriminierung der Deutschen 
beendet worden wäre. Vielmehr wurden 
die Dekrete am 28. März 1946 von der pro-
visorischen Nationalversammlung gebil-
ligt. Und am 8. Mai desselben Jahres stell-
te das Parlament alle Handlungen, „wel-
che mit dem Kampf um die Wiedergewin-
nung der Freiheit der Tschechen und 
Slowaken zusammenhängen“, straflos. 
Damit erklärte der tschechoslowakische 
Staat Mord, Vergewaltigung und Raub für 
nicht strafbar – vorausgesetzt, es traf die 
in seinen Augen Richtigen. 

Für vogelfrei erklärt
Zu alledem lieferte Benesch den schrillen 
Begleittext. Das klang im Juni 1945 so: 
„Werft die Deutschen aus ihren Wohnun-
gen und macht den unsrigen Platz! Alle 
Deutschen müssen verschwinden! Was 
wir im Jahre 1918 schon durchführen woll-
ten, erledigen wir jetzt! Damals schon 
wollten wir alle Deutschen abschieben. 
Deutschland war aber noch nicht vernich-
tet und England hielt uns die Hände, jetzt 
aber muss alles erledigt werden!“

1946 war das Soll erfüllt. Am 29. Okto-
ber ging der letzte Transport von Karls-
bad ab. Nach peniblen Protokollen tsche-
chischer und slowakischer Beamter scho-
ben sie bis zum 1.  November 1946 in 
1646 Zügen 2.170.598 Deutsche ab. Dazu 
benötigten sie 67.748 Eisenbahnwaggons. 
In dem exakt aufgelisteten Unrecht sind 
all die Schicksale jener Menschen nicht 
berücksichtigt, die auf den Straßen und in 
den Lagern starben. 

Zum Christfest 1946 hielt Edvard Be-
nesch eine Weihnachtsansprache der spe-
ziellen Art: „Das diesjährige Weihnachten 
bekommt eine besondere Bedeutung, ei-
nen eigenen Charakter auch dadurch, 
dass wir es in unserem Vaterland erstmals 
ohne Deutsche feiern. Mit dieser Tatsache 
wurde eines der großen Kapitel unserer 
Vergangenheit liquidiert.“

Trotz beidseitiger Schuldeingeständ-
nisse zwischen Deutschen und Tschechen 
seit Jahrzehnten, trotz gegenseitiger Aus-
söhnungserklärungen, stehen die Be-
nesch-Dekrete seither wie in Stein gemei-
ßelt. Daran änderten auch Bitten der su-
detendeutschen Landsmannschaft um 
Verzeihung nichts. Stattdessen erklärte 
das Parlament in Prag im April 2002 ein-
stimmig die Dekrete für „unantastbar“. 
Zu der Zeit wurde über einen Beitritt 
Tschechiens zur EU verhandelt, das Euro-
päische Parlament verlangte eine Aufhe-
bung der Dekrete. Vergeblich. 70 Prozent 
der Tschechen sprachen sich dagegen aus. 

Am 1. Mai 2004 nahm die EU Tsche-
chien als neues Mitglied auf. Und noch 
2013 waren sie im tschechischen Wahl-
kampf entscheidend. Der Präsident-
schaftskandidat Karl Schwarzenberg hat-
te die Dekrete „eine grobe Verletzung der 
Menschenrechte“ genannt. Sein Gegen-
kandidat Miloš Zeman kündigte dagegen 
an, er werde die „nationalen Interessen“ 
verteidigen – und gewann die Wahl. Präsi-
dent Zeman erklärte, die Vertreibung der 
Sudetendeutschen sei eine „mildere Stra-
fe“ gewesen als die Todesstrafe. Seither 
sieht man auf tschechischer Seite keinen 
Anlass, die Dekrete zu bezweifeln. Noch 
2018 wurde das Problem seitens des seit 
2017 amtierenden tschechischen Regie-
rungschef Andrej Babiš als „einmal für 
immer gelöst“ beurteilt.

GESCHICHTE & PREUSSEN10 Nr. 39 · 25. September 2020 Preußische Allgemeine Zeitung

„GOD SAVE THE QUEEN“

Nicht nur die 
Hymne  

der Briten
Im Gegensatz zur Weimarer Republik, 
dem Dritten Reich, der DDR und der 
Bundesrepublik hatte das Kaiserreich 
keine Nationalhymne. Bei entspre-
chenden Anlässen erklangen die Hym-
nen der jeweiligen Bundesstaaten 
oder die Kaiserhymne „Heil dir im Sie-
gerkranz“, die in Preußen ab 1795 als 
preußische Volkshymne gedient hatte. 
Ihre getragene Melodie ist wunder-
schön. Und so verwundert es nicht, 
dass sie auch die vieler anderer histo-
rischer wie aktueller Fürsten-, Lan-
des- und Nationalhymnen ist. Ge-
nannt seien hier – ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit – „Oben am deut-
schen/jungen Rhein“ (Liechtenstein), 
„Rufst du, mein Vaterland“ (Schweiz), 

„Gud sign vår konge god“ (Norwe-
gen), „Gott segne Sachsenland“, „Heil 
unserm König, Heil!“ (Bayern), „Heil 
Dir Hannover!“, und „Molitwa Russ-
kich“ (Gebet der Russen). 

Insbesondere im Ersten Weltkrieg 
wurde es indes in Deutschland als 
Manko angesehen, dass die Melodie 
aus Großbritannien stammt, wo sie 
erst unlängst wieder mit dem Text 
„God save our gracious Queen    …“ 
(Gott schütze unsere gnädige Köni-
gin …) in der „Last Night of the Proms“ 
in und aus der Royal Albert Hall in 
London zu hören war. „God Save the 
Queen/King“, so der Titel dieser Ur-
version, dient außer Großbritannien 
auch Neuseeland als Nationalhymne 
und ist die Königshymne aller vom bri-
tischen Monarchen regierten Com-
monwealthstaaten, der sogenannten 
Commonwealth Realms. 

Der Erfolg hat viele Väter. Zusätz-
lich erschwert wird die Vätersuche 
durch das fortgeschrittene Alter der 
Hymne von mindestens 275  Jahren. 
Am 28. September 1745 soll sie zu Eh-
ren des damaligen britischen Königs 
Georg II. im Theatre Royal Drury Lane 
im Londoner West End uraufgeführt 
worden sein. Im selben Jahr wurde die 
Melodie mit den Eingangsworten 
„God save great George our king“ im 
„Gentleman’s Magazine“ abgedruckt. 
Für die Qualität der Melodie spricht, 
dass Georgs Gegner, die Jakobiten, 
ebenfalls das Lied sangen, wenn auch 
mit einem etwas anderen Textanfang: 
„God save great James our king …“

Arrangiert worden ist die Fassung 
der Uraufführung von Thomas Arne. 
Von dem 1710 in London geborenen 
und dort auch 1778 gestorbenen engli-
schen Komponisten der Vorklassik 
stammt auch die durch Mark und Bein 
gehende, mitreißende Melodie des 
Klassikers „Rule, Britannia!“, der trotz 
seines heute politisch umstrittenen 
Textes von James Thomson und David 
Mallet ebenfalls zu einer „Last Night of 
the Proms“ dazugehört. Manuel Ruoff Steht seit Mai 2005 vor dem tschechischen Außenministerium: Das überlebensgroße Edvard-Benesch-Denkmal von Karel Dvořák

BENESCH-DEKRETE

„Geht abrechnen 
mit den Deutschen“

Trotz Bekenntnissen gegenseitiger Schuld, trotz gegenseitiger Aussöhnungs- 
erklärungen stehen die Verordnungen wie in Stein gemeißelt

„Alle Deutschen 
müssen 

verschwinden! Was 
wir im Jahre 1918 

schon durchführen 
wollten, erledigen 
wir jetzt! Damals 
schon wollten wir 

alle Deutschen 
abschieben. 

Deutschland war 
aber noch nicht 
vernichtet und 

England hielt uns die 
Hände, jetzt aber 
muss alles erledigt 

werden!“
Edvard Benesch 

 Staatspräsident der 
Tschechoslowakei
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Der Komponist Thomas Arne



Am Anfang stand ein Mann. Der ge-
bürtige Sachse Ehrhardt Bödecker 
kam 1925 in Zwickau zur Welt. Er stu-
dierte aber wenigstens in der Haupt-
stadt Preußens, und zwar Jura, Wirt-
schaft und Geschichte. 1966 übernahm 
er in der Nachfolge seines Schwieger-
vaters Hans Weber die Leitung der in 
Berlin sitzenden Weberbank. 1995 
wechselte er in den Ruhestand und 
konnte sich nun stärker seiner Leiden-
schaft widmen. Er verfasste vor allem 
Preußen-Bücher wie „Preußen und die 
Marktwirtschaft“ oder „Preußen und 
die Wurzeln des Erfolgs“. Nicht zu-
letzt die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit Preußens sowie die Sparsam-
keit und Effizienz seines Staatsappara-
tes beeindruckten den Bankier. Und es 
war ihm ein Anliegen, sie seinen Zeit-
genossen als Vorbild und auch Mah-
nung vor Augen zu führen. 

Bödecker schrieb jedoch nicht nur 
Bücher, er gründete auch ein Museum. 
Das will sicherlich so mancher Autor. 
Aber Bödecker hatte auch die nötigen 
Mittel und Möglichkeiten. Fast sieben 
Millionen Euro steckte er in seinen 
Stein gewordenen Traum. Vor 20 Jah-
ren, am 29. September 2000, öffnete 
das von ihm nicht nur finanzierte, son-
dern auch konzipierte Brandenburg-
Preußen Museum in Wustrau.

Auf einer Fläche von 350 Quadrat-
metern werden Bildung, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verwaltung in Bran-
denburg und Preußen von 1415 bis 1918 
unter den Hohenzollern dargestellt. 
Zu den über 500 ausgestellten Expo-
naten gehören neben einem Modell 
der Marienburg und einer Grenadier-
mütze des Regiments „Prinz Hein-
rich“ auch eine Sammlung von Gemäl-
den aller 20 brandenburgischen Kur-
fürsten, preußischen Könige und deut-
schen Kaiser aus dem Hause der Ho-
henzollern sowie Porträts einzelner 
Kurfürstinnen sowie berühmter Frau-
en, Philosophen und Politiker des 1947 
in Berlin geborenen Malers, Zeichners 
und Bildhauers Christoph Wetzel.

Jährlich wechselnde Sonderaus-
stellungen im Obergeschoss ergänzen 
die Kernausstellung. Zurzeit läuft 
noch bis zum Nikolaustag die Sonder-
ausstellung „Wilde Heimat Branden-
burg“ über das Ruppiner Seenland mit 
Tier- und Landschaftsaufnahmen der 
Steinmetzmeisterin und Naturfoto-
grafin Anke Kneifel.

Seit dem Tode Ehrhardt Böde-
ckers vor vier Jahren haben sein Sohn 
Andreas Bödecker und dessen Ehe-
frau Elvira Tasbach die Leitung der 
Ehrhardt-Bödecker-Stiftung inne. Sie 
wurde noch zu Lebzeiten des Muse-
umsgründers im Jahre 2007 gegrün-
det, um die Arbeit des Museums lang-
fristig abzusichern, damit auch zu-
künftige Generationen noch die Mög-
lichkeit haben, sich ein Bild vom Ho-
henzollernstaat und dessen Leistun-
gen zu machen. Manuel Ruoff

b Brandenburg-Preußen Museum, 
Eichenallee 7a, 16818 Wustrau, Telefon 
(033925) 70798, Telefax (033925) 
70799, E-Mail: museum@bpm- 
wustrau.de
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Ein privates 
Museum für das 

alte Preußen

VON WOLFGANG KAUFMANN

I m Rahmen seiner Proteste gegen 
die Reparationsverpflichtungen, 
die Deutschland nach dem Ersten 
Weltkrieg von den Siegermächten 

auferlegt worden waren, versuchte der 
Reichsausschuss für das Deutsche Volks-
begehren die Bevölkerung der Weimarer 
Republik im Herbst 1929 mit einem Pla-
kat aufzurütteln, auf dem unter anderem 
stand: „Bis in die dritte Generation müsst 
ihr fronen!“ Das erschien den Menschen 
damals ungeheuerlich genug – am Ende 
zahlten dann aber sogar noch die Urenkel 
der Kriegsgeneration.

Die angeblich letzte Reparationsrate 
in Höhe von 75 Millionen Euro überwies 
das Bundesamt für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen (BADV) im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen erst am 3.  Oktober 2010. 
Das Geld ging dabei an institutionelle 
oder private Inhaber von 1990 ausgegebe-
nen Fundierungsschuldverschreibungen 
der Bundeswertpapierverwaltung über 
die Zinsrückstände aus drei Auslandsan-
leihen der Jahre 1924 und 1930 zwecks 
Finanzierung der von den Siegermächten 
diktierten Reparationen. Die Außenstän-
de waren in der Zeit zwischen 1945 und 
1952 aufgelaufen und bezifferten sich auf 
insgesamt 239,4 Millionen D-Mark.

Die bis 2010 bestehende Zahlungs-
verpflichtung resultierte unmittelbar 
aus der deutschen Vereinigung, denn 
laut dem Londoner Schuldenabkommen 
vom 27. Februar 1953 sollte Deutschland 
die noch offenen Zinsforderungen erst 
dann begleichen, wenn es seine Teilung 
überwunden hatte. Dabei handelte es 
sich indes um eine vergleichsweise ge-
ringe Restsumme. Immerhin verlangten 
die Siegermächte während der Pariser 
Konferenz Ende Januar 1921 Reparatio-
nen in Höhe von horrenden 269 Milliar-
den Goldmark, von denen Frankreich 
52 Prozent und Großbritannien 22 Pro-
zent erhalten sollten. Das Geld sollte in 
42 ansteigenden Jahresraten bezahlt 
werden. Im Londoner Zahlungsplan 
vom 30. April 1921 wurde der Betrag auf 
132 Milliarden Goldmark reduziert, aber 
auch das war angesichts der damaligen 
wirtschaftlichen Situation eine unmög-
lich von Deutschland zu schulternde Be-
lastung. Eine Goldmark entsprach 
0,358423 Gramm Feingold. Beim aktuel-
len Goldpreis sind das über zweieinhalb 
Billionen Euro.

Rekord-Reparationen
Selbst für die teilweise Erfüllung der ex-
orbitanten Reparations-Auflagen musste 
sich die Weimarer Republik im Ausland 
verschulden und 1924 die Dawes-Anleihe 
sowie 1930 die Young- und Kreuger-An-
leihe aufnehmen. Die Kreditsummen be-
trugen hier 800 Millionen Goldmark be-
ziehungsweise 300 und 125  Millionen 
US-Dollar – bei Laufzeiten bis 1949, 1965 
und 1983. Diese Anleihen wurden sogar 
noch nach dem faktischen Stopp der Re-
parationszahlungen infolge des Abkom-
mens von Lausanne vom 9. Juli 1932 be-
dient, weil es sich um finanzielle Ver-
pflichtungen gegenüber nichtstaatlichen 
Gläubigern handelte. Erst das Dritte 
Reich stellte den Geldtransfer 1934 ein. 

Nach 1949 tilgte die Bundesrepublik 
bis 1983 alle noch offenen Schulden aus 
den drei Anleihen – mit Ausnahme der 
oben erwähnten Zinsrückstände, deren 
Ausgleich bis 2010 erfolgte. Dafür wen-
dete Bonn insgesamt 1,53 Milliarden D-
Mark auf, wie der Wissenschaftliche 
Dienst des Deutschen Bundestages in 
seiner Ausarbeitung „Finanzielle Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Zusammenhang mit 
dem Versailler Vertrag“ vom Juni 2008 
errechnete. 

Wie viele Geld zwischen dem Ende 
des Ersten Weltkrieges und 1934 geflos-
sen ist, ist dahingegen bis heute unklar: 
Die Schätzspanne bezüglich der tatsäch-
lich getätigten Reparationszahlungen 
reicht von 21,8 bis 67,7 Milliarden Gold-

mark. Das sind umgerechnet zwischen 
400  Milliarden und 1,3  Billionen Euro. 
Die niedrigsten Schätzungen stammen 
meist von Historikern aus den ehemali-
gen Entente-Staaten. 

Auf jeden Fall hat kein anderes Land 
der Welt jemals in der Geschichte mehr 
und länger Reparationen in Form von 
Geld geleistet als Deutschland im Nach-
gang zum Ersten Weltkrieg. So beliefen 
sich die 1815 aufgestellten Forderungen 
gegenüber Frankreich im Anschluss an 
die 23 Jahre währenden revolutionären 
sowie napoleonischen Aggressionskriege 
auf ganze 700 Millionen Francs, umge-
rechnet rund elf Milliarden Euro . 

Nach der Vereinigung ging es weiter
Und nach der französischen Niederlage 
im Deutsch-Französischen Krieg musste 
Paris gemäß dem Frieden von Frankfurt 
lediglich fünf Milliarden Goldfrancs auf-

bringen, umgerechnet etwa 80  Milliar-
den Euro. Deswegen konnte es diese Ver-
pflichtung auch schon bis 1873 erfüllen. 

Auch kamen nach dem Ende des Ers-
ten Weltkriegs Österreich, Ungarn, Bul-
garien und das Osmanische Reich bezie-
hungsweise die Türkei in finanzieller 
Hinsicht im Vergleich mit Deutschland 
eher glimpflich davon. Zwar sahen die 
entsprechenden Pariser Vorortverträge 
beziehungsweise -diktate  vor, dass diese 
Verbündeten Deutschlands im Ersten 
Weltkrieg gleichermaßen Reparationen 
zu leisten hätten, allerdings wurde deren 
Höhe entweder niemals konkret festge-
legt oder belief sich auf maximal 2,25 
Milliarden Goldfrancs, umgerechnet un-
gefähr 36  Milliarden Euro wie im Falle 
Bulgariens. Der Balkanstaat zahlte wie 
Ungarn am Ende nur einen Bruchteil des 
Geforderten und Österreich zahlte wie 
die Türkei überhaupt nichts.

Ungeachtet der auch im internationa-
len Vergleich immensen erbrachten Leis-
tungen ist das Kapitel Reparationen infol-
ge der Niederlage von 1918 keineswegs so 
definitiv abgeschlossen, wie viele Medien 
im Oktober 2010 suggeriert haben. Denn 
bis dahin wurden lediglich neun Zehntel 
der 1990 ausgegebenen Fundierungs-
schuldverschreibungen vorgelegt. Die In-
haber der restlichen Wertpapiere haben 
noch bis zum 31.  August 2021 Zeit, ihre 
offenen Forderungen geltend zu machen. 
Das vermeldet jedenfalls die offizielle In-
ternetseite des Bundesamtes für zentrale 
Dienste und offene Vermögensfragen.

Sollten also demnächst weitere An-
spruchsberechtigte auftauchen, wäre 
dann inzwischen sogar schon die fünfte 
Generation deutscher Steuerzahler ge-
zwungen, sich an den Reparationen für 
einen vor über 100 Jahren zu Ende gegan-
genen Krieg zu beteiligen.

Aufruf zur Teilnahme am Volksbegehren gegen den Young-Plan: Plakat der Deutschnationalen Volkspartei Foto: pa

VERSAILLES

Vier Generationen haben 
bereits zahlen müssen

Vor zehn Jahren überwies Berlin die angeblich letzte Reparationsrate.  
Bis 2021 können aber noch weitere Forderungen geltend gemacht werden
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Brandenburg-Preußen Museum



VON CLAUDIA HANSEN

O b in New York, London oder 
vielen anderen Großstädten: 
Die Angst geht um, dass als 
Folge der Corona-Krise die 

Zentren veröden und aus einst belebten 
Citys triste Geisterstädte werden. Tau-
sende Geschäfte und Kaufhäuser, Buch-
läden, Restaurants und Bistros, Bars und 
Kneipen haben schon geschlossen oder 
sind kurz davor. Die Angst vor dem Coro-
navirus, teils auch politisch geschürt, lässt 
die Menschen die Innenstädte meiden. 
Monatelang mussten Geschäfte während 
der Corona-Welle im Frühjahr bis zum 
Sommeranfang schließen. New York hatte 
einen der längsten und härtesten Lock-
downs. Gouverneur Andrew Cuomo in-
szeniert sich als harter Anti-Corona-
Kämpfer, gleichzeitig hatte er in seinem 
Staat mit die höchsten Todeszahlen zu 
verantworten. Nun dürfen die Geschäfte 
und Lokale zwar wieder öffnen, doch 
kommen viel weniger Kunden als zuvor. 
Mit dem Herbst droht eine Pleitewelle.

Schon mehr als 3000 Geschäfte haben 
in den vergangenen vier Monaten in New 
York aufgegeben, vor allem kleine Läden, 
zeigt die Internetseite Yelp. Modeläden 
und Schuhgeschäfte, Coffeeshops, Pizze-
rien oder Wäschereien. Etwa die Hälfte 
der Geschäftsaufgaben konzentriert sich 
auf Manhattan. In der Fifth Avenue, der 
„Millionärsstraße“, hat das große Bar-
neys-Kaufhaus für immer dichtgemacht. 
Die luxuriösen großen Läden von Victo-
ria’s Secret und Kate Spade haben ihre 
Fenster verrammelt, der Handtaschenla-
den Valentinos hat entschieden, für im-
mer zu schließen.

Schneise der Verwüstung
Es ist – verglichen mit früher – gespens-
tisch leer auf den Straßen. In den umlie-
genden Bürohochhäusern sitzen seit der 
Corona-Krise nur noch ein Bruchteil der 
Millionen, die vorher dort arbeiteten. 
Strömten vor Corona jeden Morgen Men-
schenmassen ins Zentrum und wälzten 
sich durch die Straßen, ist dort jetzt sehr 
viel freier Platz. Reiche New Yorker sind 
ins Umland geflüchtet. Ganze Häuser-
blocks in der Upper East Side stehen leer. 
Auch die Touristenmassen fehlen jetzt im 
„Big Apple“. Und in vielen Geschäften und 
Restaurants herrscht totale Flaute. Laut 
einem Bericht des Wirtschaftsverbands 
Partnership for New York City, bis die Pan-
demie endlich überwunden ist, fast ein 
Drittel der etwa 240.000 kleinen und mitt-
leren Unternehmen schließen müssen. 
Bislang haben diese Firmen schon mehr als 
eine halbe Million Mitarbeitern gekündigt.

Auch in London hinterlässt die Covid-
Krise eine Schneise der Verwüstung. Tau-
sende Geschäftsleute bangen um die Zu-
kunft, viele haben schon aufgegeben. Im 

Zentrum sind hunderttausende Büro-Ar-
beitsplätze verwaist. London ist die Stadt 
in Europa mit der höchsten Homeoffice-
Quote. Noch immer ist nur etwa ein Drit-
tel der Angestellten in ihre Büros zurück-
gekehrt, die Mehrheit arbeitet von zu 
Hause – anders als in Paris, Madrid oder 
Berlin. Für die Londoner Geschäfte ist das 
ein Riesenproblem. Schon schließt die 
Bistrokette Pret a Manger, wo Büroange-
stellte früher ihr belegtes Baguette und 
Sandwich kauften, mehr als 100 Läden 
und entlässt 3000 Mitarbeiter. 

„Die britischen Stadtzentren könnten 
zu Geisterstädten werden“, warnte die 
Chefin des Industrieverbands CBI, wenn 
der Premierminister nicht mehr tue, um 
die Leute zurück in die Zentren zu brin-
gen. Große Banken wie NatWest lassen 
Zehntausende Angestellte bis mindestens 
Anfang nächsten Jahres zu Hause arbei-
ten. In den großen Türmen von Barclays 
und HSBC arbeiten nur wenige 100 Ban-
ker statt früher Tausende. Premier Boris 
Johnson ruft nun schon seit einigen Wo-
chen nach einer „Rückkehr in die Büros“ 
– doch es gibt auch zahlreiche Bremser.

Nicht nur die Gewerkschaften stellen 
sich quer. Auch der Londoner Bürger-

meister Sadiq Khan malt die Gefahren 
durch das Virus besonders groß und warnt 
vor vollen U-Bahnen und Bussen. Die le-
gendäre Tube, in der vor Corona jeden 
Morgen und Abend Millionen Pendler 
dicht gedrängt saßen, soll laut dem La-
bour-Bürgermeister jetzt nur zu einem 
Viertel ihrer Transportkapazität genutzt 
werden, weil er zwei Meter Abstand zwi-
schen Fahrgästen empfiehlt. Ohne die frü-
heren Menschenmengen stehen aber viele 
Geschäfte und Restaurants, auch die The-
ater und Kinos vor der Pleite. 

„Die Realität ist, dass einige Sektoren 
wie die Kultur, Gastwirtschaft und Frei-
zeitangebote 100 Prozent Kapazität brau-
chen, um zu überleben“, weiß Khan. Seine 
Lösung: Die Regierung solle noch mehr 
Milliarden-Hilfen über diese angeschlage-
nen Branchen regnen lassen. Doch die 
Regierung kämpft schon jetzt mit giganti-
schen Haushaltsdefiziten. Ende Oktober 
enden einige Hilfsprogramme – dann 
könnte es eine Pleitewelle und Massen-
arbeitslosigkeit geben.

In Deutschland ist die Lage zwar nicht 
so extrem, doch auch hier kämpfen tau-
sende Einzelhändler und ein Großteil der 
Restaurants ums Überleben. Das Gastge-

werbe rechnet für März bis August mit 
einem Umsatzeinbruch von mehr als 
50 Prozent, so der Hotel- und Gaststät-
tenverband Dehoga jüngst. Es droht eine 
Insolvenzwelle. Von den Geschäften ha-
ben die allermeisten bislang trotz finan-
zieller Engpässe durchgehalten. Es gab 
kaum Geschäftsaufgaben, doch das könn-
te sich im Herbst ändern, wenn die Um-
sätze weiter niedrig bleiben.

Heimarbeit leert die Zentren
Zum Umsatzrückgang in den Städten trägt 
der Trend zu mehr Heimarbeit bei. Arbeit-
nehmer bleiben in ihren Häusern in den 
Vorstädten. Vielen hat es gefallen, dass sie 
während des Lockdowns nicht ins Büro 
fahren mussten, sondern zu Hause vor 
dem Computer sitzen konnten. Man spart 
die Fahrt, hat mehr Zeit mit der Familie. 
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) will sogar einen Gesetzentwurf für 
„ein Recht auf Homeoffice“ vorlegen. Ar-
beitnehmern bekämen in einklagbares 
Recht, von Daheim aus zu arbeiten, wo es 
technisch und organisatorisch möglich ist.

Aber für die Städte und die Immobili-
enmärkte bedeutet der Trend zu mehr 
Homeoffice gravierende Veränderungen. 

Es könnte zu einem Kollaps der Nachfra-
ge nach Büroflächen kommen, schreibt 
die Deutsche Bank in einer aktuellen Stu-
die. Mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer 
in Deutschland arbeite in den 126 großen 
Städten in Büros, in ganz Deutschland 
sind es etwa 15 Millionen. Wenn jeder 
Zweite gesetzlich das Recht auf flexibles 
Arbeiten an einigen Tagen pro Woche 
wahrnehme, könnte die Nachfrage nach 
Büroraum um 13 Prozent sinken, so Deut-
sche Bank. Jedes sechste Büro wäre über-
flüssig, die Folge könnten massenhafter 
Leerstand und Preisverfall sein. 

Die Bank spricht von einem Schock für 
die Immobilienmärkte. Der Doppelschlag 
aus leer stehenden Geschäften und leer 
stehenden Büros dürfte den Innenstädten 
schwer zu schaffen machen. Noch ist gar 
nicht ganz abzusehen, was die Langzeit-
folgen der Corona-Krise sind.

Boris Johnson hat die Arbeitnehmer 
im Sommer aufgefordert, wieder an ihre 
Arbeitsplätze in den Unternehmen zu-
rückzukehren. Angesichts steigender Co-
rona-Infektionszahlen hat nun aber Kabi-
nettsminister Michael Gove eine Kehrt-
wende verkündet: „Bleiben Sie zuhause, 
wenn Sie können“, sagte Gove.
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ABWANDERUNG

Obwohl Österreich nur Transitland für 
Merkels „Wir schaffen das!“ war, be-
herrscht das Thema Migration seit damals 
die österreichische Politik wie kein ande-
res. Während in der Bundesrepublik Mer-
kel immer noch regiert, hat der Asylsu-
cherstrom zwei SPÖ-Bundeskanzlern die 
Karriere gekostet. Dagegen hat Kanzler 
Sebastian Kurz von der ÖVP mit einer 
harten Migrationspolitik davon profitiert.

Österreich war im Herbst 2015 Tran-
sitland der einseitigen bundesdeutschen 
Grenzöffnung, denn fast alle Immigran-
ten, die in die Bundesrepublik strömten, 
mussten durch Österreich. Aber nicht alle 
sind in die Bundesrepublik weitergezo-
gen. Auch die Alpenrepublik erlebte 
2015/2016 einen vorher nie gekannten, 
sprunghaften Anstieg seiner Asylzahlen. 

Der damalige sozialdemokratische Bun-
deskanzler Werner Faymann und sein Vi-
zekanzler Reinhold Mitterlehner (ÖVP) 
kooperierten zwar mit Berlin, aber den 
Satz „Wir schaffen das!“ brachte keiner 
der beiden über die Lippen. Die Krise hat 
in kurzer Zeit beider Karrieren beendet, 
während sie Merkel, die alles ausgelöst 
hatte, nicht schadete.

Weil Merkel die Aufnahme von in 
Ungarn gestrandeten Asylsucher im Sep-
tember 2015 zugesagt hatte, landeten 
Zehntausende erst einmal in Österreich – 
und wurden zunächst freundlich empfan-
gen. Einfache Bürger karrten Essen heran, 
Kinder verschenkten Plüschtiere, weil 
staatliche Stellen völlig überfordert waren. 

Aber schon bald kippte die Stimmung. 
Dafür sorgten Fotos von verschmutzten 

Zügen oder weggeworfenen Spielsachen. 
Auch die Bilder, wie sich Scharen unter 
den Augen scheinbar ohnmächtiger Poli-
zisten über die steirische Grenze dräng-
ten, stimmten die Menschen um. Es ent-
stand der Eindruck, dass der Staat die 
Kontrolle verloren hat. Bald kamen die 
Asylsucher nicht mehr bloß aus Ungarn, 
weil dort die Grenzen bald dicht waren, 
jetzt kam die Mehrheit aus Slowenien. 

Zwei Kanzler mussten gehen
Als Österreich weiter auf der Abmachung 
mit Merkel bezüglich Ungarn bestand, und 
die Asylsucher einfach von der sloweni-
schen Grenze nach Bayern transportieren 
ließ, hat dies Berlin nicht mehr umstands-
los akzeptieren wollen. Deshalb begann 
Wien eine restriktivere Politik und legte 

eine Asyl-Obergrenze fest. Ein fortwähren-
des Durchschleusen der Menschen in die 
Bundesrepublik erschien vielen Österrei-
chern keine langfristige Lösung.

Mit seiner schwankenden Asylpolitik 
verspielte Kanzler Faymann seinen Kredit 
in der SPÖ. Im Mai 2016 folgte ihm der 
ehemalige österreichische Bahnchef 
Christian Kern als vorerst letzter SPÖ-
Kanzler. Aber auch seine Zeit war nach 
einem Jahr abgelaufen, weil er das Asyl-
thema, das im Volk hohe Wellen schlug,  
nicht bewältigt hat. In den Umfragen stieg 
die FPÖ zeitweise zur stärksten Partei 
auf. Aber auch Sebastian Kurz hatte früh-
zeitig erkannt, wie viel politisches Kapital 
sich aus dem Thema Migration schlagen 
lässt. Ihm gelang 2016 als Außenminister 
die Schließung der Balkanroute hinter 

Griechenland. Er konnte so die ÖVP wie-
der zur stärksten Kraft machen und löste 
Parteichef Mitterlehner ab. Ohne die 
Asylkrise wäre auch die Koalition zwi-
schen SPÖ und ÖVP nicht 2017 vorzeitig 
geplatzt. Zusammen mit der FPÖ bildete 
Kurz 2017 eine neue Regierung. 

Den politischen Rechtsruck in der 
ÖVP und in Österreich spürt man bis heu-
te, obwohl 2019 die Koalition der ÖVP mit 
der FPÖ infolge der Ibiza-Affäre geplatzt 
ist und nach Neuwahlen durch die erste 
schwarz-grüne ersetzt wurde. Aber auch 
in dieser Koalition ist Kurz so stark, dass 
von grüner Politik im Asylbereich faktisch 
nichts zu spüren ist. Österreich hat zum 
Beispiel noch keine „alleinreisenden“ Im-
migrantenjungen aus den griechischen 
Ägäis-Lagern aufgenommen.   Bodo Bost

ASYLKRISE

Österreich hat die Konsequenzen gezogen
Fünf Jahre „Wir schaffen das!“: Der Blick nach Wien zeigt, dass Berlins starre Unbelehrbarkeit keineswegs „alternativlos“ ist

Mehr als 3000 New Yorker Geschäfte haben schon aufgegeben: Blick auf den einst quirligen Times Square während des Lockdowns Foto: imago images/ZUMA Wire

Es drohen Geisterstädte
Die Corona-Krise führt zu menschenleeren Innenstädten und bedroht Tausende Geschäfte



VON JURIJ TSCHERNYSCHEW

D er Kneiphof im Zentrum Kö-
nigsbergs ist nach längeren 
Umgestaltungsarbeiten wie-
der für Besucher geöffnet. 

Seit Beginn der Erneuerung wurden Hun-
derte Meter neue Gehwege im Parkbe-
reich angelegt, und die zentrale Gasse 
wurde erweitert. Auf der gesamten Insel 
wurden neue Laternen aufgestellt. Nun 
sollen noch kleine architektonische For-
men installiert werden. Die Arbeiten in 
unmittelbarer Nähe des Doms sind be-
reits abgeschlossen.

Auch das Bronzemodell von Königs-
berg, das bereits 2012 vor der Kathedrale 
aufgestellt wurde, ist verändert worden. Es 
zeigt das historische Zentrum der Stadt, 
den Dom, die Albertina, die Börse, das kö-
nigliche Schloss und die Lagerhäuser in der 
Gegend der Lastadie. Das Modell war eine 
Zeit lang eingezäunt worden, nun ist der 
Zaun entfernt. Der Sockel, auf dem das 
Modell steht, ist mit sogenanntem Korte-
nowskij-Stahl verkleidet. Dieses Metall hat 
eine charakteristische rostige Farbe. 

Bildhauer missfällt die Veränderung
Das neue Aussehen seines Modells miss-
fällt allerdings seinem Schöpfer, dem li-
tauischen Bildhauer Romanas Borisovas. 
Nach Aussage des Künstlers bedeutet ihm 
die Skulptur persönlich sehr viel: „Für 
mich war dieses Denkmal von besonderer 
Bedeutung, weil mein Großvater während 
des Krieges in Königsberg lebte und wie 
durch ein Wunder dem Tod bei der Bom-
bardierung entging. Es war auch ein star-
ker Anreiz für mich, die Arbeit auszufüh-
ren. Alle Arbeiten wurden in Rekordzeit 
abgeschlossen. Vom ersten Gespräch bis 
zur Eröffnung dauerte es nur sechs Mona-
te. Ich habe noch nie in diesem Tempo 
gearbeitet.“

Der Bildhauer verglich die Bedeutung 
der Verkleidung des Sockels seines Stadt-
modells mit der neuen Fassade der Kreuz-
Apotheke in Königsberg. „Die Fassade ist 
der Ort, mit dem absolut jeder, der dort 
vorbeikommt, in Kontakt kommt. Dies ist 
kein privater Bereich, dies ist ein öffentli-
cher Raum. Und hier stellt sich heraus, 
dass jeder, der etwas entwirft, seine Fan-
tasie jedem zur Schau stellt.“ Wjatsches-
law Genne, Berater des Gouverneurs des 
Königsberger Gebiets und ehemaliger 
Chefarchitekt der Region, ist mit dem Er-

gebnis der Verkleidung hingegen zufrie-
den und sieht die Stadt in keiner Ver-
pflichtung, etwas mit dem Künstler zu 
vereinbaren.

Von den anderen Neuerungen, die in 
naher Zukunft auf der Insel umgesetzt 
werden sollen, ist die Anordnung vieler 
Blumenbeete erwähnenswert. Am zent-
ralen Eingang des Doms sollen Straßen-
bahnschienen verlegt werden, um eine 
historische Atmosphäre zu schaffen. Vor 
dem Krieg gab es an diesem Ort eine 
Straßenbahnhaltestelle, sodass die 

Schienen auf Kopfsteinpflaster montiert 
werden.

Eine weitere bemerkenswerte Initia-
tive betrifft die geplanten Lichtinstalla-
tionen. Die Wichtigste davon wird dem 
Philosophen und Markenzeichen Kö-
nigsbergs, Immanuel Kant, gewidmet 
sein. Sie ist so konzipiert, dass in der 
Dämmerung ein dreidimensionales Bild-
nis des Philosophen auf den Bäumen er-
scheint. Neben der Kantsilhouette wird 
auch der Dom beleuchtet, ebenso wie die 
Dutzenden Skulpturen im Park.
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Obwohl es in Ostpreußen weniger Infek-
tionsfälle als in anderen Regionen der Re-
publik Polen gibt, scheint sich die epide-
miologische Situation im nordöstlichen 
Staatsteil nicht zu verbessern. Der tägliche 
Infektionsanstieg schlug über die Som-
mermonate immer wieder neue Rekorde. 
Ende August gab es über 900 Neuinfektio-
nen in der Republik Polen. Seit März wur-
den im ganzen Staat über 66.000 Fälle be-
stätigt. Dazu soll die Lockerung der Maß-
nahmen zur Eindämmung der Epidemie 
beigetragen haben. Viele Menschen halten 
den gebotenen Mindestabstand immer sel-
tener ein, sie organisieren ihren Urlaub 
und Hochzeitspartys, ohne auf das Infek-
tionsrisiko Rücksicht zu nehmen. 

Fraglich scheint angesichts der sich 
ständig ausbreitenden Epidemie die Ein-
führung einer Geldleistung für touristische 
Zwecke. Der von der Regierung finanzierte 
sogenannte polnische Touristengutschein 
ist ein Instrument zur finanziellen Unter-
stützung von Familien, die durch die Aus-
wirkungen der Corona-Einschränkungen 
finanziell geschwächt sind. Die Urlaubs-
subvention hilft einerseits indirekt der ge-
schwächten Tourismusbranche, anderer-

seits gibt sie Anreize für einem verstärkten 
Tourismusverkehr im Land und erhöht 
damit das Ansteckungsrisiko. Darüber hin-
aus wird befürchtet, dass die Rückkehr von 
Kindern und Jugendlichen in den regulä-
ren Schulbetrieb die Zahl der Covid-19-Er-
krankungen wesentlich steigern wird. 

Während man weltweit nach Corona-
Impfstoffen forscht, schließen sich die 

Mitarbeiter des Instituts für Tiervermeh-
rungs- und Lebensmittelforschung der 
Polnischen Akademie in Allenstein nun 
einem internationalen Wissenschaftler-
team an, das ein rein natürliches Nah-
rungsergänzungsmittel entwickelt, um 
das Immunsystem bei der Bekämpfung 
von Virusinfektionen, einschließlich 
SARS-CoV-2, zu unterstützen. Es wird er-

wartet, dass die Nahrungsergänzung An-
fang nächsten Jahres auf dem europäi-
schen Markt erhältlich sein wird. 

Der Leiter des Projekts, das im Rah-
men des Programms des Europäischen 
Instituts für Innovation und Technologie 
im Lebensmittelbereich durchgeführt 
wird, ist die Universität Bologna. Das Er-
gänzungsmittel wird Spermidin und Eu-
genol enthalten, Substanzen mit poten-
ziell antiviraler Wirkung. Frühere Studien 
hatten gezeigt, dass Eugenol die Fähigkeit 
hat, das tierische Coronavirus zu deakti-
vieren und die Vermehrung der Viren in 
den Zellen des infizierten Organismus zu 
begrenzen. Spermidin hingegen hat nach-
weislich eine positive Wirkung auf das 
Herz-Kreislauf-System und wirkt sich 
auch positiv auf das Immunsystem aus. 
Dies gibt Anlass zur Hoffnung, dass die 
Einnahme eines Präparats auf der Basis 
von Spermidin und Eugenol die Entwick-
lung einer SARS-CoV-2-Infektion und von 
Komplikationen wie schweren, oft tödli-
chen, pulmonalen Formen von Covid-19 
hemmen kann. 

Die Aufgabe des Forschungsinstituts 
in Allenstein besteht in erster Linie dar-

in, die Einstellung der Verbraucher zu 
Diätzusätzen sowie ihre Haltung gegen-
über neu entwickelten Lösungen zur Be-
kämpfung des Coronavirus zu untersu-
chen. „Die Verbraucherforschung wird 
getrennt in Polen, Italien und Spanien 
durchgeführt, was es uns ermöglichen 
wird, das Verhalten gegenüber Nah-
rungsergänzungsmitteln von Menschen 
der  verschiedenen Nationalitäten zu 
vergleichen. Darüber hinaus wird das 
Projekt Arbeitsgruppen zu Nahrungser-
gänzungsmitteln organisieren, die sich 
an Wissenschaftler, Ernährungswissen-
schaftler, Ernährungsexperten, Mitarbei-
ter des pharmazeutischen Bereichs und 
Studenten der biomedizinischen Wis-
senschaften richten“, erklärte Natalia 
Drabińska, wissenschaftliche Mitarbeite-
rin des Instituts. Es sollte betont werden, 
dass der Zweck des entwickelten Ergän-
zungsmittels nicht darin besteht, das Co-
ronavirus zu behandeln oder den Impf-
stoff zu ersetzen. Das gefundene Präpa-
rat soll die Funktion des Immunsystems 
stärken, während man auf Medikamente 
und Impfstoffe mit erwiesener Wirksam-
keit warten muss.  Dawid Kazański

ALLENSTEIN

Nahrungsergänzungsmittel gegen Corona
Wissenschaftler der Polnischen Akademie beteiligen sich an Forschung zu einem Diätzusatz zur Stärkung des Immunsystems

Trifft nicht jedermanns Geschmack: Stadtmodell von Königsberg auf rostigem Sockel Foto: J.T.

KÖNIGSBERG

Der Kneiphof im neuen Gewand
Nach langandauernden Umbauarbeiten: Die Insel im Stadtzentrum steht Besuchern wieder offen

b MELDUNGEN

Vergessener 
Friedhof
Steinort – Eine Gruppe von 16 Stu-
denten aus Deutschland und Polen hat 
damit begonnen, Pflegearbeiten auf 
dem vergessenen evangelischen Fried-
hof in Steinort durchzuführen. Auf 
diesem Friedhof wurden bis zum Ende 
des Zweiten Weltkrieges Beerdigun-
gen vorgenommen. Über die Jahre ge-
riet der Friedhof in Vergessenheit. 
Steinort liegt am größten Hafen Masu-
rens und am Schloss der Familie von 
Lehndorff. Vor ihrer Ankunft in Stein-
ort haben die Studenten in Archiven 
Informationen über den Friedhof ein-
geholt. „Das Mausoleum der Familie 
Lehndorff, bei dem der Friedhof liegt, 
entstand wahrscheinlich um 1830. Der 
Friedhof ist stark vernachlässigt, zu-
gewachsen und zerstört. Laut der Or-
ganisatorin des Projekts, Maria Akinc-
za, wurden bereits 85 Grabstellen ge-
funden, mit der Entdeckung weiterer 
ist während der Arbeiten zu rechnen.  
Nach Beendigung der Arbeiten sollen 
die Teilnehmer eine Dokumentation 
mit Informationen über die dort be-
erdigten Personen anfertigen.  PAZ

Neues Hotel 
statt altem Lift
Rauschen – Anstelle des bisherigen 
Lifts, der Besucher der Steilküste an 
den Strand beförderte, soll laut Plänen 
des Architekturrats der Stadt ein hoch-
moderner Hotelkomplex mit gläserner 
Fassade, Schwimmbad, Terrassen, ei-
ner Aussichtsplattform, einem Amphi-
theater und einem öffentlich zugängli-
chen Panoramaaufzug entstehen. Die 
Neugestaltung sei nötig, weil die bishe-
rigen Abstiege in baufälligem Zustand 
seien, so die Verantwortlichen. MRK

Ort europäischer Forschung: Institut für Tiervermehrungs- und Lebensmittelforchung 
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ZUM 101. GEBURTSTAG

Darge, Hildegard, geb. Dannen-
feldt, aus Lyck, Lycker Garten 53, 
am 25. September
Ludwanowski, Ella, geb. Wagner, 
aus Dreimühlen, Kreis Lyck, am  
27. September

ZUM 100. GEBURTSTAG

Sprung, Irmgard, aus Königsberg, 
am 27. September

ZUM 99. GEBURTSTAG

Friedrich, Waltraud, geb. Trerzi-
ak, aus Kobilinnen, Kreis Lyck, am 
27. September
Kling, Helene, geb. Brinkmann, 
aus Lyck, Danziger Straße 12, am 
27. September

ZUM 98. GEBURTSTAG

Giebler, Gertraut, geb. Wetz, aus 
Wehlau, am 30. September
Glas, Gertrud, geb. Aschendorf, 
aus Auersberg, Kreis Lyck, am 28. 
September

Schilling, Gernot, aus Dreimüh-
len, Kreis Lyck, am 25. September

ZUM 97. GEBURTSTAG

Busse, Hildegard, geb. Manneck, 
aus Backeln, Kreis Fischhausen, 
am 1. Oktober
Döbbeling, Herta, geb. Kowalew-
ski, aus Lyck, Steinstraße 13, am  
26. September
Falk, Gustav, aus Heldenfelde, 
Kreis Lyck, am 29. September
Knothe, Frieda, geb. Brozio, aus 
Goldenau, Kreis Lyck, am  
26. September
Milkuhn, Renate, geb. Tome-
schat, aus Rauschen, Kreis Fisch-
hausen, am 26. September
Peters, Ursula, geb. Krause, aus 
Paterswalde, Kreis Wehlau, am  
29. September

ZUM 96. GEBURTSTAG

Böttcher, Hildegard, geb. Kules-
sa, aus Selmenthöhe, Kreis Lyck, 
am 27. September
Schmerl, Ella, geb. Glowatz, aus 
Lyck, am 30. September

ZUM 95. GEBURTSTAG

Bräutigam, Wilhelm, Lands-
mannschaft Ostpreußen Kassel, 
am 30. September

Gross, Gudrun, geb. Hilger, aus 
Dullen, Kreis Treuburg, am  
25. September
Rogowski, Otto, aus Lübeckfelde, 
Kreis Lyck, am 26. September

ZUM 94. GEBURTSTAG

Annutsch, Walter, aus Ebenfelde, 
Kreis Lyck, am 27. September
Buttgereit, Heinz, aus Baringen, 
Kreis Ebenrode, am 27. September
Ehlert, Arthur, aus Seedranken, 
Kreis Treuburg, am 1. Oktober
Heske, Bruno, aus Fedderau/Lo-
kehnen, Kreis Heiligenbeil, am  
29. September
Vogel, Ulrich, aus Lyck, am  
29. September

ZUM 93. GEBURTSTAG

Diebowski, Kurt, aus Lyck, Bis-
marckstraße 52, am 27. September
Grigat, Hildegard, geb. Szech, aus 
Walden, Kreis Lyck, am 1. Oktober
Hein, Johanna, geb. Salamon, aus 
Morgengrund, Kreis Lyck, am  
27. September
Losch, Alfred, aus Waiselhöhe, 
Kreis Neidenburg, am  
29. September
Opitz, Elsbeth, geb. Neumann, 
aus Großheidekrug, Kreis Fisch-
hausen, am 29. September
Radau, Heinz, aus Tapiau, Kreis 
Wehlau, am 27. September
Richter, Siegmund, aus Paters-
walde, Kreis Wehlau, am  
25. September
Schöler, Ursula, geb. Böhm, aus 
Kuckerneese, Kreis Elchniederung, 
am 1. Oktober
Schwetlick, Günter, aus Groß-
schmieden, Kreis Lyck, am  
25. September

ZUM 92. GEBURTSTAG

Boettger, Gerda, geb. Reinhold, 
aus Pomehnen, Kreis Fischhausen, 
am 29. September
Czytrich, Otto, aus Kalgendorf, 
Kreis Lyck, am 29. September
Janzon, Walter, aus Neusiedel, 
Kreis Tilsit-Ragnit, am  
25. September
Jung, Gerda, geb. Wenzel, aus 
Bürgerhuben, Kreis Elchniede-
rung, am 26. September
Kobiolka, Hildegard, geb. Ma-
tern, aus Sareiken, Kreis Lyck, am 
1. Oktober
Köning, Christel, geb. Duchna, 
aus Neidenburg, am 25. September
Meyer, Ingrid, geb. Huwe, aus 
Treuburg, am 29. September
Palluck, Gerd-Karl, aus Witten-
walde, Kreis Lyck, am  
29. September
Werner, Gerda, geb. Beyer, aus 
Wohren, Kreis Ebenrode, am  
25. September
Woost, Edith, geb. Sebrowski, 
aus Grabnick, Kreis Lyck, am  
28. September 
Zürn, Helga, geb. Ohlendorf, aus 
Kreuzingen, Kreis Elchniederung, 
am 29. September

ZUM 91. GEBURTSTAG

Bliese, Wally, geb. Gudduscheit, 
aus Altschanzenkrug, Kreis Elch-
niederung, am 1. Oktober
Dyk, Herbert, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 81, am  

28. September
Grabley, Hildegard, geb. 
Wembdzio, aus Bärengrund, 
Kreis Treuburg, am 26. September
Katke, Erika, geb. Sbresny, aus 
Regeln, Kreis Lyck, am  
27. September
Kolberg, Erwin aus Wilhelms-
hof, Kreis Ortelsburg, am  
29. September
Lukesch, Marita, geb. Winkler, 
aus Rauschen, Kreis Fischhausen, 
am 1. Oktober
Morgalla, Liesbeth, geb. Wembd-
zio, aus Bärengrund, Kreis Treu-
burg, am 26. September
Ramin, Elsbeth, geb. Block, aus 
Zinten, Oberthorstraße 3, Kreis 
Heiligenbeil, am 25. September
Seidler, Gerhard, aus Wehlau, am 
1. Oktober
Sellhorn, Otto, aus Borschimmen, 
Kreis Lyck, am 29. September
Taufferner, Gudrun, aus Groß 
Ponnau, Kreis Wehlau, am  
25. September

ZUM 90. GEBURTSTAG

Bercz, Eitel, aus Königsruh, Kreis 
Treuburg, am 27. September
Dreyer, Waltraud, geb. Bartzik, 
aus Kielen, Kreis Lyck, am  
30. September
Eschment, Ingeborg, geb. Huse, 
aus Wehlau, am 25. September
Fischkal, Siegfried, aus Prost-
ken, Kreis Lyck, am 25. September
Jacobs, Käte, geb. Bartzik, aus 
Kielen, Kreis Lyck, am  
30. September
Krause, Karl-Heinz, aus Barten-
hof, Kreis Wehlau, am  
26. September
Nikschik, Richard-Ewald, aus 
Paterschobensee, Kreis Ortels-
burg, am 25. September
Schachtschneider, Helmut, aus 
Hohenrade, Kreis Heiligenbeil, 
am 28. September
Scholla, Reinhard, aus Seedran-
ken, Kreis Treuburg, am 1. Okto-
ber
Walendy, Ulrich, aus Guhsen, 
Kreis Treuburg, am 29. September
Wannags, Hildegard, geb. Kules-
sa, aus Skomanten, Kreis Lyck, am 
25. September
Weinknecht, Klaus, aus Lyck, 
Yorkstraße 35, am 30. September

Zachau, Werner, aus Tapiau, 
Kreis Wehlau, am 1. Oktober

ZUM 85. GEBURTSTAG

Brozio, Günter, aus Lyck, am  
25.  September
Dejok, Karl-Heinz, aus Altdüm-
pelkrug, Kreis Elchniederung, am 
28. September
Drubba, Hildegard, geb. Marzian, 
aus Steinberg, Kreis Lyck, am  
26. September
Jelonnek, Reinhold, aus Dor-
schen, Kreis Lyck, am 1. Oktober
Kallweit, Traute, geb. Syperrek, 
aus Neufelde, Kreis Treuburg, am 
30. September
Kempa, Horst, aus Siemienau, 
Kreis Neidenburg, am  
26. September
Krenzel, Frieda, geb. Konrad, aus 
Liebnicken, Kreis Preußisch Eylau, 
am 26. September
Krolow, Erna, geb. Kremin, aus 
Kuglacken, Kreis Wehlau, am  
25. September
Kulinski, Dietrich, aus Neiden-
burg, am 26. September
Nitsch, Martin, aus Groß Nuhr, 
Kreis Wehlau, am 27. September
Panzer, Ulrich, aus Goldbach, 
Kreis Wehlau, am 27. September
Sattler, Gerda, geb. Rösner, aus 
Wehlau, am 29. September
Selz, Adolf, aus Duneiken, Kreis 
Treuburg, am 1. Oktober
Siebke, Anneliese, geb. Czittrich, 
aus Schwentainen, Kreis Treuburg, 
am 29. September
Strotzki, Werner, aus Haasen-
berg, Kreis Ortelsburg, am  
30. September
Taddey, Erhard, aus Wallen- 
dorf, Kreis Neidenburg, am  
27. September
Vogelbacher, Irmtraut, geb. Rup-
penstein, aus Peterswalde, Kreis 
Elchniederung, am 25. September
Zeeck, Erika, geb. Knorr, aus 
Wehlau, am 28. September

ZUM 80. GEBURTSTAG

Barties, Günter, aus Tawe, Kreis 
Elchniederung, am 30. September
Butler, Siegfried, aus Lieben- 
berg, Kreis Ortelsburg, am  
30. September

Grontzki, Ulrike, geb. Plett, aus 
Neidenburg, am 26. September
Hildebrandt, Ursula, geb. Hen-
schel, aus Goldbach, Kreis Weh-
lau, am 26. September
Laudien, Reinhard, aus Rau-
schen, Krs. Fischhausen, am  
26. September
Liebenberger, Brigitte, aus  
Danzig, am 30. September
Radünz, Ingrid, geb. Willumat, 
aus Keppen, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
30. September
Rinio, Adelheid, aus Rosenheide, 
Kreis Lyck, am 28. September
Thiel, Peter, aus Kuckerneese, 
Elchniederung, am 28. September
Von Ledebur, Freifrau, Ursula, 
geb. von Perbandt, aus Nahm-
geist, Kreis Mohrungen, am  
25. September 
Zittlau, Günter, aus Lyck, am  
27. September

ZUM 75. GEBURTSTAG

Engelkensmeier, Regine, geb. 
Rühl, Kreisgemeinschaft Neiden-
burg, am 27. September
Mau, Frank, Kreisgemeinschaft 
Ortelsburg, am 27. September
Olschewski-Föller, Renate, geb. 
Iwanowski, aus Seenwalde, Kreis 
Ortelsburg, am 1. Oktober
Somplatzki, Inge Lore, geb.  
Bastek, aus Groß Seedorf, Kreis 
Neidenburg, am 28. September
Warschat, Alfred, Vorf. aus  
Norkitten, Jodlauken und  
Schwalbental, Kreis Insterburg, 
am 1. Oktober

Wir gratulieren …

Termine der Landsmannschaft  
Ostpreußen e.V. im Jahr 2020 

Trotz der Corona-Krise sind für 
die zweite Jahreshälfte folgen-
de Veranstaltungen geplant:  

5. bis 11. Oktober: Werk-
woche in Helmstedt  
6. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den der LO (geschlossener 
Teil nehmerkreis)  
7./8. November: Ostpreußi-
sche Landesvertretung (ge-
schlossener Teilnehmerkreis) 
8. bis 11. November: Kultur-
historisches Seminar in Helm-
stedt

Wegen der Corona-Pande-
mie kann es zu Absagen ein-
zelner Veranstaltungen kom-
men. Bitte informieren Sie 
sich vorab bei der Bundesge-
schäftsstelle der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V., Bucht-

straße 4, 22087 Hamburg, 
Tel.: (040) 41400826, E-Mail: 
info@ostpreussen.de oder im 
Internet unter www.ostpreus-
sen.de/lo/seminare.html 

Der geplante Festakt  
„100 Jahre Volksabstimmung“ 
in Allenstein musste wegen der 
aktuellen Lage leider abgesagt 
werden. Um dennoch dieses 
historischen Ereignisses ge-
denken zu können, haben die 
Referenten ihre geplanten Vor-
träge per Kamera aufgezeich-
net. Die Videos zu dieser virtu-
ellen Gedenkveranstaltung  
finden Sie unter: www.paz.de/
volksabstimmung

Bitte vormerken für 2021:  
Jahrestreffen der Ost- 
preußen, 5. Juni 2021,  
CongressPark Wolfsburg

Zusendungen für die Ausgabe 41/2020

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten 
der Ausgabe 41/2020 (Erstverkaufstag 9. Oktober) bis spätestens 
Dienstag, den 29. September 2020, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: renker@paz.de,  
Fax: (040) 41400850 oder postalisch:  
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg 

Kontakt

Wegen Elternzeit der zuständigen Mitarbeiterin ist bis Ende 2020 
Frau Ingrun Renker Ansprechpartnerin für die Heimat-Seiten.  
Telefon: (040)41 40 08 - 34 
E-Mail: renker@paz.de  
Telefonische Erreichbarkeit: Dienstag–Donnerstag jeweils von 
13-16 Uhr

Ostpreußen – Land der Sehnsucht 
Der neue Kalender „Ostpreußen und seine Maler 2021“ 

Der neue Kunstkalender 
„Ostpreußen und seine  
Maler“ für das Jahr 2021 
kann noch bis zum 30. Sep-
tember zum Vorzugspreis 
von 21,50 Euro bestellt wer-
den. Anschließend kostet  
er 23,70 Euro.

Der Kalender enthält für jeden 
Monat ein Blatt mit großem Mo-
tiv aus der ostpreußischen 
Landschaftsmalerei. Rechts da-
neben ist ein schmales Kalenda-
rium abgedruckt, aus dem der 
jeweilige Monat, das Jahr und 
die entsprechenden Wochenta-
ge hervorgehen, wobei Sonn- 
und Feiertage in einem kräftigen 
Rot leuchten, regionale Feierta-
ge sind in einem blassen Rot ge-
halten.

Die Motive zeigen Felder,  
Orte, Meer und andere magi-
sche Landschaftssituationen 
zu den vier Jahreszeiten. 

Künstler wie Horst Skodlerrak, 
Karl Eulenstein, Karl Kunz und 
Gerhard Ernst Schaumann sind 
in diesem Kalender unter vielen 
anderen Malern dabei.

Der Kalender erscheint im For-
mat 50 mal 35 Zentimeter und 

kann bestellt werden bei:  
typeart satz&grafik GmbH,  
Südrandweg 15, 44139 Dort-
mund, telefonisch unter 
(0231)557378-0, per Telefax 
unter(0231) 557378-20 sowie 
per E-Mail: info@typeart-dort-
mund.de

Masuren und Danzig
Reisen mit der MS CLASSIC LADY
Tel. 07154/131830 www.dnv-tours.de

ANZEIGE

Das siebte Buch von
Wendelin Schlosser

„Die Deutschen unter
dem Damoklesschwert“

ist 2019 im
„August von Goethe Literaturverlag“

erschienen.
ISBN: 978-3-8372-2220-3

314 Seiten, €18,80
Der Band spricht von der Vertreibung der
Deutschen, der Abschaffung Deutsch-
lands, dem Selbsthass der Deutschen und

der organisierten Kriminalität.
Die Verbrecher machen aus deutschen
Opfern, die Arbeitslager, Brandbomben
und Vertreibung überlebt haben, Täter.
Diese geschundenen Deutschen werden
auch noch obendrauf von Hasspredigern
zum Selbsthass erzogen. Die vom Main-
stream verschwiegene Wahrheit kommt
in diesem Buch zum Erscheinen.

ANZEIGE



Vorsitzender: Christoph Stabe  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

Erntedank 2020
Hof - Zum ersten Mal nach dem 
coronabedingten Lockdown traf 
sich die Kreisgruppe Hof der 
Landsmannschaft der Ost- und 
Westpreußen am 12. September 
2020 wieder. Vorsitzender Chris-
tian Joachim begrüßte Mitglieder 
und Gäste, gratulierte den Ge-
burtstagskindern herzlich und 
dankte Familie Morgner für die ge-
lungene Ausschmückung. Nach 
der Vorstellung des Prominenten 
des Monats, dem Arzt Paul Schroe-
der, durch Kulturwart Bernd Hütt-
ner, präsentierte Christian Joa-
chim seine Gedanken zu Ernte 
und Erntedank.

Ernte ist älter als der Ackerbau 
und diente zur Nahrungsbeschaf-
fung. Auch unsere Vorfahren, die 
Pruzzen, lebten von dem, was sie 
sammelten, bis sie die für den 
Pflanzenanbau und Tierfang nöti-
gen Geräte erfanden.

Im frühen Mittelalter, als es im 
westlichen Europa bereits Korn-
felder und Gemüsegärten gab, wa-
ren die Pruzzen noch Waldbau-
ern. Sie rodeten ein Stück Wald – 
meistens in runder Form – und 
bearbeiteten es mit dem Haken-
pflug. Wenn der Acker nicht mehr 
genug Getreide, das sich selbst 
ausgesät hatte, hervorbrachte, 
wurde ein neues Stück Wald gero-
det. Roggen für die Menschen und 
Hafer für die Pferde reichten ne-
ben Tieren und Wildfrüchten als 
Nahrung aus. Die ersten gezähm-
ten Schweine wurden in den Wald 
getrieben, wo sie reichlich Eicheln 
und Bucheckern fanden. Für Rin-
derhaltung fehlte es an Weide-
land.

Letzteres konnte erst entste-
hen, als deutsche Siedler ihre 

Ackergeräte mitbrachten und die 
Ordensritter das Land einteilten 
und verwalteten.

Von den Siedlern lernten die 
Pruzzen die Dreifelderwirtschaft, 
eine Fruchtfolge von Winterkorn, 
Sommerkorn und Brache. Die Ern-
teerträge wuchsen von Jahr zu 
Jahr. Die Kornspeicher der Or-
densburgen und die Fachwerk-
speicher der Hanse-Kaufleute füll-
ten sich. Wenige Generationen 
nach Gründung der Hanse-Städte 
sowie des Ordensstaates Preußen 
konnte ein großer Teil der Ernte 
auf Segelfrachtern über die Ostsee 
gehen.

„Eyn fruchtbar Land“ melde-
ten die Chronisten, wenn sie über 
Preußen berichteten. Aber es gab 
auch immer wieder Not- und Hun-
gerzeiten. Kriege und Feuers-
brünste vernichteten das Korn auf 
den Feldern, in Speichern und 
Scheunen. Immer wieder musste 
neu begonnen werden. So trug der 
Boden erneut reiche Ernte und das 
Korn konnte in alle Welt geliefert 
werden.

Nur zur Zeit Napoleons, als 
England die Einfuhr verhinderte, 
bereitete die Ausfuhr Schwierig-
keiten. Getreide- und Bodenpreis 
sanken. In dieser Zeit, gerade wäh-
rend der Bauernbefreiung, geriet 
die ganze Landwirtschaft in große 
Not, so dass die Bauern und Guts-
besitzer hungerten, weil sie die 
Ernte billig verkaufen mussten. 

Aber nie vergaßen sie zu dan-
ken für die Gaben des Himmels 
und für die Ernte. Das trockene 
Roggenbrot gab ihnen so viel 
Kraft, dass sie durchhielten, bis sie 
ihre Höfe zu neuer Blüte bringen 
konnten. Die Bitte um gute Ernte 
und der Dank dafür ist so alt wie 
die Ernte selber.

Bei den alten Pruzzen richtete 
er sich an die Göttermutter, später 
an den Erntegott Kurcho oder Per-
kunos. Ritter, Mönche und deut-
sche Siedler brachten den christ-
lichen Glauben mit und dankten 
Gott, dem Herrn.

Durch die intensive landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung wur-

de Ostpreußen ein waldarmes Ge-
biet. Zuletzt bestanden zwei Drit-
tel des ostpreußischen Bodens aus 
Feldern, Wiesen und Weiden, wo-
von die Hälfte als Getreideacker 
genutzt wurde. Die größten Flä-
chen trugen das Brotgetreide, ein 
Viertel Weizen, drei Viertel Rog-
gen. Dieses Brot vom eigenen Ge-
treide, selbst gebacken, getrieben 
mit lange gelagertem Sauerteig, 
bei Sonnenaufgang geknetet und 
zu riesigen Brotlaiben geformt, 
schenkte unseren Vorfahren Kraft 
und Gesundheit.

Der angebaute Weizen war für 
den Sonntag da, für hefegetriebe-
ne Striezel und Fladen, aber auch 
zum Kochen im Alltag, für das an-
gebundene Suppchen, für Mehl-
schwitze, Keilchen und Flinsen 
und vor allem für das allabendli-
che Klunkermus. Brot, Grütze und 
Graupen sorgten dafür, dass die 
Zähne kräftig blieben und dass die 
Kaldaunen (Innereien) keine Spe-
renzchen machten.

Abschließend verwies Christi-
an Joachim noch auf die Mär, dass 
die ostpreußische Landwirtschaft 
hauptsächlich auf großen Ritter-
gütern betrieben wurde. Richtig 
ist, dass die ostpreußische Land-
wirtschaft zu je einem Viertel aus 
größeren Gütern und aus Groß-
bauern bestand. Ein Drittel waren 
mittelgroße Bauerngrundstücke, 

der Rest Kleinsiedlungen. Dieses 
Konglomerat schaffte die großarti-
ge Leistung, außer den 2,5 Millio-
nen Ostpreußen weitere 2 Millio-
nen Menschen anderenorts zu er-
nähren.

Zum Schluss verwies der Vor-
sitzende darauf, dass wir heutzu-
tage genug zu essen haben, aber 
die Qualität der Nahrungsmittel 
immer fragwürdiger wird. Nach-
dem die meisten Menschen nicht 
mehr selber ernten, sollte Ernte-
dank für die Konsumenten bedeu-
ten, dass man sich Gedanken dar-
über macht, wie man in Zukunft 
zu einer gesunden und bescheide-
nen Lebensführung zurückfinden 
und dadurch mancher Übel Herr 
werden könnte.

Mit einem Tischspruch von 
Wilhelm Scholz, beendete er seine 
Gedanken zum Erntedank:

„Gleichwie der Baum die Wur-
zel senkt, ins Erdreich, das die 
Kraft ihm schenkt, um Ast und 
Blatt und Frucht zu treiben, 
woll’n wir der Erde Kinder blei-
ben und froh aus ihren Kräften 
leben, woll’n grade wachsen, 
aufwärtsstreben und Gott in 
uns die Ehre geben.“

Nach dem interessanten Vortrag 
und einem geistlichen Wort von 
Bernd Hüttner saß die ostpreußi-
sche Familie noch lange bei leb-
haf-ten Gesprächen beisammen.

Die nächste Veranstaltung ist 
am 10. Oktober 2020 der Tag der 
Heimat. Dieser findet – coronabe-
dingt – nur mit einer Feierstunde 
im Freien am Mahnmal in der Blü-
cherstraße statt und beginnt um 11 
Uhr. Die Bevölkerung ist herzlich 
eingeladen.

Prominenter des Monats: 
Paul Schroeder
Hof – Kulturwart Bernd Hüttner 
stellte den Mitgliedern der Lands-
mannschaft der Ost- und West-
preußen, Ortsgruppe Hof als Pro-
minenten des Monats den Arzt 
und Standespolitiker Paul Schroe-
der, geboren am 18. August 1894 in 
Königsberg/Pr., vor. Nach dem 
Abitur 1913 am Königlichen Gym-
nasium Lyck und einem Freiwilli-
genjahr beim Militär studierte er 
ab 1914 an der Pépinière, der spä-
teren Kaiser-Wilhelm-Akademie 
für das militärische Bildungswe-
sen, Medizin.  

Im Ersten Weltkrieg wurde 
Schroeder 1917 nach dem Physi-
kum Feldhilfsarzt. Nach dem Krieg 
promovierte er und arbeitete bis 
1929 als praktischer Arzt in Däni-
schenhagen bei Kiel. Danach kehr-
te er nach Königsberg zurück und 
praktizierte bis 1945 in Juditten. 
Bereits 1930 wurde er Vorstands-
mitglied des Vereins Königsberger 
Ärzte, den er ab 1933 leitete. 1936 
übernahm er außerdem den Vor-
sitz der Kassenärztlichen Vereini-
gung Ostpreußen. Bis zum Kriegs-
ende war er der letzte Leiter der 
Ärztekammer Ostpreußen. Nach 
seiner Flucht und dem Kriegsende 
wurde Schroeder Chefarzt des Ma-
rinelazaretts Eckernförde. 1945 
gründete er die Ostpreußische 
Arztfamilie, einen Zusammen-
schluss von Ärzten und deren An-
gehörigen, die aus Ostpreußen ge-
flüchtet waren, und denjenigen, 
die dort noch tätig waren. 1947 
wurde er der angeblichen Grün-
dung einer geheimen Wider-
standsbewegung gegen die Besat-
zungsmacht bezichtigt, verhaftet 
und erhielt für kurze Zeit ein 
Schreibverbot. 

Paul Schroeder engagierte sich 
auch nach dem Zweiten Weltkrieg 
in der Ärztekammer Schleswig-
Holstein und arbeitete bis 1964 
wieder in Dänischenhagen als 
praktischer Arzt. Für seine Ver-
dienste wurde er u.a. 1966 mit 
dem Bundesverdienstkreuz 1. 
Klasse und 1969 mit der Paracel-
sus-Medaille der Deutschen Ärz-
teschaft geehrt. Er starb im Alter 
von 80 Jahren in Dänischenhagen 
bei Kiel.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender:: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788

Hessen

Wiesbaden – Wegen der Corona-
Einschränkungen konnte die tra-
ditionelle Feststunde zum „Tag 
der Heimat“ des BdV-Kreisver-
bandes Wiesbaden nicht in ge-
wohnter Weise im Saal des Hau-
ses der Heimat stattfinden. So war 
die Feierstunde am „Gedenkstein 
der Landsmannschaften im Bund 
der Vertriebenen“ zugleich auch 
die ausgefallene Feststunde.

Der Vorsitzende der LOW 
Wiesbaden, Dieter Schetat, hatte 
die Mitglieder und Freunde der 
Landsmannschaft zur Teilnahme 
an der Feier aufgerufen, um so die 
Treue und Verbundenheit zur un-
vergessenen Heimat zu bekunden.

Die Festansprache am Gedenk-
stein hielt der ehemalige Wiesba-
dener Stadtverordnetenvorsteher 
Wolfgang Nickel (Foto). In seiner 
Rede betonte der jetzige Stadtver-
ordnete seine Verbundenheit mit 
den Heimatvertriebenen und wür-
digte deren besondere Leistungen 
beim gemeinsamen Neuanfang in 
der Nachkriegszeit. „In der ersten 
Zeit waren die Flüchtlinge noch 
unwillkommene Gäste; dies hat 
sich jedoch im Laufe der Zeit ge-
ändert“, fügte er hinzu. 
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Zum Thema Flucht und Ver-
treibung forderte er gezielten Un-
terricht in den Schulen, zumal im-
mer noch Millionen Menschen auf 
der Flucht seien. Als wichtigen Bei-
trag zu einem geeinten Europa be-
zeichnete Nickel die „Charta der 
deutschen Heimatvertriebenen“, 
die auch als Leitwort über dem 
diesjährigen Gedenktag steht. 

Ähnlich äußerte sich der Bun-
destagsabgeordnete Ingmar Jung, 
der neben zahlreichen Gästen und 
Vertretern der Kommunalpolitik 
gekommen war. Die Charta, verab-
schiedet vor 70 Jahren in Stuttgart, 
gehöre zu unserer Kultur, resü-
mierte Jung. Mit einem der Kern-
sätze hatte die LOW Wiesbaden 
1996 ihre Festschrift zum 50-jähri-
gen Bestehen der Landsmann-
schaft eingeleitet: „Wir werden je-
des Beginnen mit allen Kräften 
unterstützen, das auf die Schaf-
fung eines geeinten Europas ge-
richtet ist, in dem die Völker ohne 
Furcht und Zwang leben können.“

Die Abstandsgebote und Hygi-
eneregeln ließen das gemeinsame 
Singen nicht zu. So wurden die 
sonst gesungenen Heimatlieder 
und das Hessen-Lied von Mitglie-
dern der Landsmannschaften im 
Bund der Vertriebenen vorgele-
sen, verbunden mit Geschichten 
und Gedichten zur Erinnerung an 
die Heimatgebiete.

Stellvertretende Vorsitzende: 
Klaus-Arno Lemke und Jürgen 
Zauner , Geschäftsstelle: Bu-
chenring 21, 59929 Brilon, Tel.: 
(02964)1037. Fax 
(02964)945459, E-Mail:  
Geschaeft@Ostpreussen-NRW.de, 
Internet: Ostpreussen-NRW.de

Nordrhein-
Westfalen

Bielefeld- am Montag, den 28. 
September 2020 trifft sich wieder 
die Ost- und Westpreußen Gruppe 
Bielefeld und Umgebung zu einem 
Heimatnachmittag bei Kaffee und 
Kuchen zum Schabbern.

Mit einem Reisebericht-Bild-
vortrag von einer Süd-Ostpreu-
ßen-Reise im August 2020, u.a. 
nach Neidenburg, Johannisburg, 
Hohenstein, Allenstein, Mohrun-
gen, Oberland u.v.m. aus Ermland 
und Masuren. Herzlich eingeladen 
sind alle Mitglieder, Bekannte, 
Freunde, sowie interessierte Gäs-
te, einige schöne Stunden mit net-
ten Menschen zu verbringen. Die-
ser Heimatnachmittag findet we-
gen der guten Atmosphäre und 
viel Platz wieder im Restaurant 
Bültmannshof "Das Wirtshaus 
1802" in der Kurt-Schumacher- 
Straße 17a, in Bielefeld, um 15.00 
Uhr statt. Das Lokal erreichen Sie 

bequem mit der Straßenbahnlinie 
4 „Universität“. Steigen Sie an der 
Haltestelle „Bültmannshof“ aus, 
von dort aus erreichen Sie das Res-
taurant fußläufig in wenigen Mi-
nuten. Alle Corona-Auflagen wer-
den erfüllt.

Voranmeldung wird bei Frau 
Barbara Dörr, unter der Telefon-
nummer 0521/82026 erbeten. Wir 
freuen uns auf Ihr Kommen und 
Wiedersehen!

Mit heimatlichen Grüßen
Der Vorstand

Bei Fragen bezüglich der Anzeige 
wenden Sie sich bitte an folgende 
Adresse:
Gerhard Scheer (stellv. Vorsitzen-
der), Leonhardstr.26, 42281 Wup-
pertal, Telefon: 0176/22201847

Unna - Die Landsmannschaft Ost-
und Westpreußen und Pommern, 
Kreisgruppe Unna trauert um ih-
ren stellvertretenden Vorsitzen-
den Bruno Romeiks, der am 1. Sep-
tember 2020 verstorben ist. Er 
stammte aus dem Kreis Insterburg, 
und sein unermüdlicher Einsatz 
galt seiner Heimat Ostpreußen. 
Am 25. Oktober 1933 geboren, war 
er zwölf Jahre alt, als die glückliche 
Zeit in der Heimat für ihn endete. 
Leider erzählte er wenig über sei-
nen sicherlich sehr interessanten 
Lebenslauf; die Erinnerungen an 
die Erlebnisse im Krieg und am 
Kriegsende und später schienen 
ein Hindernis zu sein. Doch sobald 
die Reisen in die Heimat, in das 
nördliche Ostpreußen möglich 
wurden, fuhr er regelmäßig hin 
und schloss Freundschaft mit den 
russischen Bewohnern. Er enga-
gierte sich in der Kreisgemein-
schaft Insterburg und wurde dort 
hoch ausgezeichnet. Er gehörte 
dem Arbeitskreis „Ostpreußisches 
Platt“ an und war mit den lands-
mannschaftlichen Gruppen in 
NRW „vernetzt“.

In der Gruppe Unna war er un-
entbehrlich. Er organisierte mit 
seiner Ehefrau Helga Romeiks die 
monatlichen Treffen, sorgte für 
Kontakte zu Behörden und Kir-
chen, erfreute die Landsleute mit 
meist erheiternden Vorträgen, 
übernahm Bestellungen von Lie-
derbüchern, Kalendern usw., 
wohnte politischen und überregio-
nalen Veranstaltungen bei, auch 
als es ihm nicht mehr leicht fiel, 
gestaltete Weihnachtsfeiern, „Tag 
der Heimat“ usw. entscheidend 
mit – die Aufzählung lässt sich 
fortsetzen. Und das Wichtigste: er 
kümmerte sich um die Mitglieder, 
besuchte sie, rief sie an, hielt zu al-
len den möglichst engen Kontakt. 

Aber noch ein Verdienst ist ihm 
zuzurechnen. Er machte immer 
wieder Mut und rief immer wieder 
dazu auf, für Ostpreußen tätig zu 
sein, auch wenn mal etwas „nicht 
so rund lief“. Im BdV- Kreisver-
band Unna war er viele Jahre 
Schatzmeister. Die Gruppe Unna 
verdankt ihm Aufschwung und 
Stabilität und hofft, in seinem Sin-
ne weiterarbeiten zu können.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Bad Oldesloe - Die Ost- und 
Westpreußen aus Bad Oldesloe 
waren mit der September-Runde 
Gäste bei Annemarie Knopf im 
benachbarten Tremsbüttel. Die 
Gastgeberin, die immer ihren 
Bernsteinschmuck trägt, präsen-
tierte einige Exponate in Bern-
stein, z.B. den Elch auf einem 
Bernsteinsockel.

Thema des Nachmittags war 
„Bernsteingewinnung und Bern-
steinhandel“. Bernstein ist ein al-
tes Handelsgut, das schon den Wi-
kingern Reichtum einbrachte. Die 
Bernsteinküste, an der Bernstein 
im Tagebau gewonnen wird, ist die 
Samland-Westküste. Palmnicken 
ist uns von früher her gut bekannt. 
Bernstein dient überwiegend der 
Schmuckherstellung: Ketten, Bro-
schen, Armbänder, Zigarettenspit-
zen. Besonders beliebt und wert-
voll sind Stücke mit Einschlüssen 
– Insekten oder Pflanzenteile.

Die Bernsteinstraße zähle zu 
den bedeutendsten Handelswegen 
des Altertums. Von der Samland-
küste wurde der Bernstein zum 
Handelsplatz Truso gebracht, Vor-
gängerin der späteren Ordens-
stadt Elbing – 1237 vom Deutschen 
Ritterorden gegründet. So kann-
ten schon die Römer Bernstein, 
den Kaiser Nero von der Samland-
küste nach Rom holen ließ. Auch 
arabische Münzen wurden in Ost-
preußen gefunden. 

Für Polen ist Bernstein, das 
Gold der Ostsee, ein besonderes 
Handelsgut. In der Langgasse in 
Danzig findet man einen Stand 
neben dem anderen. Aber auch in 

Deutschland wird Bernstein ver-
arbeitet, z.B. in Idar-Oberstein.

Danzig ist das Zentrum der 
künstlerischen Verarbeitung in 
Europa. Seit einigen Jahren gibt es 
dort ein Bernsteinmuseum, in 
dem den Besuchern in mehreren 
Etagen des Stockturms die Ge-
schichte und die Verarbeitung ver-
mittelt wird.

Ein Rätsel ist wohl immer noch 
der Verbleib des berühmten Bern-
steinzimmers, das der Zar einst 
vom Deutschen Kaiser geschenkt 
bekam.

Gisela Brauer

3. Rundbrief
Neumünster - Liebe Mitglieder 
der Landsmannschaft der Ost- und 
Westpreußen und alle, die sich mit 
uns verbunden fühlen!

Ja, wir sind noch da und den-
ken an Sie! Der 3. Rundbrief wird 
Sie wieder informieren. Immer 
wird uns der Schatten „Corona“ 
beschäftigen. Die Corona Pande-
mie hat uns fest im Griff, und die 
Auflagen für die Veranstaltungen 
sind vorgeschrieben und müssen 
eingehalten werden. Die Gesund-
heit der Menschen steht über al-
lem, und wir gehören zur Risiko-
gruppe.

Alle Treffen der Landsmann-
schaft der Ost- und Westpreußen 
sind bis zur Adventsfeier abgesagt 
– auch unsere Erntedankfeier. Ern-
te – Dank, das tun wir für uns und 
danken, dass wir unser tägliches 
Brot haben.

Die Adventsfeier am 5. Dezem-
ber 2020, um 15.00 Uhr in der 
Stadthalle wird im großen Saal 
unten in der Stadthalle, Am Klein-
flecken, statt-finden. Es ist noch 
lange hin, aber Planung muss sein! 
Ich bitte um eine verbindliche An-
meldung bis zum 28. November 
2020 unter Telefon 0 43 21 – 8 23 14.

Jeder ist für sich verantwort-
lich, wir tragen bis zum Tisch den 
Mundschutz, halten Abstand, ver-
zichten auf das Händeschütteln 
und die liebevolle Umarmung. Das 
Singen wird uns fehlen, musika-
lisch unterhält uns aber das Man-
dolinenorchester.

Durch den Coronavirus hat 
sich unser Leben und die Einstel-
lung zum Leben verändert. Ent-
behrungen können schwer sein, 
aber kennt unsere Generation das 
nicht? Wir haben die Flucht über-
standen, und wir überstehen auch 

diese Krise in unserer zweiten Hei-
mat in Neumünster.

Das Jahresprogramm 2021 wird 
von 2020 übernommen. Wir hof-
fen auf ein gutes Jahr, und dann ist 
auch ein Ausflug in Planung. Vor-
schläge nehme ich gerne entgegen.

In all den trüben Corona Wo-
chen und Monaten erreichte mich 
vor meinem Geburtstag im Au-
gust eine liebe Nachricht von un-
serem Landesvorsitzenden Ed-
mund Ferner:

„Liebe Frau Profé, mit großem 
Interesse habe ich Ihren Lebens-
lauf gelesen. Sie können auf Ihre 
Gesamtleistung stolz sein. Ihr En-
gagement für uns Ostpreußen 
kann nicht hoch genug einge-
schätzt werden. Es ist ein außeror-
dentlicher Glücksfall, dass die 
LMO in Neumünster eine Brigitte 
Profé als Vorsitzende hat, die mit 
so viel Herzblut und immer neuen 
Einfällen die Gruppe leitet! Zu Ih-
rem kommenden Geburtstag im 
August möchte ich Ihnen ein klei-
nes persönliches Geschenk ma-
chen! Eine Sonderanfertigung aus 
dem Bundesland NRW.  Ihr Ed-
mund Ferner – Eine besondere 
Würdigung für die Arbeit der 
Landsmannschaft Ostpreußen. 

(Es ist eine Anstecknadel mit 
dem Ostpreußenwappen im Gold-
rahmen und ein Buch „Königsberg 
von A bis Z.)“

Über die Anerkennung habe ich 
mich sehr gefreut. Ich habe auch 
treue Ost- und Westpreußen für 
die ich mich einsetze und meine 
Pflicht und Aufgabe erfülle.

Bleiben Sie gesund, genießen 
Sie die schönen Spätsommer- und 
Herbsttage mit der prächtigen 
Laubfärbung.

Herzliche Grüße
Ihre / Eure Brigitte Profé

Heimatkreisgemeinschaften

Deutsch-deutscher Klassiker Filmplakat für „Die Heiden von 
Kummerow“ Foto:  Forum Baltikum - Dittchenbühne

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine 
starke Gemeinschaft,  
jetzt und auch in Zukunft.  
Sie können unsere Arbeit dau-
erhaft unterstützen, indem Sie 
persönliches Mitglied der 
Landsmannschaft Ostpreußen 
e.V. (LO) werden. Dabei ist es 
egal, ob Sie in Ostpreußen ge-
boren sind oder ostpreußische 
Vorfahren haben. Uns ist jeder 
willkommen, der sich für Ost-
preußen interessiert und die 
Arbeit der Landsmannschaft 
Ostpreußen unterstützen 
möchte. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Delegier- 

ten zur Ostpreußischen Lan-
desvertretung (OLV), der Mit-
gliederversammlung der LO, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 
Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen. 

Sie werden regelmäßig über 
die Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladungen 
zu Veranstaltungen und Semi-
naren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bun-
desgeschäftsstelle in Hamburg.  
Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,00 Euro. Den Aufnah-
meantrag können Sie bequem 

auf der Webseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen.  
Bitte schicken Sie diesen per 
Post an:  
 
Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg.

Weitere Auskünfte zur  
persönlichen Mitgliedschaft  
erhalten Sie bei der Bundes- 
geschäftsstelle der Landsmann-
schaft Ostpreußen: 

Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Kulturzentrum Ostpreußen 

Noch bis Ende September 
2020 zeigt das Kulturzentrum 
Ostpreußen eine Kabinett-
ausstellung ausgewählter 
Werke des ostpreußischen 
Künstlers Ernst von Glasow. 

Im ersten Obergeschoß sind 
Kohle- und Tuschzeichnungen 
ostpreußischer Baudenkmäler 
und Landschaften zu sehen. 

Interessant ist die Biographie 
Ernst von Glasows. Er wurde 
am 21. Juli 1897 auf dem Gut 
der Familie in Partheinen im 
Kreis Heiligenbeil geboren. 
Schon in seiner Kindheit entwi-
ckelte er ein starkes ästhetisches 
Empfinden für die Formenspiele 
von Licht und Schatten, die für 
sein späteres Wirken als Künstler 
prägend wurden.  
Nach dem Abitur 1914 erhielt er 
mit 17 Jahren seine Einberufung 

zum Militärdienst im Ersten 
Weltkrieg, den er als junger Offi-
zier an der Ost- und Westfront 
erlebte. 

Nach Kriegsende war durch das 
Erbe des väterlichen Gutes sein 
Leben als Gutsbesitzer und 
Landwirt vorgezeichnet. Für die 
Kunst blieb ihm nur wenig Zeit.  
Auch im Zweiten Weltkrieg dien-
te Ernst von Glasow als Offizier 
und kam tief geprägt durch den 
Krieg zu Verwandten nach Vech-
ta ins Oldenburger Münsterland, 
wo bereits seine Frau und die 
sieben Kinder untergekommen 
waren. 

Schon in amerikanischer Kriegs-
gefangenschaft hatte er sich 
dem Zeichnen von Aquarellen 
gewidmet. Von der südolden-
burgischen Landschaft an die 
verlorene Heimat in Ostpreußen 

erinnert, wagte er mit 49 Jahren 
den Neubeginn als freischaffen-
der Künstler und schuf in seiner 
zweiten Lebenshälfte ein be-
achtliches Gesamtwerk, das sich 
mit wechselnden Themen und 
insbesondere mit dem Licht aus-
einandersetzte, das ihn schon 
seit seiner Kindheit fasziniert 
hatte. Ernst von Glasow starb im 
August 1969 im Alter von 72 
Jahren. 
 
Die Öffnungszeiten für diese 
Ausstellung, wie auch für alle an-
deren Räumlichkeiten des Kul-
turzentrums Ostpreußen, sind 
wie üblich:  
Dienstag bis Sonntag,  
10-12 Uhr und 13-17 Uhr 
(auch an den Feiertagen). 
Kulturzentrum Ostpreußen 
Schloßstr. 9, 91792 Ellingen  
www.kulturzentrum- 
ostpreussen.de

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimatarbeit“ abge-
druckten Glückwünsche, 
Berichte und Terminankün-
digungen werden auch ins 
Internet gestellt. Der Veröf-
fentlichung können Sie je-
derzeit bei der Landsmann-
schaft widersprechen.



Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Landkreis Rotenburg (Wüm-
me), Postfach 1440, 27344 Roten-
burg (Wümme), Tel.: 04261 – 983-
31 00; Fax: 04261 – 983 –31 01,  
kreisgemeinschaft.angerburg@ 
lk-row.de

Angerburg

Angerburger Vorstand tagt in 
Rotenburg (Wümme)
Trotz des Ausfalls der diesjährigen 
Angerburger Tage kamen am Sonn-
abend, den 12. September 2020 die 
Mitglieder des Kreisausschusses 
der Kreisgemeinschaft Angerburg 
e.V. (Vorstand) im kleinen Sit-
zungssaal des Kreishauses Roten-
burg (Wümme) zu einer Sitzung 
unter Corona-Bedingungen zu-
sammen. Es galt eine lange Tages-
ordnung abzuarbeiten und Vorbe-
reitungen für das nächste Jahr zu 
treffen. So wurde geplant, die 63. 
Heimatpolitische Tagung zusam-
men mit dem Landkreis Rotenburg 
(Wümme) am 20./21. Februar 2021 
durchzuführen. Als Hauptthema 
wurde das „Trakehner Pferd“ ge-
wählt und die Referenten haben 
bereits ihre Zusage erteilt. Die 66. 
Angerburger Tage sollen im Sep-
tember 2021 in gewohnter Weise 
stattfinden.  Allgemein erörtert 
wurden technische Notwendigkei-
ten und Chancen, insbesondere 
bei der Mitgliederentwicklung, der 
Öffentlichkeitsarbeit und der Er-
stellung des Heimatbriefes. Der 
die Kreisgemeinschaft langjährig 
betreuende Mitarbeiter des Land-
kreises, Michael Meyer, führte an-
schließend dem Gremium aus über 
120 inzwischen digitalisierten Ar-
chivarien des Angerburger Archivs, 
Beispiele von Videos, Tonspuren 

und Bildern vor, zum Teil über 60 
Jahre alte Aufnahmen. Viele schö-
ne Erinnerungen wurden wach. 
Die Beziehungen zu Stadt und 
Kreis Angerburg und die persönli-
chen Kontakte sollen weiter ver-
stärkt werden. Begrüßt wurde der 
in 2021 wieder erfolgende Schüler-
austausch zwischen dem Anger-
burger Lyzeum und dem Ratsgym-
nasium in Rotenburg (Wümme). 
Die über mehrere Stränge laufende 
humanitäre Hilfe der Kreisgemein-
schaft für Angerburg wird beibe-
halten. Unterbrochen wurde die 
Sitzung für die würdige Verab-
schiedung der langjährigen Ge-
schäftsstellenmitarbeiterin Frau 
Ludmilla Mischok durch den 
Kreisvertreter sowie die Vorstel-
lung und Begrüßung ihrer Nachfol-
gerin Frau Josephine Schulz.

Bereits vor Beginn der Sitzung 
wurde den langjährigen, bereits 
verstorbenen, Begründern und 
Förderern der Patenschaft ge-
dacht. Am Grab des legendären 
„Patenonkels“, des Oberkreisdi-
rektors Helmut Jansen wurde im 
Beisein der Familie von einem sei-
ner Söhne ein Kranz niedergelegt. 
Ebenso am Grab von Bernd Brau-
müller im Beisein von Sohn und 
Enkelin und am Grab von Herbert 
Lehmann im Beisein seiner zwei 
Töchter. Am Patenschaftsstein am 
Kreishaus im Amtshofpark wurde 

abschließend allen Verstorbenen 
und den Opfern von Krieg und Ge-
waltherrschaft gedacht. 

Ernst-Ulrich Pfeifer

Kreisvertreterin: Viola Reyentanz, 
Großenhainer Straße 5, 04932 
Hirschfeld, Telefon (035343) 433, 
E-Mail: reyvio@web.de. Erster 
Stellvertretender Kreisvertre-
ter (Geschäftsführender Vorsit-
zender): Christian Perbandt, Im 
Stegefeld 1, 31275 Lehrte, Telefon: 
(05132) 57052. E-Mail: perbandt@
kreis-ge meinschaft-heiligenbeil.de. 
Zweite Stellvertretende Kreis-
vertreterin/Schriftleiterin: Brun-
hilde Schulz, Zum Rothenstein 22, 
58540 Meinerzhagen, Tel.: 
(02354) 4408, E-Mail: brschulz@
dokom.net.  
Internet: www.kreisgemeinschaft-
heiligenbeil.de 

Heiligenbeil

Außerordentliche Kreistagssit-
zung der Kreisgemeinschaft 
Heiligenbeil am 12.09.2020, im 
Hotel Haase in Burgdorf
Auf der außerordentlichen Kreis-
tagssitzung am 12. September 
2020 wurden folgende Personen 
gewählt:
Zur Kreisvertreterin:
Viola Reyentanz, bisher 2. stell-
vertr. Kreisvertreterin, Stadtver-
treterin von Zinten-Stadt,
zur 2. stellv. Kreisvertreterin:
Brunhilde Schulz, bisher Beisitze-
rin im Vorstand, Schriftleiterin 
Heimatblatt, Stadtvertreterin von 
Heiligenbeil-Stadt-Nord.

Darüber hinaus wurde Heidi 
Pomowski für den freiwerdenden 
Posten einer Beisitzerin gewählt, 

die jedoch leider nicht anwesend 
sein konnte.  Eine Einverständnis-
erklärung seitens Heidi Pomowski 
für diese Wahl lag vor.

Kreisvertreter: Andreas Heiser, 
Schlicker Weg 27, 42659 Solingen, 
Tel.: (0212)81 10 13, E-Mail:  
andreasheiser@arcor.de.  
Geschäftsstelle: Kreisgemein-
schaft Insterburg Stadt und Land 
e.V., Am Marktplatz 10, 47829 Kre-
feld, Tel.: (02151)48991, Fax 
(02151) 491141, E-Mail: info@ins-
terburger.de, Internet: www.inster-
burger.de, Bürozeiten: Montag–
Freitag von 8 bis 12 Uhr 

Insterburg-Stadt /
Land

Heimatkreisgruppe Hamburg
• Mittwoch, 7. Oktober 2020, 12.00 
Uhr: Zum Erntedank singen wir 
herbstliche Lieder und Gedichte.
• Mittwoch, 4. November 2020, 
12.00 Uhr: Im grauen November 
halten uns schöne Gedichte und 
Geschichten warm.
• Mittwoch, 2. Dezember 2020, 
12.00 Uhr: Vorweihnachtsfeier mit 
Liedern und Gedichten.

Kreisvertreterin: Dr. Bärbel Beut-
ner, Käthe-Kollwitz-Ring 24, 59423 
Unna, Telefon (02303) 14017,  
E-Mail: dr.beutner@t-online.de.  
Geschäftsstelle: Ralf Woitschi-
kowski, Bergkirchener Straße 21, 
32429 Minden, Telefon (0571) 
5091022

Königsberg-Land

Das Werk „Die Kämpfe um Ost-
preußen und das Samland“ von 
Helmut Borkowski ist zum Preis 
von 26,00 Euro, inklusive Porto 
unter folgender Adresse zu bezie-
hen: Dr. Bärbel Beutner, Käthe-
Kollwitz-Ring 24, 59423 Unna/
Westf., Tel. 02303/14017. Auch eine 
elektronische Bestellung ist mög-
lich: dr.beutner@t-online.de
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ein
Schmet-
terling

brauch-
bar,
akzep-
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ein
Nord-
euro-
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Klei-
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stück

Nähgerät
liebe-
volles
An-sich-
Drücken

nord-
amerika-
nischer
Strom

engli-
sche
Schul-
stadt

Stadt
in
Ober-
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Musik-
instru-
ment
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tier

griechi-
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Zeitge-
schmack

zittern
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(Tiere)
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schmuck

Flug-
hafen
(eng-
lisch)

Stadt
in der
Schweiz

Apfel-
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beginn

Rück-
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amerik.
Vieh-
zucht-
betrieb

junges
Genie

Nach-
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Nach-
speise
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Zusam-
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schluss
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verehr-
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belag

sittliche
Ge-
sinnung

fromme
Gestalt
bei W.
Busch

Ruhe-
ständler,
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sionär

Enterich
alt-
griechi-
scher
Dichter

rudern schma-
ler Weg

Volk in
Kambod-
scha
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rüben-
saft

lang-
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Musik-
stück

gerade
jetzt

feier-
liche
Amts-
tracht

Porträt-
foto

Schank-
tisch

Ge-
schenk,
Almosen

vertiefte
Linien
in der
Haut

Hervor-
hebung,
Akzen-
tuierung

Ab-
schieds-
gruß

Stil
beim
Schwim-
men

weib-
liches
Rind

ein Amt
nieder-
legen

Gesims-
streifen,
Wand-
schmuck

Fischfett
Kurz-
wort für
Jugend-
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Zweck-
verband

Leid,
Schmerz

mit
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Ver-
gnügen

Stand-
bild

deutsch-
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un-
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nicht
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lassen

berufl .
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US-Film-
schau-
spieler
(Gary)

Seebad
und
Hafen in
England

Gewebe,
gesäum-
tes Stück
Stoff

rhyth-
mische
Körper-
bewegung

Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

ACHJU AHIT ABEMR EFHRU AAER ILST AEMT

ARST

AFMTU BEEL
TU

AACEE
FIRT

EHIR AHLM

PAZ20_39

1 HOLZ KISTE

2 REST TEST

3 KREUZ BUCH

4 TEE ZANGE

5 JUGEND BOCK

6 BAU LOS

7 AUTO OEL

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein be-
kanntes Gewürzblatt.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Kanzelrede

2 Irrfahrt

3 handeln

Mittelworträtsel: 1. Spielzeug,  
2. Alkohol, 3. Fahrten, 4. Gebaeck,  
5. Suenden, 6. Traeger, 7. Getriebe – 
Lorbeer 

Magisch: 1. Predigt, 2. Odyssee,  
3. agieren

  P   S  J   U   E   H  A  M  
  F A U C H E N  M Y R T E  A I R P O R T
 R A N C H  A A R A U  O R A N G E  D  A
  U N  W U N D E R K I N D  D E S S E R T
 P E E N E  S E  M O   I D O L  T  E T
  N H  D A H L  U N I O N  R  K A E S E
  A M P E R E  L N  Z U G I G  O R D E R
 T U B A  E M S I G  M   M E I S T E R N
  G A  B A D E N   I R A K L I A  L V 
  E R P E L  H O M E R  S E   K H M E R
       O R N A T  S I R U P  E U  E
          T H E K E   F A L T E N
        B E T O N U N G  A D E  B T
       F R I E S  L  A B D A N K E N
        U    K L U B   G E R N E
        S T A T U E  E P  I  A  R
       S T R A E H N E  E X O D U S 
        B A  E   R E I F  E L A N
       E I N E N G E N  N A I V  E E
        L  D I E N S T  C O O P E R
        D O V E R  T U C H  T A N Z

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:

  J   A  F   
 F A T U M  R A S T
  U H  B L U E T E
  C A F E T E R I A
  H I E R  H A L M

Außerordentliche Vorstandswahl Links im Bild die neue Vorsitzende 
der Kreisgemeinschaft Heiligenbeil, Viola Reyentanz. Rechts daneben 
die neue zweite Stellvertreterin Brunhilde Schulz Foto: KG Heiligenbeil

Nach einem gesegneten und erfüllten Leben nehmen wir in liebevoller
Erinnerung und Dankbarkeit Abschied von

Erika v. Kalckreuth
geb. Freiin v. Bodenhausen
verwitwete Neumann

Trägerin der Ehrennadel des Johanniterordens

* 19. August 1921 in Stettin † 27. August 2020 in Celle

ImNamen der Familie und aller Angehörigen
Hans-Erich Freiherr v. Bodenhausen

Die Trauerfeier findet amMontag, den 05.10.2020, um 14.00 Uhr
imHaus der Begegnung, Baumschulenallee 2-4, 30625 Hannover statt.

Die Beisetzung der Urne erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt im Kreis
der Familie in Berlin / Spandau.

Battermann Bestattungen, Humboldtstr. 26 C, 30169 Hannover, Tel.: 0511 / 1316414

ANZEIGE

PAZ  
wirkt!



HEIMAT18 Nr. 39 · 25. September 2020 Preußische Allgemeine Zeitung

WILHELM V. GOTTBERG

A m Montag, dem 14. September 
2020, mussten seine Familie 
und enge Weggefährten in ei-
ner bewegenden Trauerfeier 

Abschied von Helmut Gutzeit nehmen. 
Der Verstorbene wurde in Friedland (heu-
te Prawdinsk, im russischen Teil Ostpreu-
ßens gelegen) am 12. August 1940 gebo-
ren. Er war eine markante ostpreußische 
Persönlichkeit, die bis zu ihrem Tod die 
Sehnsucht nach der verlorenen Heimat 
im Herzen trug. Dies hat er durch zahl-
reiche Besuche in seiner Vaterstadt im-
mer wieder unter Beweis gestellt. 

Flucht nach Bremen 
Ostpreußen und Friedland haben die 
letzten 30 Jahre seines Lebens maßgeb-
lich bestimmt. Dabei war hilfreich, dass 
seine Frau Irmchen – ebenfalls ostpreußi-
sches Flüchtlingskind aus Heiligenbeil – 
ihn dabei mit ganzer Kraft unterstützt 
hat. Eine erste schicksalhafte Begegnung 
hatten die beiden im März 1945 am Kai 
von Gotenhafen, wo die Familien der 
Kinder auf ein Schiff warteten. Eine wei-
tere schicksalhafte Fügung war die Tat-
sache, dass die Familien der beiden am 
Ende der Flucht in Bremen landeten. 
Dort bekamen die Kinder gleich wieder 
Kontakt. Sie heirateten 1960. 

Helmut Gutzeit war mehr als zwei 
Jahrzehnte Vorsitzender der LO-Landes-
gruppe Bremen. In dieser Funktion wurde 
er Nachfolger von Gerhard Prengel, der 
zeitweise auch Stellvertretender Sprecher 
der Landsmannschaft Ostpreußen war. 
Der Autor dieser Zeilen wurde 1990 Stell-
vertretender Bundessprecher der LO und 
1992 Bundessprecher, zugleich erster Vor-
sitzender der LO. Bei den Gremiensitzun-
gen lernten sich beide 1991 kennen. Die 
Chemie zwischen den beiden Ostpreußen 
stimmte. Sehr schnell wurde das etwas 
förmliche Sie durch das vertraute Du er-
setzt. Das war bei dem Naturell des Autors 

keine Selbstverständlichkeit. Etliche Jahre 
war dies eine Sonderstellung, die Helmut 
Gutzeit beim Bundessprecher hatte. 

Hilfe für Friedland
Nach der Wende im Osten 1991 war Hel-
mut Gutzeit einer der ersten, die mit ei-
nem Sachgüter-Hilfstransport nach Fried-
land reisten, um den dort lebenden Men-
schen humanitär zu helfen. Für ihn war es 
selbstverständlich, dass er das im Einver-
nehmen mit der russischen Stadtverwal-
tung in Friedland abstimmte. Der russi-
sche Bürgermeister erwies ihm seine 
Dankbarkeit durch einen persönlichen 
Besuch in Bremen, bei dem auch der Bun-
dessprecher zugegen war. 

In späteren Jahren waren wir dreimal 
gemeinsam in Friedland. Darüber hinaus 
hat er mit seiner Frau etwa ein halbes 
Dutzend weitere Reisen in seine Heimat-
stadt unternommen. Es war für ihn ein 
großes Bedürfnis, das Stadtbild Fried-
lands zu verschönern. Dabei kam in erster 
Linie die Kirche in seinen Blick, ein ein-
drucksvoller Bau der Backsteingotik aus 
der Endzeit des Mittelalters. Diese Kir-

chenbauten gab es überaus zahlreich in 
Ostpreußen. Die Kirche in Friedland hatte 
wie nur ganz wenige evangelische Kirchen 
in Ostpreußen den Krieg überdauert. Die 
Nachkriegsjahrzehnte zeigten an dem 
Gotteshaus deutliche Verfallsspuren. Ur-
sula Kluge aus Wolfenbüttel gründete 
1994 einen Förderverein für die Sanierung 
der Kirche in Friedland. Dabei war natür-
lich Helmut Gutzeit. Er hat die bald dar-
auf einsetzenden baulichen Erhaltungs-
maßnahmen mit beachtlichen finanziel-
len Mitteln unterstützt. Seit 1999 erstrahlt 
die Kirche in Friedland in neuem Glanz.

Diese Kirche ist auch Taufkirche, Kon-
firmationskirche und Traukirche bei der 
Hochzeit der Mutter des Autors. 

Erfolgreich als Unternehmer
Helmut Gutzeit erlernte nach der Beendi-
gung der Volksschule mit 15 Jahren das 
Maurerhandwerk. Danach arbeitete er als 
Geselle in seinem Beruf. Neben seiner 
körperlich schweren Arbeit auf dem Bau 
bereitete er sich berufsbegleitend auf die 
Meisterprüfung im Maurerhandwerk vor. 
Eine schwierige Aufgabe, wenn man die 

schwere körperliche Arbeit auf den Bau-
stellen in den 60er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts ins Kalkül zieht. Mit ost-
preußischer Strebsamkeit konnte er die 
Meisterprüfung erfolgreich absolvieren. 

Danach ging es mit dem beruflichen 
Aufstieg rasant weiter nach oben. Er grün-
dete eine eigene Baufirma für Neubauten 
und Umbauten. Ein lohnendes Geschäft 
in den 60er und 70er Jahren: „Baue gut, 
baue mit der Zeit, baue mit Gutzeit.“ Das 
Geschäft florierte. Es florierte aber auch 
nur deshalb gut, weil Helmut die Voraus-
setzungen für die Selbstständigkeit ver-
innerlicht hatte. Selbstständigkeit heißt 
selbst und ständig. Irmchen hat ihn dabei 
mit ganzer Kraft unterstützt. Sie über-
nahm die Buchführung für die Firma. 

Helmut war tagtäglich zehn bis zwölf 
Stunden unterwegs. Wenn es erforderlich 
wurde, nahm er die Kelle in die Hand und 
half bei der Bauausführung. Ansonsten 
sorgte er permanent für den Nachschub 
auf der Baustelle. Mörtel, Sand, Maschi-
nen, Hilfsmittel schaffte er zügig heran. 
Einen Stopp der Bauarbeiten wegen man-
gelndem Nachschub gab es bei ihm nicht. 
Die Firma war mehr als 30 Jahre lang wirt-
schaftlich sehr erfolgreich. Das Ehepaar 
Gutzeit brachte es zu gediegenem Wohl-
stand. Mit Erreichen der Altersgrenze 
übertrugen die beiden die Firma an einen 
nahen Familienangehörigen. 

Auch nach Beendigung der Berufsar-
beit blieben Ostpreußen mit Friedland 
und die Landesgruppe Bremen der Lands-
mannschaft Ostpreußen sowie die Für-
sorge für seine Kinder und Enkel die be-
stimmenden Inhalte im Leben Helmut 
Gutzeits. Der relativ frühe Tod seiner 
Frau Irmchen 2012 war ein Schicksals-
schlag für ihn, den er nicht mehr wirklich 
bewältigen konnte. Glücklicherweise 
wurde Helmut von den Familien seiner 
beiden Kinder zu einem erheblichen Teil 
gestützt und getröstet. In den letzten drei 
Jahren seines Lebens äußerte er gelegent-
lich: „Ich möchte zu Irmchen.“ 

Im Alter von etwa 60 Jahren offenbar-
te sich bei Helmut eine enorme Begabung 
für den musischen Bereich. Er sang gerne 
und textete Lieder im Bereich der Volks-
musik. Unauslöschlich ist dem Autor eine 
Episode bei Helmuts 60. Geburtstag in Er-
innerung geblieben. Er sang im Duett mit 
einer ausgebildeten Opernsängerin ver-
schiedene Arien. Das war eine Seite in 
Helmut Gutzeits Persönlichkeit, die er 
bisher seinem Freund und Weggefährten 
Wilhelm v. Gottberg nicht offenbart hatte. 
Was hätte er mit dieser Begabung wohl an-
fangen können, wenn ihm vergönnt gewe-
sen wäre, Abitur zu machen und ein Stu-
dium zu absolvieren? Für ihn galt, was für 
viele seiner Zeitgenossen der Jahrgänge 
1935 bis 1950 galt: „Ich bin, was ich muss 
und nicht, was ich gerne möchte.“

Dem Allgemeinwohl verpflichtet
Helmut Gutzeit war eine offene Persön-
lichkeit. Er ging in sympathischer Weise 
auf Menschen zu. Er war niemals nachtra-
gend, sondern immer auf Harmonie aus-
gelegt. Vielseitig interessiert hat er sich in 
den Dienst seiner Mitmenschen gestellt. 
Damit folgte er dem lebensklugen Rat des 
Preußenkönigs Friedrich des Großen: „Des 
Menschen Bestimmung in der kurzen Zeit 
seines Erdendaseins ist es, für das Allge-
meinwohl seiner Mitmenschen zu wirken.“ 

Helmut Gutzeit verstarb am 6. Sep-
tember 2020. Inhaltlich hat er bei der 
Trauerfeier noch eigene Akzente gesetzt. 
Bei der Zeremonie hörten wir eine Ge-
sangseinlage von ihm. Und, wie könnte es 
anders sein, zu Beginn der Trauerfeier er-
klang die Melodie des Ostpreußenliedes. 

Helmut Gutzeit bleibt seinen Wegge-
fährten – bleibt mir – unvergessen. Dank-
bar bin ich, dass wir über drei Jahrzehnte 
gemeinsam wandern durften. Unser Mit-
gefühl gilt seinen Familienangehörigen. 

b Wilhelm v. Gottberg, MdB, war von 
1992 bis 2010 Sprecher der Landsmann-
schaft Ostpreußen.

Stets im Einsatz für Ostpreußen: Helmut Gutzeit (links), hier im Gespräch mit anderen 
Amtsträgern der Landsmannschaft Ostpreußen Foto: LO

Es gibt unterschiedliche Motivationen, 
sich alter Friedhöfe anzunehmen: Aus 
Nächstenliebe, weil es Angehörige nicht 
tun, aus Pflichtbewusstsein, weil man das 
Kulturerbe bewahren will, aus ästhetischen 
Gründen, weil wuchernde Pflanzen sich 
ausbreiten, oder aus Scham, dass mit dem 
Gedenken an die Toten nicht gut umgegan-
gen wird. Letzteres war die Motivation für 
die Bewohner des niederschlesischen Lip-
pen [Lipno] bei Grünberg [Zielona Góra].

„Man kann noch die Namen, Geburts- 
und Sterbedaten auf den devastierten 
Grabplatten lesen. Ich schäme mich für 
meine Großeltern und Eltern“, sagt 
Sławomir Opieczonek gegenüber der „Ga-
zeta Lubuska“. Er bekennt, zu wissen, dass 
es in Lippen einen „Schwarzen Sonntag“ 
gab, eine organisierte Aktion zur Vernich-
tung deutscher Grabstätten. „Es gab den 
Befehl der Behörden, es floss Alkohol. Heu-
te schäme ich mich dafür. Die waren doch 
alle Lippner“, sagt er. Im Ort gründete 
Opieczonek einen Heimatverein, dessen 
erste Aktion das Aufräumen auf dem evan-
gelischen Friedhof war. Sein Mitstreiter 
Łukasz Kwiatkowski erinnert sich an Be-
suche von ehemaligen Lippnern, deren Bli-
cke traurig und vorwurfsvoll waren. „Kein 
Wunder“, so Kwiatkowski, „das Gutshaus 

und das Pfarrhaus wurden auseinanderge-
nommen und für den Wiederaufbau War-
schaus verwendet. Die Grabsteine des 
Friedhofs hat man zerbrochen und in den 
umliegenden Wäldern vergraben. Wir soll-
ten den Toten Respekt zeigen“, meint er. 

Nun sind sie dabei, die Grabsteine, die 
sie ausgraben konnten, an einer Stelle zu 
sammeln. Der Heimatverein will ein Holz-
kreuz aufstellen. „Damit möchten wir zei-
gen, wenn auch nur symbolisch, dass wir 
Fehler der Vergangenheit wenigstens et-
was wiedergutmachen wollen“, sagt Opiec-
zonek. Die Initiative erreichte zumindest 
die Denkmalschutzbehörde der Woiwod-
schaft Lebus. Denkmalschützerin Barbara 
Bielinis-Kopeć versprach finanzielle Un-
terstützung zur Schaffung eines Lapidari-
ums in Lippen.

Vor etwa drei Wochen begannen eben-
so auf dem ehemaligen evangelischen 
Dreifaltigkeitsfriedhof in Freystadt in 
Schlesien [Kożuchów] Aufräumarbeiten. 
Dort ist es Daniel Nowośnicki, der die 
deutschen Schriftzüge nachzieht. Er ist 
stolz auf sein Werk: „Das wird das schöns-
te Lapidarium weit und breit“, freut er sich, 
obwohl er selbst gar nicht der Initiator ist. 
Bestellt habe ihn ein Enkel, der den Grab-
stein der Matzkes in Ordnung bringen 

wollte. Bei dieser Gelegenheit meißelte er  
weitere Namen von Freystädter Familien-
angehörigen ein, obwohl sie als Vertriebe-
ne anderswo in Deutschland verstorben 
sind. Das Lapidarium betreut Zdzisław 
Szukiełowicz. „Oft kommen noch Nach-
fahren der früheren Freystädter, die auf 
Spurensuche sind. Sie sind erfreut, dass 
dieser Ort von uns gepflegt wird“, so 
Szukiełowicz. Der Hobbyhistoriker ist seit 
Jahren bemüht, das deutsche Kulturerbe 

zu retten. Der Ratsherr ist Vorsitzender 
des Vereins der Freunde des Freystädter 
Landes und Fremdenführer. 

In den 90er Jahren initiierte er die 
Gründung eines Regionalmuseums. Auch 
das Lapidarium ist von ihm initiiert. Seit 
den 70er Jahren wurden darin Grabsteine 
aus den umliegenden Ortschaften gesam-
melt. „Wir haben hier Epitaphien aus dem 
16., 17. und 18. Jahrhundert zusammenge-
tragen, es sind wahre Raritäten”, sagt er. 

Szukiełowicz konnte im Stadtrat durchset-
zen, dass eine Gedenktafel an ehemalige 
Freystädter erinnern wird.

Unkraut beseitigen, Bäume beschnei-
den, Büsche stutzen – damit fing auch ei-
ne Gruppe aus deutschen und polnischen 
Freiwilligen auf dem evangelischen Fried-
hof in Giersdorf [Żeliszów] bei Bunzlau 
[Bolesławiec]an. „Der alte Friedhof zeigt 
sich wieder fast in alter Schönheit. Die 
letzten Büsche sind geschlagen. Die Son-
ne scheint wieder auf die lange verborge-
nen Grabsteine. Das Grabmal der Familie 
Görlitz steht wieder prächtig da und über-
ragt alle anderen Gräber“, freut sich Jörg 
Giessler, der zusammen mit der Görlitze-
rin Margit Kempgen von der Gemein-
schaft Evangelischer Schlesier die „Grup-
pe zur Rettung schlesischer Kulturgüter“ 
um sich scharte. Sie initiierten auch für 
den einstigen Landkreis Militsch-Tra-
chenberg [Milicz/Żmigród] das Projekt 
„Grenzgeschichte“. Dabei räumen deut-
sche und polnische Schüler historische 
Friedhöfe auf. Eine Mädchenklasse aus 
Groß Wartenberg [Syców] machte im 
Dezember den Anfang. Jetzt liegen mehr 
als 100 Anfragen aus Polen und Deutsch-
land auf Margit Kempkens Tisch.

 Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Immer mehr Gräber werden aus Scham wieder hergerichtet
Lippen, Freystadt und Giersdorf – Eine neue Generation hat sich den Erhalt deutschen Kulturerbes zur Aufgabe gemacht

Nach den Aufräumarbeiten: Giersdorfer Friedhof Foto: Giessler

NACHRUF

Eine markante ostpreußische Persönlichkeit
Der Heimat verbunden und dem Allgemeinwohl verpflichtet – Erinnerungen an Helmut Gutzeit
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VON HELMUT KIRSCH

B ei den Köslinern aus der Stadt 
und dem Landkreis war in Rog-
zow, am östlichen Stadtrand 
von Köslin einst „Kirschs Bür-

gergarten“ bzw. in Kurzform einfach nur 
„Kirsch“, ein beliebtes Ausflugslokal.

Helmut Kirsch, der heute in Heiligen-
hafen lebende Sohn bzw. Enkelsohn der 
Gastwirtsfamilie, erinnert sich hier aus 
Anlass des 75. Jahrestages der Flucht aus 
seiner Heimat an einige markante Punkte 
aus der Geschichte der Familie Kirsch und 
deren Gaststätte: Den großen Wurf mach-
te mein Großvater Hermann Kirsch im 
Jahre 1890 mit der Erfindung eines neuen 
Zwieback-Röstverfahrens. Hierdurch 
konnte die Qualität des industriell herge-
stellten Zwiebacks erheblich verbessert 
werden. Nun eröffneten sich neue Mög-
lichkeiten für den Kösliner Bäckermeister, 
der in der Bergstraße eine gut gehende 
Bäckerei besaß.

Großvater erfand spezielles 
Zwieback-Röstverfahren
Zur selben Zeit lebte nämlich in Celle der 
ebenfalls weitblickende Erfinder und In-
dustrielle Harry Trüller, der in seinen 
Werken Zwieback und Kekse herstellte. 
Seinen Slogan „Iss immer düller Zwieback 
von Trüller“ kannte damals jedes Kind. 
Als Trüller von dem neuen Verfahren er-
fuhr, holte er den pommerschen Bäcker-
meister Kirsch aus dem fernen Köslin zu 
sich und kaufte ihm seine Erfindung für 
60.000 Mark ab, was nach Angaben des 
Statistischen Bundesamtes nach heutiger 
Kaufkraft umgerechnet ungefähr 384.000 
Euro wären. Nach drei Monaten konnte 
der unter der Anleitung von Hermann 
Kirsch gebaute Spezialofen in Celle in Be-
trieb genommen werden.

Mein Großvater Hermann Kirsch ver-
kaufte daraufhin die Bäckerei in Köslin, 
um im Strandbad Großmöllen an der Ost-
see ein Restaurant zu übernehmen, das 
unter dem Namen „Redoute“ bekannt 
war. Hier erfüllten sich seine finanziellen 
Erwartungen allerdings nicht.

Als im Jahr 1910 in Rogzow das Aus-
flugslokal „Bürgergarten“ zum Kauf ange-
boten wurde, sah Hermann Kirsch eine 
erneute Chance, sein Geld gewinnbrin-

gend anzulegen. Der „Bürgergarten“, an 
dessen Stelle einst ein Kloster stand, be-
fand sich auf einem großen, von drei Stra-
ßen umgebenen Grundstück, zu dem noch 
Ländereien außerhalb Rogzows gehörten. 

Um den Ansprüchen der damaligen 
Zeit zu genügen, wurde das Anwesen ver-
schönert und ein Saal für Veranstaltungen 
gebaut. Am Rande der Terrasse mit 500 

Außensitzplätzen befand sich eine Tanz-
fläche mit Musikpavillon, der durch eine 
Veranda mit dem Saal verbunden war. 

Der Bäckermeister Hermann Kirsch 
fühlte sich in seiner neuen Rolle als Gast-
wirt wohl. Eigenhändig pflanzte er eine 
Lindenallee, die von der Straßenbahnhal-
testelle direkt bis an das Lokal führte. Die-
se Allee steht noch heute in voller Pracht 
und ist schon von weitem zu sehen.

Auch ein „Heiratsmarkt“
Schon bald war für viele Kösliner Familien 
„Kirschs Bürgergarten“ ein beliebtes Aus-
flugsziel, und so manche Verbindung, die 
mit dem Bund fürs Leben schloss, hatte 
sich dort angebahnt.

Inzwischen hatte mein Vater Wilhelm 
Kirsch den Bürgergarten übernommen. 
Mit seiner Frau Meta, geborene Kaß, de-
ren Eltern in Rogzow eine Fleischerei be-

saßen, hatte er eine Ehefrau, die neben 
der Erziehung der vier Kinder den sonn-
täglichen Stoßgeschäften gewachsen war. 
Meine Mutter war die Seele des Geschäfts.

Als mein Vater zum zweiten Mal in 
einem Jahrhundert die Uniform anziehen 
musste, war meine Mutter alleine für das 
große Lokal verantwortlich. Noch spielte 
an Sonntagen im Musikpavillon eine 30 

Mann starke Militärkapelle zum Tanz auf, 
aber die Geschäfte gingen schlechter und 
die Menschen hatten andere Sorgen. So 
war es eine Erlösung, als eines Tages die 
Wehrmacht alle Geschäftsräume konfis-
zierte, um dort eine Marine-Standortver-
waltung einzurichten. Die monatlich ge-
zahlte Miete und der Sold meines Vaters 
waren nun eine solide Lebensgrundlage 
für unsere Familie. Es war ein schwerer 
Schlag, als plötzlich die Nachricht kam, 
dass mein ältester Bruder Siegfried in 
Russland gefallen war. Siegfried war erst 
19 Jahre alt. Ich, erst 1942 geboren, bekam 
von all‘ dem nichts mit.

Am Freitag, den 2. März 1945 begann 
dann auch für uns der Exodus. Am Abend 
zuvor erreichten motorisierte sowjetische 
Verbände gegen 20 Uhr den Stadtrand 
von Köslin. Der Versuch unserer Familie, 
gemeinsam mit einem der überfüllten Zü-

ge Köslin zu verlassen, war vergeblich. Da 
wurde uns von den noch im Haus anwe-
senden Marineoffizieren angeboten, so-
fort auf einen der beiden bereitstehenden 
Lastkraftwagen zu steigen, um uns nach 
Swinemünde mitzunehmen. Auf überfüll-
ten Straßen, vorbei an endlosen Trecks 
aus Ostpreußen und dem östlichen Pom-
mern, kam unser Lkw heil in der Hafen-
stadt an. Der andere Lastwagen wurde 
von Tieffliegern beschossen, wobei zwei 
unserer Nachbarn getötet wurden.

Am folgenden Tag haben wir Swine-
münde verlassen, weil durch den Abwurf 
von Flugblättern die Bombardierung der 
Stadt angekündigt wurde. Tatsächlich er-
folgte am 12. März 1945 der schwere An-
griff alliierter Kampfbomber auf Swine-
münde, bei dem mehr als 20.000 Men-
schen – die meisten Flüchtlinge – den Tod 
fanden. Und wieder konnte meine Familie 
– wie zuvor schon aus Köslin – noch recht-
zeitig einem Inferno entfliehen, denn zu 
dem Zeitpunkt befanden wir uns bereits 
auf dem Seeweg nach Kiel, wo wir hofften, 
meinen Vater an seinem Marinestandort 
wiederzufinden, was auch geschah.

Wiedersehen mit der Heimat
Es sollte 35 Jahre dauern, bis ich nach 
unserer Flucht als Zweijähriger mein El-
ternhaus wiedersehen sollte. Mir wurde 
große Herzlichkeit entgegengebracht. 
Was war geblieben? Die äußere Form des 
Gebäudes war erhalten, doch – wie überall 
durch die Zeit der Mangelwirtschaft – in 
einem desolaten Zustand. Aus dem Tanz-
saal wurde ein Kino und die anderen 
Räumlichkeiten wurden privat genutzt. 
Die von meinem Großvater gepflanzte 
Lindenallee gab es noch, doch nicht ein-
mal mehr zu erahnen war der große Kaf-
feegarten mit Konzertpavillon.

Seitdem war ich viele Male in Pom-
mern und auch im Bürgergarten. Statt des 
Kinos ist dort zwischenzeitlich unter ande-
rem ein Computer-Schulungszentrum und 
eine Leihbücherei eingerichtet worden, in 
der ich vor einigen Jahren Bilder unseres 
Bürgergartens ausstellen durfte, die bei 
den Besuchern viel Beachtung fanden. Un-
sere Familie setzt die gastronomische Tra-
dition in der vierten Generation fort, mein 
Sohn Alexander führt jetzt das „Eiscafe 
Kirsch“ in Schönberg (Holstein) bei Kiel.

SCHÖNES HINTERPOMMERN 

Kirschs Bürgergarten in Rogzow
Das Ausflugsziel war weit über die Kreisgrenzen hinaus bekannt und beliebt

b AKTUELL

Er war einst der Lieblingsapfel aller Kin-
der und Erwachsenen im Pommerland, 
der Pommersche Krummstiel. Mit sei-
nem süß-mildsäuerlichen Aroma, seinen 
auffallend rot-gelbgestreiften Backen, vor 
allem aber wegen seines Duftes, der in 
der Advents- und Weihnachtszeit die Stu-
ben füllte, übertraf ihn keine andere Ap-
felsorte. Typisch für die Früchte ist die 

wulstige Stielgrube mit dem schräg her-
ausragenden Stängel. Heute ist der Pom-
mersche Krummstiel, nicht zu verwech-
seln mit dem Rheinischen Krummstiel, 
selten geworden. Die hohen Bäume mit 
dem ausladenden Astwerk passen in kei-
nen  Kleingarten, auch für die Plantagen-
bewirtschaftung eignen sie sich nicht. 
Wer sich die Mühe macht, vergessene 
Guts- und Bauerngärten vor allem in Vor-
pommern nach ihnen zu durchstöbern, 
kann jedoch fündig werden. 

Die Bäume sind häufig weit älter als 
100 Jahre, lassen sich durch Obstschäd-
linge kaum beeindrucken und tragen oft 
reichlich. Es sei denn, die Eisheiligen 
setzten der Blüte ein vorzeitiges Ende. 
Die meisten Krummstielveteranen haben 
kaum jemals einen Pflegeschnitt erdul-
den müssen und sind nie mit chemischen 
Pflanzenschutzmitteln behandelt wor-
den. Dennoch reifen an ihnen nahezu ma-
kellose Äpfel, was für die Robustheit der 
Sorte spricht. Seinen Ursprung hat der 

Pommersche Krummstiel, wie der Name 
andeutet, im Pommerschen, wahrschein-
lich auf der Insel Rügen. Obstbauexper-
ten vermuten, dass er dort schon vor 1800 
gezogen worden ist. Einer breiten Öffent-
lichkeit bekannt wurde er aber erst durch 
Ferdinand Jühlke (1815-1893), seit 1866 
königlich-preußischer Hofgartendirektor 
in Potsdam und damit der Nachfolger des 
bedeutenden Garten- und Landschafts-
architekten Peter-Joseph Lenné. 

Jühlke, im Küstenstädtchen Barth als 
Sohn eines Tischlers geboren und damit 
ebenfalls ein Pommer, hatte seine gärtne-
rische Ausbildung im Botanischen Garten 
der Universität Greifswald bekommen. 
1834 ernannte man ihn zum akademi-
schen Gärtner im benachbarten Eldena. 
Er studierte im Privatunterricht National-
ökonomie, Chemie und Physik und unter-
nahm zahlreiche Studienreisen. Der Lehr-
meister sitze in einem selbst, lautete einer 
seiner vielen Merksätze. Er verfasste un-
zählige wissenschaftliche Abhandlungen 

und Aufsätze, in denen er revolutionie-
rend und fördernd auf den gesamten 
deutschen Gartenbau einwirkte. Dabei 
bezog er breite Teile der Bevölkerung ein, 
um in ihr Freude am Gedeihen der Kultu-
ren zu wecken und die eigene Versorgung 
mit Obst und Gemüse zu verbessern. 

1856 widmete er auch dem Pommer-
schen Krummstiel einen Aufsatz in einer 
Fachzeitschrift, wodurch die Sorte rasch 
größere Popularität erlangte. Jühlke 
schrieb unter anderem über seinen Hei-
matapfel: „Der Krummstiel, auch Römer-
apfel, welcher in  Neuvorpommern  und 
auf Rügen den Garten des ärmsten Katen-
mannes ziert und auch wiederum in je-
nen reichen Gärten mit feineren Obst-
sorten gehegt und gepflegt wird: er ver-
dient in Norddeutschland eine um so 
größere und allgemeinere Verbreitung, 
als er selten fehlschlägt und die auf seine 
Pflege verwendete Mühe in sehr reichli-
chem Maße lohnt.“

Karl-Heinz Engel

Der Pommersche Krummstiel, eine wunderbare alte Apfelsorte
GESCHMACK DER HEIMAT

Der elterliche Kaffeegarten in Rogzow bot 500 Gästen Platz. Diese Hinterglasmalerei 
befand sich in der Eisdiele der Familie Kirsch, damals in Uelzen.  Foto: Kirsch

Rot-gelbe Backen und die wulstige Stiel-
grube mit schrägem Stängel: Kennzeichen 
des Pommerschen Krummstiels 

Die erste  
spirituelle Rast 
für Paddler
Das Wasserwandergebiet der naturna-
hen Peene, die sich auf fast 100 Kilo-
metern zwischen Verchen und Anklam 
durch Bruchwälder und Flussauen 
schlängelt, gilt als „Amazonas des 
Nordens“. Neben den Schönheiten der 
Natur bietet dieses Eldorado für Padd-
ler und Kanuten mit der ersten Was-
serwanderkirche Deutschlands in Alt 

Plestlin jetzt eine weitere Besonder-
heit. In der gerade erst sanierten Feld-
steinkirche mit Fachwerkturm finden 
Wasserwandernde nun die Gelegen-
heit zum spirituellen Auftanken.

Die Kirche befindet sich im Unte-
ren Peenetal, wenige hundert Meter 
vom Ufer der Peene und einem Was-
serwanderrastplatz entfernt. In der 
dortigen Hafenmeisterei ist auch der 
Kirchenschlüssel hinterlegt. Interes-
sierte sind eingeladen, sich den Schlüs-
sel abzuholen und dann eigenständig 
die Kirche zu besuchen, so Arnold 
Pett, Pastor der Kirchengemeinde Jar-
men-Tutow, zu der die Kirche gehört. 
In der Kirche bestehe beispielsweise 
die Möglichkeit, in der Stille zu beten 
oder eine Kerze anzuzünden. Gern sei 
er auch bereit, für Wasserwandernde 
auf Wunsch abendliche Andachten zu 
halten, so der Pastor. Um die Men-
schen auf die Wasserwanderkirche 
aufmerksam zu machen, hat Arnold 
Pett eigens ein Schild entworfen und 
anfertigen lassen. Auf blauem Grund 
ist eine weiße Kirche mit blauen Wel-
len zu sehen, darüber die Aufschrift 
„Wasserwanderkirche Alt Plestlin“.

Quelle: PEK sk, Foto: PEK/H. Dobbe

Hinweistafel für die Plestliner Kirche
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„Corona ist eine brillante, willkommene Ablenkung“ 

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

MANCHE „ERNTEN“ DANK 
ZU: PLEITE NACH PLAN (NR. 37)

Es ist wie fast immer ein sehr gelungener 
Beitrag. Ich glaube aber, dass sich der Au-
tor des Wochenrückblicks im letzten Ab-
satz irrt. Schäuble und die Seinen werden 
gar nichts mehr feststellen! Sie haben ihr 
Werk vollbracht, werden vor die Tür tre-
ten und mit ausgebreiteten Armen den 
neuen Tag empfangen, um den Rest unse-
rer schönen Welt zu genießen. Hinter ih-
nen fällt die Tür ins Schloss, und dahinter 
verborgen bleibt der wahnsinnige Schul-
denberg für unsere Nachfolgegeneratio-
nen. Sie haben das Alter, indem sie sich 
getrost aus der Verantwortung stehlen 
können und verlassen das sinkende Schiff.

Interessant zu wissen ist auch, dass 
die Zahlen für die Basis zur Berechnung 
der unglaublichen Schuldenaufnahme 
schon lange vor Corona erhoben wurden. 
Es ist so, wie Sie es darstellen, die Corona-
Pandemie ist eine brillante, willkommene 
Ablenkung. Schon Willy Brandt plünderte 
in den 70ern die Rentenkasse. Er verteilte 
Geld, das ihm nicht gehörte und erntete 
dafür noch nachhaltigen Dank. Den wer-
den Schäuble und die Seinen auch „ern-
ten“. Aber nicht von den betroffenen 
Deutschen. Peter Karstens, Eckernförde

NICHT EINGELADENE GÄSTE 
ZU: FORDERUNGEN DER GÄSTE AN 
DIE GASTGEBER (NR. 37)

Den Forderungskatalog der BKMO (Bun-
deskonferenz der Migrantenorganisatio-
nen) sehe ich als Unverschämtheit an. 
Sogenannte Schutzsuchende sollten froh 
sein, wenn sie hier aufgenommen werden 
und, wie sich herausstellt, größtenteils 
von unserem Geld leben. Denn die We-
nigsten sind in den deutschen Arbeits-
markt integriert. Und dann noch von ei-
ner Quote zu reden, die sie wahrschein-
lich noch nicht einmal erfüllen könnten, 
und von Wahlrecht für Nicht-Staatsbür-
ger, was nicht unseren Vorstellungen ent-
spricht, klingt wie Hohn.  Prof. Dr.  
 Burkhard Hofmeister, Bad Reichenhall

EINE GEMACHTE SACHE 
ZU: FRAGEN AN DEN FALL NAWAL-
NYI (NR. 37)

Richtig! Wenn ein Dissident/„Oppositi-
onspolitiker“ über hochtechnisches Gerät 
verfügt, dann ist es schon merkwürdig, 
wenn die Ordnungsmacht, die Polizei, 
ihm das nicht wegnimmt. Übrigens habe 
ich über derartige Beobachtungen durch 
Drohnen seitens Nawalnyj hier in den Me-
dien nie etwas gehört/gelesen/gesehen.

Hinzufügen möchte ich noch, dass 
auch das Gift Nowitschok kein Problem 
für außerrussische Labore darstellt. Wer 
sagt, dass das Gift im Auftrag russischer 
Stellen in den Tee von Nawalnyj kam?

Und mit dieser windigen Affäre Nord 
Stream 2 in Frage stellen zu wollen, ist 
schon starker Tobak. An der Nicht-Fertig-
stellung dieser europäischen Versor-
gungsleitung haben andere ein hohes In-
teresse. Zum Beispiel auch die Grünen.

  Markwart Cochius, Chemnitz

KOLLEKTIVE VERBLENDUNG 
ZU: DIE GRÄBEN ZWISCHEN ELITEN 
UND BÜRGERN WERDEN GRÖSSER 
(NR. 36)

In Deutschland beginnt ein heißer Herbst. 
Mit großer Besorgnis sehe ich die kom-
menden Wochen und Monate auf uns zu-
kommen. Zurzeit geraten viele Bürger in 
Aufruhr angesichts der Corona-Maßnah-
men und dem drohenden Abgleiten ins 
wirtschaftliche Aus. Die herrschenden 
Meinungseliten scheinen in eine Massen-
psychose zu verfallen, geistige Starre und 
Enge des Handlungsspielraums tun ihr 
Übriges, um die Bürger in auswegloses 
Nichtstun zu treiben. 

Als langjährige Leserin Ihrer Zeitung 
bin ich um die Möglichkeit einer objekti-
ven Berichterstattung sehr dankbar. Wie 
lange wird es noch dauern, bis auch der 
Letzte im Lande erkannt hat: Der Kaiser 
ist doch nackt! 

Die Möglichkeit, dass uns allen vom 
Regierungssitz ein riesengroßer Bär auf-
gebunden wird, steht immer mehr im 

Raum und zur Debatte. Das gilt für die so-
genannte Corona-Krise genauso wie für 
die drängenden Probleme mit Migration. 

Es ist gut, dass alternative Medien zur 
Verfügung stehen und wir als interessierte 
Öffentlichkeit nicht (mehr) auf die etab-
lierten Medien angewiesen sind. Deren 
„Qualitätsjournalismus“ ist eher für 
schlichte Gemüter geeignet, weiter sanft 
in den Schlaf zu finden. Die Realität de-
cken die Schreiberlinge weniger ab. 

Leider ist der Verfall von Qualität vor 
allem auch in der intellektuellen Aufarbei-
tung von Zeitgeschehen durch die ehema-
lige Vierte Gewalt im Staate kaum noch zu 
übersehen. Es wäre hilfreich, wenn Sie der 
kollektiven Verblendung weiterhin ent-
gegenwirken würden.

 Cornelia Petersen, Hamburg

EURO-AUSTRITT ALS AUSWEG 
ZU: WAS IST „VERHÄLTNISMÄSSIG“? 
(NR. 34)

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat 
den gesetzlichen Auftrag, die Preisstabili-
tät zu gewährleisten und somit die Kauf-
kraft des Geldes zu erhalten. Allerdings 
hält sie sich nicht an diesen Auftrag. Jede 
Inflation ist schädlich. 

Bei der Inflation handelt es sich um 
den Anstieg des Preisniveaus und den 
gleichzeitigen Verlust an Kaufkraft. Wie 
die Inflation, so ist auch die Deflation 
schädlich. Von dieser spricht man, wenn 
das Preisniveau sinkt und etwaige Schul-
den trotzdem unverändert bleiben. Beide 
Entwicklungen müssen deswegen konse-
quent vermieden werden. 

Demzufolge bedarf es der Zielvorgabe 
für die EZB, das Preisniveau konstant zu 
halten beziehungsweise eine Inflations-
rate von Null anzustreben. Ihre geldpoli-
tische Zielvorgabe für die Inflationsrate 
lautet dagegen „unter, aber nahe zwei 
Prozent“. Die schädliche Inflation zulas-
ten aller Sparer ist also politisch gewollt 
und wird praktiziert. Die EZB behauptet, 
dafür „gute“ Gründe zu haben. 

Einen Grund sieht sie darin, dass es im 
statistischen Interesse sei, möglichst 

richtige und sichere Messergebnisse für 
die Inflationsrate zu präsentieren, um 
durch diese angeregt gegebenenfalls einer 
ungewollten Deflation vorbeugen zu kön-
nen. Sie will ersichtlich die Sparer notfalls 
sogar zwingen, ihre Ersparnisse auszuge-
ben, um der Deflation auszuweichen. Die 
Sparer sollen dann natürlich auch kein 
Bargeld horten. Andererseits hofft sie 
auch, Sparer vor negativen Zinsen zu ret-
ten. Eine derartige Rettung könnte aller-
dings auch durch eine gesetzliche Rege-
lung erfolgen oder durch den Verzicht der 
EZB auf negative Leitzinsen. 

Die EZB verweist zur Begründung ih-
rer geldpolitischen Ausrichtung auch dar-
auf, dass die Federal Reserve der USA und 
die Bank of England gleichfalls eine Infla-
tionsrate von zwei Prozent anstreben. 
Diese Tatsache berechtigt nicht dazu, die 
europäischen Sparer zu enteignen, wie es 
die EZB tut. Diese Begründung ist zu dürf-
tig. Sie lässt lediglich vermuten, dass sich 
die EZB der Federal Reserve und damit 
US-Interessen unterordnet.

Neben der direkten schädlichen Infla-
tionspolitik praktiziert die EZB auch die 
Nullzinspolitik und die unerlaubte Staats-
finanzierung durch Anleihekäufe zuguns-
ten einiger hochverschuldeter südeuro-
päischer Länder. Auch diese Machen-
schaften sind für alle Bürger schädlich 
und daher abzulehnen. 

Der Gesetzgeber ist gefordert, die 
praktizierte geldpolitische Ausrichtung 
der EZB auf die von ihr erstrebte Inflation 
zu unterbinden. Es gibt nämlich keine 
„guten“ Gründe, eine „moderate“ Inflati-
on anzustreben. Die Inflation und die De-
flation müssen beide konsequent vermie-
den werden. Die Währungs-/Preisstabili-
tät muss allen anderen Gesichtspunkten 
vorgehen. Um für unser Land eine stabile 
Währung zu erreichen und abzusichern, 
ist der Austritt Deutschlands aus dem 
Euro notwendig und machbar.

Der Austritt aus dem Euro würde et-
waige Probleme für die Bundesrepublik 
und für die Bundesbank wegen unter-
schiedlicher Inflationsraten und Interes-
sen der Euroländer sogar vermeiden und 
wäre vorteilhaft. Benno Koch, Harsefeld
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VON RENÉ NEHRING

D iese Entwicklung war zu er-warten. Als vergangene Wo-che die Nachricht vom Brand des Lagers Moria auf der grie-chischen Insel Lesbos um die Welt ging, war klar, dass schon bald die Frage im Raum stünde, wie viele der obdachlosen Migranten „die Europäer“ – gemeint war vor allem Deutschland – aufnehmen soll-ten. Tatsächlich dauerte es nur Stunden, bis die Debatte Fahrt aufnahm. Die Verhältnisse in Moria sind in der Tat skandalös und menschenunwürdig. Ebenso skandalös ist jedoch, dass die Ver-hältnisse keinesfalls sein müssten wie sie sind. So erklärte im Frühjahr Kilian Klein-schmidt, der als langjähriger UNO-Mitar-beiter funktionierende Flüchtlingslager auf dem Balkan, in Afrika und in Jordanien mit zehntausenden Bewohnern aufgebaut hat, in der Sendung „Markus Lanz“, dass es mit gutem Willen eine Sache von Tagen sei, bis auch auf den griechischen Inseln geordnete Verhältnisse herrschten. Das wirft die Frage auf, warum die Ver-hältnisse vor Ort eben nicht geordnet sind. Als sicher gilt, dass die Regierung in Athen kein Interesse an „ordentlichen Flüchtlingslagern“ hat, um keine Anreize für weitere Nachzügler zu liefern. Hinzu kommt, dass die Griechen schlichtweg am Ende ihrer Kräfte sind. So veröffentlichte Anfang der Woche das On-

line-Portal „The European“ einen Hilferuf von Bürgern von Lesbos. Darin schildern diese nicht nur die Überlastung ihrer klei-nen Insel (wo knapp 90.000 Menschen ihre Heimat haben, hausen nun Hundert-tausende), sondern auch die Herkunft der illegal eingereisten Migranten sowie die Verwüstungen, die diese hinterlassen. An-geprangert wird auch die Ignoranz der EU. Ein besonderes Augenmerk legen die Bürger von Lesbos auf die NGOs: Diese „hatten keinen Respekt vor unseren Ge-setzen, unseren Interessen, unseren Bräuchen, sie taten so, als gehöre unsere Insel ihnen“. Konkret nennen sie etwa das International Rescue Committee und das Hope Project, die von Stiftungen wie den Open Society Foundations des Milliardärs George Soros finanziert werden. Auch in Deutschland sind NGOs ein zunehmendes Problem. Seit Jahren insze-nieren sie, die meist nur aus wenigen Leu-ten bestehen und über keinerlei demokra-tische Legitimität verfügen, sich in Talk-shows und öffentlichkeitswirksamen Ak-tionen als Bessermenschen – und scheren sich buchstäblich einen Dreck um das weitere Schicksal sowohl der alteingeses-senen Bevölkerung als auch derjenigen, die sie über abenteuerliche Wege in den reichen Westen und Norden locken. Angesichts der aktuellen Probleme war in den letzten Tagen wieder viel von einer „europäischen Lösung“ die Rede. Doch wird es diese nicht geben; nicht zu-

letzt, weil vor allem die östlichen Mitglie-der nicht mitmachen werden, die seit Jah-ren die Entwicklung Deutschlands beob-achten – und diese keinesfalls als denkbare Bereicherung für ihre Länder betrachten. Zu fragen ist auch, warum überhaupt Deutschland und die Europäer das Prob-lem lösen sollen. Fast alle Migranten kommen aus Afrika oder dem Vorderen Orient – Regionen, in denen es zwar viele Krisengebiete gibt, aber eben auch pros-perierende Nachbarländer. Warum nimmt niemand Saudi-Arabien, Katar oder Nige-ria, die zu den größten Erdölexporteuren der Welt gehören, in die Pflicht? Zurück zu Moria: Am Dienstag kam die Meldung, dass sich Kanzlerin Merkel und Innenminister Seehofer darauf verstän-digt haben, rund 1500 Migranten von den griechischen Inseln aufzunehmen – vor allem Familien mit Kindern. Ob diese Zahl viel ist oder wenig, ergibt ein Vergleich mit anderen Daten der Asylpolitik.Im Jahr 2019 beantragten laut Bundes-zentrale für politische Bildung 165.938 Menschen in Deutschland Asyl. Davon wurden 24 Prozent als Flüchtlinge aner-kannt, 11 Prozent erhielten einen „subsi-diären Schutz“, 29 Prozent wurden direkt abgelehnt. Wären diese rund 38.000 in ei-nem rechtsstaatlichen Verfahren abge-lehnten Asylbewerber – mitsamt den ent-sprechenden Fällen der Vorjahre – konse-quent abgeschoben worden, gäbe es keine Diskussion über die Migranten von Moria.

DEBATTEDas zynische Spiel mit dem Drama von LesbosAuf das Niederbrennen des Lagers bei Moria folgt ein Streit über die 

Aufnahme der Migranten. Wiederholen sich die Fehler vergangener Jahre? 

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Brennpunkt Weißrussland vor der Zerreißprobe Seite 2
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AUFGEFALLEN

Das Recht der Haupstadt
Was war das doch für ein Tumult, als vor zwei Wochen im Berliner Regie-rungsviertel Zehntausende gegen die Corona-Maßnahmen des Bundes und der Länder auf die Straßen gingen! Vor allem Innensenator Geisel musste mit dem Verbot der Demonstration eine herbe Niederlage einstecken, als gleich zwei Verwaltungsgerichte die Proteste genehmigten. Zu offensichtlich war der Versuch, mittels Gesundheits-schutz eine politisch nicht genehme Veranstaltung unterbinden zu wollen.Um sich bei künftigen Ereignissen nicht noch einmal zu blamieren, be-schloss der Berliner Senat auf Geisels Initiative hin in der folgenden Woche eine allgemeine Maskenpflicht für De-monstrationen ab 100 Teilnehmern. Ob damit jedoch tatsächlich der Willkür ein Ende bereitet ist, darf in-des bezweifelt werden. Am vergange-nen Wochende startete in Berlin das beliebte „Festival of Lights“, bei dem an den Abenden rund 100 Wahrzei-chen der Hauptstadt kunstvoll ange-strahlt werden. Den größten Andrang gab es erwartungsgemäß vor dem Brandenburger Tor und auf der Straße Unter den Linden, weshalb die Stadt vorab weite Teile der Flaniermeile für den Autoverkehr sperrte. Und so konnte wer dort am Sonnabend spa-zierenging, tausende Menschen beob-achten, wie sie fröhlich die kunstvol-len Illuminationen bestaunten. Allerdings trug kaum einer der Fla-neure einen Mund-Nasen-Schutz – und kein einziger Ordnungshüter griff ein. Dies legt die Vermutung nahe, dass die Maskenpflicht noch immer ein fle-xibel einsetzbares Mittel ist.  neh

Verdrängte GefahrAuf der linken Seite des politischen Spektrums ist eine Gegenmacht entstanden, die zur 

ernsthaften Bedrohung für den demokratischen Rechtsstaat wird  Seite 3
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Ausgabe Nr. 38

„Ich bin oft von der 
Lektüre Ihrer „Preußi-

schen“ angetan. 
Vorher fand ich die 

doch manchmal etwas 
kritiklos-prollige 

Berichterstattung über 
die AfD störend“
Michael Laux, Reinbeck  



VON SILVIA FRIEDRICH

F ast jeder hat sich im Strandur-
laub schon einmal an einer 
Sandburg versucht und dabei 
die Tücken des körnigen Mate-

rials kennengelernt. Bei Regen war die 
Mühe ohnehin umsonst, da alles sogleich 
wieder zu Matsch wurde.

Am Ostseestrand auf der Insel Use-
dom kann man aktuell bis zum 28. Febru-
ar 2021 eine Ausstellung der besonderen 
Art anschauen. Im Seebad Ahlbeck, gleich 
an der Grenze zur Republik Polen, steht 
ein großes Zelt, in dem sich eindrucksvol-
le überlebensgroße Figuren befinden.  
25 internationale Künstler aus 13 Ländern 
haben hier 40 Bildszenen mit über  
100 Skulpturen zum Thema „Mythen und 
Sagen“ geschaffen, die aus Sand und Was-
ser bestehen. 

Zu bewundern sind Figuren der Göt-
ter-, Tier-, Helden-, oder Weltentste-
hungssagen der ganzen Welt, auch eher 
unbekannte, wie der afrikanischen Kos-
mogonie oder der Maori-Mythologie Neu-
seelands. Auch Fabelwesen wie Elfen und 
Zwerge werden berücksichtigt und natür-
lich den Mythen der Moderne, wie Loch 
Ness und weiteren, ein Platz unterm Zelt-
dach eingeräumt.

Am Anfang treffen die Besucher auf 
die Ur-Göttin der griechischen Mytholo-
gie, Erd-Göttin Gaia, mitten in einem 
Bildnis zum allein existierenden Chaos 
am Anfang der Zeitgeschichte. Athene, 
Zeus, Pygmalion, Prometheus, Perseus, 
Medusa und viele weitere Gestalten der 
griechischen Legende, stehen Spalier für 
die hereinströmenden Gäste. 

Den Römern wird mit Roms Stadt-
gründern Romulus und Remus, einer lie-
genden Venus, Jupiter und einigen weite-
ren Helden Rechnung getragen. Sie alle 
aufzuzählen, sprengt den Rahmen, jedoch 
wähnt man sich immer erneut in einer 
völlig anderen Welt. Ein riesiger Buddha 
thront in der Mitte eines Platzes und 

lockt die Zuschauer, während der große 
Geist Manitou der nordamerikanischen 
Indianer an der nächsten Ecke eindrucks-
voll darauf hinweist, dass alles, Mensch-
heit und Kosmos, in irgendeiner Form zu-
sammenhängt. 

Strandsand ist völlig ungeeignet
Bekanntere Sagengestalten vermitteln 
heimatliche Gefühle, wie der bekannteste 
Narr der Welt, Till Eulenspiegel, oder Ba-
ron von Münchhausen, der in der Erzäh-
lung von Gottfried August Bürger sogar 
auf einer Kanonenkugel ritt. Aber auch 
König Artus hockt dort an einem Tisch 
aus Sand mit acht Schwertern darauf und 
wartet auf die Ritter der Tafelrunde. 

Die Figurenbilder bestehen zwar nur 
aus Sand, jedoch ganz so einfach wie am 
Strand eine Sandburg zu bauen, ist es 
nicht. Um solche Werke erstellen zu kön-
nen, benötigt man besonderen Sand. 
Denn es gibt ganz verschiedene Arten von 
Sand. Sogenannter „organischer Sand“ 
besteht aus winzigen Korallen-, Muschel- 
und Fossilienteilchen aus dem Salzwas-
ser. Mineralischer Sand stammt aus bergi-
gen Gebieten. Die Unterschiede erkennt 
man aber nur unter dem Mikroskop.

Sandkörnchen, die man am Strand fin-
det, sind durch die Wellenbewegung des 
Meeres schon vollständig rund gewa-
schen. Solche Körner lassen sich nicht gut 
stapeln. Die Ausstellungsmacher erklären 

es so: Wer schon einmal versucht hat, 
Murmeln zu stapeln, wird schnell merken, 
dass das unmöglich ist.

Um überdimensionale und zum Teil 
bis zu sieben Meter hohe Figurenbilder zu 
erschaffen, benötigt man also einen be-
sonderen Sand. Dieser kommt auf Use-
dom aus einer Kiesgrube der Gemeinde 
Pudagla. Der Sand aus der Grube kam 
nicht mit Seewasser in Berührung, ist also 
noch eckig und scharfkantig. 9500 Kubik-
meter Sand wurden nach Ahlbeck trans-
portiert, um dort verarbeitet zu werden. 

Schon im Altertum bei den alten Ägyp-
tern war die Technik zum Sandfigurenbau 
nicht nur bekannt, sondern sogar die glei-
che. Auch damals wurde Sand in eine 

Form aus Holz gefüllt und durch Anfeuch-
ten und Feststampfen, heute mittels Rütt-
ler, die auch vom Straßenbau her bekannt 
sind, verdichtet und gepresst. 

Bis zu zwei Tonnen Sand pro Figur
Die Holzverschalungen, Holzkisten ohne 
Boden und Deckel nennt man heute „Mal-
le“, und sie können ganz unterschiedlich 
groß sein. Die Künstler klettern auf die 
Kästen, nehmen die oberste Verschalung 
ab und schnitzen von oben nach unten. 
Auch in dieser uralten Technik hat das 
Englische Einfluss genommen. So werden 
die „Tools“, also die Werkzeuge, durchge-
hend mit englischen Ausdrücken betitelt, 
wie: „Marshall-tool“, eine Art Spachtel, 
„Casting tube“, ein Plastikrohr zur Befes-
tigung kleinerer Teile, „Compacten“, was 
Verdichten des Sandes bedeutet, oder 
„Carver“, Schnitzer, wie der Künstler 
selbst genannt wird.

Obwohl man es beim Betrachten die-
ser Monumentalwerke annehmen könnte, 
muss man nicht Kunst studiert haben, um 
diese bauen zu können. Jeder könne die 
Basistechniken erlernen, so heißt es in der 
Schrift zur Schau, man müsse nur Geduld 
haben, viel üben und Talent für plasti-
sches Denken mitbringen, außerdem den 
Willen, hart zu arbeiten, denn ein Künst-
ler müsse rund zwei Tonnen Sand eigen-
händig bewegen, um eine Skulptur aus 
einem sechs bis sieben Tonnen schweren, 
verdichteten Sandblock zu schnitzen.

Sandskulpturen „überleben“ sogar im 
Freien monatelang, da ihnen im Zelt Wind 
und Regen wenig anhaben können. Ir-
gendwann nagt jedoch der Zahn der Zeit 
daran, sodass auch sie irgendwann zu-
sammenbröckeln. Doch die Künstler ar-
beiten dann bereits wieder an neuen Figu-
ren und Sandburgen.

b Sandskulpturen Ausstellung Usedom 
Swinemünder Chaussee 11, Seebad Ahl-
beck, Eintritt: 9,50. Internet: www.usedom.
de/sandskulpturen-ausstellung

FO
TO

: K
UN

ZE
 L

EU
CH

TE
N

BU
RG

 (L
B-

M
AR

KE
TI

N
G)

Eigentlich hätte der „Tag des Thüringer 
Porzellans“ im April gefeiert werden sol-
len. Doch dann hat die Pandemie einen 
Strich durch die Rechnung gemacht. Alle 
Veranstaltungen mussten abgesagt wer-
den, es wurde hin- und herüberlegt, bis 
man schließlich für den 3. und 4. Oktober 
einen Ersatztermin gefunden hat. Das 
passt sogar viel besser: Denn an dem Wo-
chenende feiert das Thüringer Porzellan 
seinen 260. Geburtstag. Genau am 4. Ok-
tober 1760 erhielt Georg Heinrich Mache-
leid die Konzession für die erste Thürin-
ger Porzellanmanufaktur. Seitdem hat das 
Porzellanhandwerk das Land Thüringen 
und die Menschen, die daran beteiligt wa-
ren, historisch mitgeprägt.

Was vor 260 Jahren mit Macheleid be-
gann, wandelte sich vom exklusiven Ein-
zelstück zum bezahlbaren Produkt für 
alle. Die Hersteller führten Ende des  
19. Jahrhunderts den Markt an und, Thü-
ringer Tischporzellan, Spielwaren oder 
Isolatoren reisten um die ganze Welt. Bis 
1902 entstanden dort über 300 Porzellan-
manufakturen.

In Thüringen beteiligen sich 20 Erleb-
nisorte mit einem abwechslungsreichen 
Programm an dem Jubiläum, darunter 
namhafte Hersteller wie KAHLA Porzel-

lan im gleichnamigen Ort, Eschenbach in 
Triptis sowie die Aelteste Porzellanmanu-
faktur in Volkstedt. Museen und Ausstel-
lungen, etwa die Porzellanwelten Leuch-
tenburg, das Museum 642 in Pößneck, die 
Heidecksburg in Rudolstadt, der Verein 
Ilmenauer Porzellantradition, Schloss 
Friedenstein in Gotha sowie das Schloss-
museum in Arnstadt und Altenburg geben 

Einblicke in die lange Geschichte des Por-
zellans in Thüringen, öffnen sonst ver-
schlossene Räume und zeigen wertvolle, 
einzigartige und ungewöhnliche Stücke.

Porzellankünstler und technische Ke-
ramiker lassen sich bei der filigranen Ar-
beit über die Schulter schauen. In Work-
shops können Fingerfertige selbst kleine 
Stücke formen oder Porzellan bemalen. 

Beim Porzellanhersteller Wagner & Apel 
in Lippelsdorf im Thüringer Wald rattert 
die Dampfmaschine, in der Sitzendorfer 
Porzellanmanufaktur werden wie damals 
Spitzen gelegt, in Rudolstadt werden Ro-
sen geformt und dekoriert, auf der Leuch-
tenburg führt Bettina Thieme die erste 
Porzellanfarbe vor, und in Reichenbach 
sowie Triptis erlangt man seltene Einbli-
cke und Aktionen. 

Die Hermsdorfer Porzellanfabrik, die 
einst maßgeblich zur Elektrifizierung der 
Welt beigetragen hat, öffnet exklusiv für 
zwei Führungen die Tore. Aus dem be-
nachbarten Oberfranken nimmt erneut 
das Porzellanikon – Staatliches Museum 
für Porzellan mit seinen beiden Standor-
ten Hohenberg an der Eger und Selb teil 
und lädt unter anderem zu einem geführ-
ten Rundgang mit Live-Vorführungen ein. 

Eigens für den Tag des Thüringer Por-
zellans hat die Porzellanbildhauerin Kati 
Zorn eine neue Figur kreiert: den Götter-
sohn Narziss. Diesen und den Herstel-
lungsprozess präsentiert sie in ihrem Ate-
lier. Hier wie in weiteren Ateliers, Mu-
semsläden und im Werksverkauf können 
Besucher kunstvolle Porzellanobjekte, 
Klassiker und aktuelles Design für den 
heimischen Tisch erwerben. 

Neben jungen, modernen Künstlern, 
die alte Formen aus dem Weimarer For-
menschatz gerettet haben und mit dem 
Projekt „Unverloren“ klassisch neu inter-
pretiert auf den Markt bringen, setzt der 
Tag vor allem auf die lange Geschichte 
dieses „weißen Goldes“, das im Grunde 
nur aus drei Zutaten besteht: Kaolin, Feld-
spat und Quarz. 

Am 3. Oktober bietet eine Tagestour 
die Gelegenheit, ausgewählte Stationen 
wie Saalfeld, Wagner & Apel, Kati Zorn, 
die Aelteste Volkstedter Porzellanmanu-
faktur und die Leuchtenburg bequem zu 
besuchen. Die Bustour startet um 9 Uhr 
am Rudolstädter Bahnhof, Fahrkarten 
gibt es unter Telefon (036424) 713300 
oder unter www.porzellantag.de. H. Tews

TAG DES PORZELLANS

Der Weg des „weißen Goldes“
Thüringen feiert 260 Jahre Porzellanherstellung – Hersteller, Künstler und Museen beteiligen sich an den Aktionstagen

Aus Sand „geschnitzt“: Auf Usedom grüßt der hinduistische Elefantengott Ganesha Foto: Friedrich

STRANDKUNST

Vergängliche Mythen aus Sand
Künstler haben am Strand von Ahlbeck auf Usedom ganze Sagenwelten errichtet. Ihr einziges Arbeitsmaterial: Sand und Wasser
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Der Tisch ist für den Tag des Porzellans gedeckt: Präsentation auf der Leuchtenburg

b Buchtipp „Klei-
nes Thüringer Por-
zellanbuch“ von Ul-
rike Kaiser und Ilka 
Kunze, Rhino Verlag, 
Ilmenau 2020, Hard-
cover, 96 Seiten, 
5,98 Euro
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VON WOLFGANG-KAUFMANN

I m Laufe des Jahres 2020 wurde die 
Corona-Pandemie schnell zum alles 
beherrschenden Thema. Vor diesem 
Hintergrund ist es nur zu verständ-

lich, dass bald auch diverse Bücher erschie-
nen, welche die verschiedenen Aspekte der 
globalen Verbreitung des SARS-CoV-2-Vi-
rus und deren Folgen diskutieren.

Zu den ersten derartigen Publikationen 
gehört „Corona Fehlalarm? Zahlen, Daten 
und Hintergründe“ aus der Feder von Pro-
fessor Karina Reiss vom Quincke-For-
schungszentrum der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel und Professor Sucharit 
Bhakdi, dem langjährigen Leiter des Insti-
tuts für Medizinische Mikrobiologie und 
Hygiene an der Johannes-Gutenberg-Uni-
versität Mainz. Diese beiden renommier-
ten Wissenschaftler befassen sich mit der 
unnötig hochgespielten Gefährlichkeit des 
angeblichen „Killervirus“, der Corona-Si-
tuation in Deutschland, den wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Folgeschäden 
infolge des Lockdowns vom Frühjahr 2020, 
sowie dem „totalen Versagen der öffentli-
chen Medien“, welche der Politik nach 
dem Munde redeten anstatt kritisch zu re-
cherchieren. 

Das Fazit von Bhakdi und Reiss lautet 
dabei, dass es hierzulande im Zuge der 
Pandemie zu einer „medial geschürten 
Massenhysterie“ sowie „Einschränkung 
der Grundrechte“ und „Zensur der Mei-
nungsfreiheit“ gekommen sei – mithin also 
zur totalitären Umwandlung der Gesell-
schaft. Allerdings gebe es auch etwas Posi-
tives an der ganzen Sache: Deutlich mehr 
Menschen als bisher hätten nun erkannt, 
dass man weder den etablierten Medien 
noch der politischen Führung hierzulande 
trauen könne.

Sehr viel zahmer wirkt dahingegen das 
Buch „Pest und Corona. Pandemien in 
Geschichte und Gegenwart“, welches die 
beiden Medizinhistoriker Heiner Fange-
rau und Alfons Labisch vorgelegt haben. 
Darin werden zwar durchaus auch die 
richtigen Fragen gestellt, wie: Ist die aktu-
elle Pandemie tatsächlich etwas Einmali-
ges oder hat die Welt schon oft Ähnliches 
beziehungsweise gar Schlimmeres erlebt? 
Wie veränderten die global auftretenden 
Seuchen das soziale, wirtschaftliche und 
kulturelle Leben? Welche Schlussfolge-
rungen lassen sich aus den Erfahrungen 
mit früheren Pandemien für unsere Ge-
genwart und Zukunft ziehen? Und sollten 
wir trotz aller gesundheitlichen Risiken 
den weltweiten Austausch von Gütern, 
Dienstleistungen und Menschen fortfüh-
ren? Die Antworten hierauf befriedigen 
allerdings nur zum Teil: Viele, faktisch gar 
nicht so tödliche Krankheiten würden von 
den Medien systematisch „skandalisiert“, 
wohingegen es der „größte Killer aller Zei-
ten“, nämlich die Malaria, welche eine 
Million Todesfälle pro Jahr verursache, 
kaum je in die Schlagzeilen bringe. 

Dabei zählen Fangerau und Labisch 
freilich auch Covid-19 zu den gefährlichen 
Krankheiten, vor denen vollkommen zu 
Recht gewarnt werde, obwohl sie selbst 
darlegen, wie wenig man über die wahre 
Letalitätsrate wisse. Desgleichen loben 
sie die Corona-Maßnahmen von Bund 
und Ländern als effektiv und angemessen. 

Und die beiden Autoren sehen auch 
kein Problem darin, dass der Staat wichti-
ge Freiheitsrechte eingeschränkt habe: 
Dagegen „helfen politische Initiativen, 
Wahlen und die Beteiligung am Diskurs“ 
sowie der Föderalismus hierzulande. An-
sonsten lautet ihr Fazit: „Ohne ein Grund-

vertrauen … in das Funktionieren des 
Staates … und das Verhalten der verant-
wortlichen Politiker“ könnten Pandemien 
heute und in Zukunft „nicht oder nur mit 
Gewalt bekämpft werden“.

Ob ein solches Grundvertrauen tat-
sächlich berechtigt ist, wird in dem 
schmalen, aber inhaltsschweren Bänd-
chen „Trotzdem“ diskutiert, in dem sich 
die der Jurist und der Schriftsteller Ferdi-
nand von Schirach und Alexander Kluge 
zwei Streitgespräche über genau diese 
Frage liefern: Dabei verweisen sie darauf, 
dass Einschränkungen der Freiheitsrech-
te durch die Bundesregierung legitim, ge-
eignet, erforderlich und angemessen sein 
müssten – so lauteten schließlich die Re-
geln in einer modernen Demokratie. 

Dabei drücken sich die Autoren jedoch 
um klare Antworten, was die Einhaltung 
derselben durch unsere Exekutive be-
trifft. Stattdessen singen sie ein peinlich 
anmutendes Loblied auf den angeblichen 
Pragmatismus der Bundeskanzlerin. Dem 
folgt der Verweis auf die potenziell se-
gensreiche Wirkung von Katastrophen 
wie eben nun der Corona-Pandemie: Oft-
mals brächten solche Ereignisse ja etwas 
ganz Neues hervor. Gleichzeitig lassen 
von Schirach und Kluge aber offen, wie 
das im Konkreten aussehen könnte: „Bei-
des ist jetzt möglich, das Strahlende und 
das Schreckliche.“

Fehlendes Grundvertrauen in Staat
Eine klare Wende zum Besseren erhofft 
sich der langjährige Präsident des Ifo-Insti-
tutes und Professor für Volkswirtschafts-
lehre Hans-Werner Sinn in seiner Publika-
tion „Der Corona-Schock. Wie die Wirt-
schaft überlebt“. Der historisch einmalige 
ökonomische Einbruch infolge der Pande-
mie müsse Anlass dazu bieten, „zukünftig 
längerfristig vorzusorgen, Risiken genauer 
zu betrachten und weniger naiv zu agie-
ren“. Wann, wenn nicht jetzt, sei die Gele-
genheit, längst fällige Korrekturen in der 
deutschen und darüber hinaus auch euro-
päischen Wirtschaftspolitik vorzunehmen? 

Also schlägt Sinn viele grundsätzliche 
Veränderungen vor: Die Abschaffung der 
Rettungsschirme und der Schuldenverge-
meinschaftung in der EU, welche ganz 
Europa ruiniere, das Ablassen von den 
Kaufprogrammen der Europäischen Zen-
tralbank und der verantwortungslosen 
Geldvermehrung vermittels der Drucker-
presse, das Ende der Dezimierung der 

deutschen Autoindustrie aufgrund ökolo-
gischer Traumtänzereien und so weiter. 

Andererseits sind aber auch manche 
von Sinns Forderungen problematisch. So 
zum Beispiel die nach der weitgehenden 
Aufweichung des Datenschutzes im Zuge 
der Corona-Bekämpfung, der Erhöhung 
der Mehrwertsteuer sowie der Forcierung 
der Privatisierung des Gesundheitswesens 
hierzulande. Ebenso zu hinterfragen ist 
Sinns Plädoyer für die Fortsetzung der un-
gebremsten Globalisierung, welche uns die 
Corona-Krise ja überhaupt erst einge-
brockt hat.

Verfahrene Lage zu Jahresbeginn
Und dann wäre da noch das umfangreiche 
Buch „Lockdown“ von Michael Morris  
(ein Pseudonym). Es greift diverse The-
men auf, welche die selbsternannten 
„Faktenprüfer“ der öffentlich-rechtlichen 
Medien gerne den „Verschwörungstheo-
rien“ zurechnen, obwohl das Gesagte oft-
mals einer Überprüfung standhält. Dabei 
geht es nicht nur um die Corona-Pande-
mie, sondern auch um die wirtschaftlich-
politische Ausgangslage zu Beginn der 
Virus-Seuche vor dem Hintergrund der 
Euro- und Asylkrise, der Russland-Sank-
tionen und Währungskriege, der Klima-
Hysterie und der Hyperglobalisierung. 

Aus Morris’ Sicht war die Lage Anfang 
2020 so verfahren, dass es praktisch keine 
Alternative zu ganz brachialen Kurskor-
rekturen gegeben habe – jedoch musste 
dazu ein unvorhersehbares Großereignis 
eintreten, für das man die Regierenden 
dieser Welt nicht verantwortlich machen 
könne. Und das sei eben die zufällig oder 
auch nicht zufällig ausgebrochene Pande-
mie gewesen. 

Dem folgt eine Chronologie der Ereig-
nisse seit dem ersten Auftauchen des 
SARS-CoV-2-Virus in China. Parallel hier-
zu beschreibt Morris die ominöse Pande-
mie-Übung des Johns Hopkins Center for 
Health Security und der Bill & Melinda 
Gates Foundation im Oktober 2019 sowie 
das merkwürdige Gebaren der Weltge-
sundheitsorganisation WHO und anderer 
Institutionen, die maßgeblich von US-
Milliardären wie Bill Gates, George Soros 
und Warren Buffett gesponsert werden. 

Ansonsten geißelt der Autor ebenso 
wie Bhakdi und Reiss die Corona-Panik-
mache hierzulande, welche auf unseriö-
sen Zahlenspielereien beruhe und zu un-
absehbaren sozialen sowie ökonomischen 

Kollateralschäden führen werde. Aller-
dings weist Morris’ Buch auch einige 
Schwächen auf. So stören Detailfehler wie 
beispielsweise diese: Joe Biden, Donald 
Trumps Gegenkandidat bei der US-Präsi-
dentschaftswahl im Herbst 2020, ist erst 
77 und noch keine 82 Jahre alt, und die 
Organisation erdölexportierender Länder 
OPEC wurde nicht 1973 gegründet, son-
dern 1960. Darüber hinaus fehlen sämtli-
che Anzeichen für den von Morris vorher-
gesagten globalen Neuanfang auf politi-
schem und ökonomischem Gebiet.

CORONA-PANDEMIE

Wie Experten den Umgang mit dem 
Virus-Ausbruch in Deutschland bewerten

Von Kritik am Lockdown und dessen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgeschäden bis hin zur 
Befürwortung der staatlichen Maßnahmen: Fünf Publikationen zur aktuellen Krise 

b FÜR SIE GELESEN

Warnruf eines 
Journalisten 
„Eurasien“ ist in Moskau das neue 
Zauberwort. Die gewaltige Landmasse 
von Lissabon bis Wladiwostok wird 
von Russland dominiert, daran gibt es 
nichts zu deuteln. Das jedenfalls ist 
einer der Kerngedanken des neuen Pu-
tinschen Denkens, des „Putinismus“, 
wie es Manfred Quiring in seinem 
ebenso erhellenden wie erschrecken-
den Buch beschreibt. Der Autor war 
viele Jahre Korrespondent deutscher 
Zeitungen in der UdSSR und dann 
Russland. Er kennt Land und Leute, 
auch viele einflussreiche Persönlich-
keiten um Wladimir Putin, und konnte 
so in vertraulichen Gesprächen viel 
von der Mentalität der neuen Mächti-
gen einfangen.

Zauberwort „Eurasien“
Das Buch ist ein einziger Warnruf, das 
in Putin verkörperte Weltmachtstre-
ben des Landes ernst, ja überhaupt in 
seiner vollen Tragweite zur Kenntnis 
zu nehmen. Quiring bringt mit vielen 
anschaulich beschriebenen Fakten die 
in der Summe erschreckenden Bei-
spiele, die man auch aus der täglichen 
Berichterstattung kennt: Demokratie-
abbau, wachsende Militarisierung, 
Justizwillkür, kaltschnäuzige Außen-
politik und eine Neuinterpretation der 
Geschichte, die Russland einschließ-
lich Stalins „heroischer Leistungen“ 
im Zweiten Weltkrieg über alles stellt.

Eine große Schar „grauer Männer“, 
so der Autor, sichere Putins Herrschaft 
an allen Schaltstellen der Macht. Into-
leranz im Inneren gegen Andersden-
kende paare sich mit Aggressivität in 
der Außenpolitik: gegenüber dem „na-
hen Ausland“ wie dem Baltikum, Polen 
oder der Ukraine, dann in Syrien, wo 
Putins Vabanquespiel einen unerwarte-
ten Erfolg hat. Und in der Hinterhand 
bleibt die latente Drohung mit neuen 
furchtbaren Atomwaffen.

Überraschend für den Leser ist, 
dass Quirings zum Teil einflussreiche 
Gesprächspartner Putins Großmacht-
streben, wie es scheint, mit einer gewis-
sen Skepsis sehen. Weltmacht ja, bei 
den Atomwaffen, aber sonst doch 
nicht! Trotz der riesigen Erdgasge-
schäfte reiche es nicht zum „Global 
player“ wie den USA oder China.

Polemik gegen Putin
Der Autor lässt an Putin kein gutes 
Haar, was auch einige unnötig polemi-
sche Formulierungen („Putins Clique“, 
„Putins Strippenzieher“) zeigen. Aber 
in der Sache hat er, andere Quellen be-
zeugen es auch, leider recht. Der scho-
nungslose Blick auf ein Land, das alle 
Möglichkeiten zu friedlicher Entwick-
lung und Zusammenarbeit hätte, kann 
im eigenen Interesse nur nützlich sein. 
Und trotzdem: Der Westen, zumal die 
europäischen Länder, müssen mit 
Russland leben, müssen einen erträgli-
chen modus vivendi finden, anders 
geht es nicht. Quiring empfiehlt etwas 
vage Gemeinsamkeit, Entschlossenheit 
und Illusionslosigkeit. 

Das bedeutet wohl fortwährend, 
was Max Weber von guter Politik ver-
langt: Das stete Bohren harter Bretter 
mit Leidenschaft und Augenmaß zu-
gleich.  Dirk Klose

Alles beherrschendes Thema dieses Jahres: Mit welchen Mitteln geht man wirksam gegen das Virus vor? Foto: Colourbox

Karina Reiss/Sucharit 
Bhakdi: „Corona Fehl-
alarm. Zahlen, Daten 
und Hintergründe“, 
Goldegg Verlag, Ber- 
lin 2020, broschiert,  
159 Seiten, 15 Euro

Heiner Fangerau/Al-
fons Labisch: „Pest 
und Corona. Pande-
mien in Geschichte, 
Gegenwart und Zu-
kunft“, Verlag Herder, 
Freiburg im Breis- 
gau 2020, gebunden,  
192 Seiten, 18 Euro

Ferdinand von Schi-
rach /Alexander Kluge: 
„Trotzdem“, Luchter-
hand Literaturverlag, 
München 2020, gebun-
den, 77 Seiten, 8 Euro

Hans-Werner Sinn: 
„Der Corona-Schock. 
Wie die Wirtschaft 
überlebt“, Verlag Her-
der, Freiburg im Breis-
gau 2020, gebunden, 
219 Seiten, 18 Euro

Michael Morris: „Lock-
down“, Amadeus Ver-
lag, Fichtenau 2020, 
broschiert, 378 Seiten, 
21 Euro

Manfred Qui-
ring: „Russland. 
Auferstehung 
einer Welt-
macht?“, Ch. 
Links Verlag, Ber-
lin 2020, gebun-
den, 280 Seiten, 
20 Euro
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 Kalender
Ostpreußen 
und seine 
Maler 2021
Ostpreußen hatte bis 
1945 eine bedeutende 
Künstlerschaft und 
Kunstzentren mit 
der Königsberger 
Kunstakademie und 
der Künstlerkolonie 
in Nidden. Die hier 
gezeigten Bilder 
ostpreußischer Maler 
beschäftigen sich 
mit dem Thema 
„Ostpreußen – Land 
der Sehnsucht“.
Format 50 x 35 cm
Spiralbindung
Nr. P A1540 21,50 €

Subskriptionspreis bis 01.11.2020�  21,50 €
ab 02.11.2020                                  23,70 €

Kühlschrankmagnet und 
Flaschenöffner mit einer 
Abbildung des beliebten 
Königs Friedrich II. von 
Preußen
Größe: 4,5 cm Breite 
und 7 cm Höhe
Nr.  P A1377                   4,95 €

 Kalender Ostpreußen in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Ostpreußen. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1541                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Pommern in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Pommern. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1544                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Schlesien in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Schlesien. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1542                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Sudetenland in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus dem Sudetenland. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1545                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Halle an der Saale in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Halle an der Saale. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1548                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Dresden in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Dresden. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1547                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Leipzig in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Leipzig. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1546                         Kalender                                14,90 €

 Kalender Danzig in alten Ansichten 2021
Mit 12 historischen S/W-Motiven aus Danzig. Spiralbindung. 
Wandkalender. Format 29 x 32 cm
Nr. P A1543                         Kalender                                14,90 €

Wolfgang Korall/Ernst-Otto Luthardt
Ostpreußen
Ostpreußen, das Land der dunklen Wälder, kristallenen Seen und der 
weiten Küste, ist wieder zu einem erreichbaren und einzigartigen 
Reiseziel geworden. Ebenso wie der Zauber seiner Landschaften locken 
die Städte und Dörfer der Region, deren Kirchen, Burgen, Schlösser und 
Herrenhäuser von der wechselvollen Geschichte erzählen.
Über 260 Fotografi en geben ein umfassendes Bild Ostpreußens, von 
Elbing im Westen bis nach Memel und mit Königsberg im Zentrum. 
Sechs Specials informieren über den Astronom und Mathematiker Niko-
laus Copernikus, den Deutschen Orden, den Oberländischen Kanal, die 
Wolfsschanze, die Schlacht von Tannenberg und das Gold Ostpreußens, 
den Bernstein. Neben einer Vielzahl historischer Städte und Dörfer, be-
rühmter Gotteshäuser und Wallfahrtsorte werden auch die Wehrbauten 
des Deutschen Ordens vorgestellt, allen voran die Marienburg. 160 S.
Nr.  P 531700                       Gebunden                               16,95 €

Lo Warnecke 
Auf der Flucht 
Die Geschichte einer Gutsfamilie 
aus Mecklenburg 1945–1949
222 Seiten
Nr. P 533116   Geb.    12,95 €

Am 28. April 1945 standen Russen 
vor Neubrandenburg, etwa 40 Kilo -
meter vom Gut von Lo War necke 
entfernt. Alles war schon für die 
Flucht vorbereitet, obwohl noch das 
strikte Verbot für die Zivilbevölke-
rung bestand, sich in den Westen 
abzusetzen. Es war nicht einfach, 
26 Wagen und 34 Familien unge-
sehen über die Straßen und durch 
die Dörfer zu führen. Lo Warnecke 
berichtet authentisch und lebendig 
von ihrem langen Weg in Richtung 
Westen, vom Aufbruch, wie sie, ihre 
Kinder und der ganze Treck von der 
Front eingeholt wurden und wie das 
Ziel in weite Ferne rückte. Sie hatten 
den Krieg überlebt, aber weiterleben 
bedeutete genügend zu essen und 
eine Unterkunft zu organisieren, in 
einer Zeit als es nichts gab. 

Hans-Ulrich Engel 
Pommern – Unvergessene Heimat in 216 Bildern
Der historische S/W-Bildband zeigt Pommern wie es einst war in 
216 historische Fotografi en. Format 24 x 23 cm
Nr. P 533172                         Gebunden                                 15,95 €

Mängelexemplare
€ 29,95      € 15,95

Heinrich Trierenberg
Breslau – Unvergessene Heimat in 216 Bildern
Der historische S/W-Bildband zeigt Breslau wie es einst war in 
216 historische Fotografi en. Format 24 x 23 cm
Nr. P 533175                         Gebunden                                 15,95 €

Mängelexemplare
€ 29,95      € 15,95

Bruno Brehm/Hansgeorg Loebel
Sudetenland – Unvergessene Heimat in 216 Bildern
Der historische S/W-Bildband zeigt Pommern wie es einst war in 
216 historische Fotografi en. Format 24 x 23 cm
Nr. P 533173                         Gebunden                                 15,95 €

Mängelexemplare
€ 29,95      € 15,95

Joachim Rogall
Provinz Posen – in alten Ansichtskarten
Format 21 cm (Breite) x 15 cm (Höhe), ca. 100 schwarz-weiße An-
sichtskarten auf 96 Seiten zeigen Posen wie es damals war.
Nr. P 575128        Gebunden mit farbigem Überzug         14,95 €

Solange der
Vorrat reicht

Früher  € 19,95
Jetzt     €   9,95

Ralf Freyer und Ernst-Otto Luthardt
Reise durch Pommern
140 Seiten/207 Abbildungen.
Gebunden mit Schutzumschlag
Nr.  P 534106                  9,95 €

Pommern, die heute sowohl 
auf deutschem wie auch auf 
polnischem Staatsgebiet gelegene 
alte Kulturlandschaft, ist ein Land 
am Meer: Die Ostsee umspült auf 
515 Kilometern Länge die reizvolle 
Küste. Und zu Pommern gehört 
auch das Land im Meer: Hidden-
see, Usedom, Rügen und Wollin 
locken mit ihren altehrwürdigen 
Seebädern und Naturschön-
heiten. Einen landschaftlichen 
Kontrapunkt zur Küste setzt 
die Pommersche Seenplatte, 
die so genannte „Pommersche 
Schweiz“. Einzigartige Kultur- und 
Kunstdenkmäler erzählen von 
der langen Geschichte. Die ersten 
Ostseebäder schmückten sich mit 
glanzvoller Badearchitektur und 
Strandpromenaden der Jahrhun-
dertwende.

Nur wenige
Exemplare

Ruth Maria Wagner    (Gebunden) 
und Otto Otto Dikreiter
Ostpreußisches Panorama
304 Seiten/24 S/W-Abbildungen.
Nr.  P 541211               19,95 € 

28 namhafte ostpreußische Dichter 
und Schriftsteller haben in 28 Essays 
voller Atmosphäre Bilder ihrer Heimat 
entworfen. Ganz Ostpreußen wird 
in dieser umfassenden Darstellung 
von Städten und Landschaften ge-
genwärtig und lebendig. Geschichten 
über Königsberg, Handelszentrum 
und Krönungsstadt der preußischen 
Könige, über Allenstein, Heimat und 
Wohnsitz von Nikolaus Kopernikus, 
über Masuren mit seinen tausend 
Seen laden zu einer Reise nach 
Ostpreußen ein. Autoren: Martin A. 
Borrmann, Hans Lucke, Grete Fischer, 
Paul Brock, Ernst Mollenhauer, Ger-
trud Papendick, Hans-Ulrich-Stamm, 
Ruth Geede, Hans Graf von Lehndorff, 
, Botho von Berg, Georg Herma-
nowski, Ottfried Graf Finckenstein, 
Paul Fechter, Siegfried Lenz, Erhard 
Riemann, Carl von Lorck.

Freyer/Ilg und Schumann
Reise durch Litauen
128 Seiten/181 Abbildungen.
Gebunden mit Schutzumschlag
Nr.  P 531730                  8,95 €

Litauen gehört zu den drei 
baltischen Staaten innerhalb 
Nordeuropas und lockt nicht 
nur mit einer abwechslungs-
reichen Landschaft: Herrliche 
Sandstrände an der Ostsee mit 
der Kurischen Nehrung, dichte 
Wälder, einsame Hochmoore und 
hügelige Weiden sowie unzäh-
lige Seen. In idyllischen Dörfern 
werden alte Traditionen gepfl egt, 
die Hauptstadt Vilnius prägen 
barocke Kirchen und verwinkelte 
Gassen, gemütliche Cafés, Jazz-
kneipen und Ateliers. Über 180 
Bilder zeigen Litauen in seiner 
ganzen Vielfalt, vier Specials 
berichten über den Bernstein, das 
„baltische Gold“, die Sagen- und 
Mythenwelt, das Naturphänomen 
der Kurischen Nehrung und die 
Inselburg Trakai.

Max Galli und Ernst-Otto Luthardt
Reise durch Estland
128 Seiten/211 Abbildungen.
Gebunden mit Schutzumschlag
Nr.  P 531787                    8,95 €

Mit einer insgesamt 3.794 Kilo-
meter langen Küstenlinie, mehr 
als anderthalbtausend Inseln und 
kaum weniger Seen ist das kleine 
Land im Norden Europas das Land 
des Wassers. Ältestes, größtes und 
bekanntestes Kurbad des Landes 
ist Pärnu. Der alten Hansestadt ist 
ein malerischer Strand vorgelagert. 
Spektakulär vollzieht sich die 
Vermählung von Land und Meer an 
der Steilküste des fi nnischen Meer-
busens, die sich bei toila besonders 
mächtig und bizarr gibt.
Bedeutende Kulturdenkmäler 
zeugen von der langen und 
wechselvollen Geschichte Estlands. 
Alte Herrensitze und die Ruinen 
der einst so stolzen Ordensburgen 
zeugen von Macht und Reichtum 
vergangener Zeiten. 211 Bilder zei-
gen Estland in all seinen Facetten.

Freyer/Korall und E.-O. Luthardt
Reise durch die
Kurische Nehrung
128 Seiten/161 Abbildungen. Geb.
Nr.  P 531790                    8,95 €

Die Kurische Nehrung ist eine 
98 Kilometer lange Halbinsel 
zwischen Memel und Sarkau, 
von der heute 52 Kilometer zu 
Litauen und 46 Kilometer zu 
Russland gehören. Die Nehrung 
besteht ausschließlich aus Sand 
mit riesigen Wanderdünen, die in 
den vergangenen Jahrhunderten 
immer wieder Ortschaften unter 
sich begruben. Die Große Düne bei 
Nidden, eine der größten Dünen 
Europas, wird auch die „ostpreu-
ßische Sahara“ genannt. Heute ist 
die Nehrung wieder ein beliebtes 
Reiseziel geworden, das einst auch 
von Persönlichkeiten wie Thomas 
Mann geschätzt wurde. Über 
160 Fotos zeigen diese in Europa 
einzigartige Landschaft mit ihren 
Naturschutzgebieten und Dörfern 
von Königsberg bis Memel.
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

E ine Karnevalsveranstaltung nach 
der anderen wird abgesagt. Sollten 
es einige Jecken dennoch wagen, 
ihre Tradition tapfer zu verteidi-

gen, dürften trübe Restgelage unter der Knu-
te der „Hygiene- und Abstandsregeln“ dabei 
herauskommen, welche die Trauer um den 
Verlust des richtigen Karnevals nur steigern. 

Gegen diese Trübsal muss etwas unter-
nommen werden. Die Politik ist gefragt. Und 
sie antwortet: Vom Titelbild des „Focus“ 
grinst uns Markus Söder neckisch an und ent-
bietet den Vulkanier-Gruß, Sie wissen schon, 
der von dem Mister Spock aus „Raumschiff 
Enterprise“. Damit hat der Humor des Minis-
terpräsidenten seinen Gipfel aber noch nicht 
erreicht. Das Söder-Zitat darunter schlägt 
alles: „Mir ging es NIE um Macht.“ Wem da 
nicht die Tränen kommen!

Wer schon die Wendigkeit der heutigen 
Kanzlerin bewundert, der wird in dem CSU-
Chef seinen Meister finden. Als Tausende von 
Asylsuchern 2015 ins Land strömten, war die 
Mehrheit der Deutschen erschrocken von 
dem Kontrollverlust an der Grenze, insbe-
sondere die Bayern, bei denen die Massen ja 
als erstes eintrafen. Da nahm Söder sofort die 
richtige Witterung auf und tat sich als Haupt-
kritiker der Merkelschen „Flüchtlingspolitik“ 
hervor. Natürlich nicht aus Machtinstinkt, 
sondern aus tiefster Überzeugung.

Nach der Brandstiftung im Lager Moria 
sagen Umfragen, dass eine Mehrheit der Bun-
desbürger nunmehr eine begrenzte Aufnah-
me der Asylsucher befürwortet, ganz anders 
als 2015. Erneut aus tiefster Überzeugung ist 
Söder wieder bei der umgeschwenkten Mehr-
heit und stellt seinem Parteifreund Horst 
Seehofer ein Bein, weil sich der Bundesinnen-
minister nicht schnell genug in den Wind ge-
dreht hatte, als er Bedenken zur Aufnahme 
der Moria-Bewohner anmeldete. Bayern wer-
de sich „selbstverständlich“ an der Aufnahme 
der Asylsucher beteiligen, verspricht Söder.

Nach den derzeitigen Umfragen hat die 
Mehrheit der Deutschen auch immer noch 
mehr Angst vor Corona als vor den verhee-
renden Folgen der „Pandemie-Maßnahmen“, 
die unsere Wirtschaft und unsere Grund-
rechte unterspülen. Also steht Söders Markus 
auf der Seite derer, die für harte Maßnahmen 
eintreten. Sollte sich das Stimmungsbild in-
des ändern, sollten sich Leute wie der SPD-
Politiker Karl Lauterbach vor Söder in Acht 

nehmen. Der wird sie dann nämlich nach 
Strich und Faden auseinandernehmen für 
ihre „Panikmache“ und die „schädlichen Ein-
schränkungen unseres täglichen Lebens 
durch die völlig übertriebenen Anti-Corona-
Maßnahmen“. Warten Sie’s ab, so wird es 
kommen.

Aber solange der Wind noch aus der Pa-
nikrichtung weht, gibt Söder den härtesten 
der harten Hunde. Nun müssen die armen 
Münchener sogar auf belebten öffentlichen 
Plätzen unter freiem Himmel Maske tragen. 
Der CSU-Chef will obendrein die Bundes-
wehr bitten, „100 Leute zur Verfügung zu 
stellen, um die Nachverfolgung zu verbes-
sern“. Militär im Einsatz zur „Nachverfol-
gung“ der Bürger. Hört sich interessant an in 
einem Land, in dem der innere Einsatz der 
Streitkräfte vor nicht allzu langer Zeit noch 
heftige Fieberschübe in der öffentlichen De-
batte auslöste. Toll, was mit Corona alles 
möglich ist!

Zum Glück (nicht nur von Söder) hat so 
gut wie niemand mitbekommen, was sich am 
9. September im Gesundheitsausschuss des 
Bundestages abgespielt hat. Dort wurde der 
bekannte Virologe Christian Drosten gefragt, 
ob die Maske, die jetzt die bayerische Haupt-
stadt retten soll, überhaupt etwas bringe. 
Antwort: Wir wissen es nicht, für Sinn oder 
Unsinn der Maske gibt es keinerlei Beweise 
(siehe Zitat rechts auf der Seite).

Das ist doch mal ein Knaller! Derselbe 
Drosten, der gegenüber der Deutschen Welle 
prophezeit (heißt: fordert), dass wir noch bis 
Ende 2021 mit dem Lappen rumlaufen, teilt 
uns ganz nebenbei mit, dass keiner weiß, ob 
das auch nur irgendetwas bringt. Dass die 
Maske hingegen schaden kann (Merkel nann-
te sie im Frühjahr „Virenschleuder“), ist hin-
länglich bekannt. Aber wen schert das?

Beruhigenderweise erkannten die Bun-
destags-Gesundheitspolitiker die Brisanz der 
Drosten-Beichte so schnell wie der Blitz und 
gingen sofort zum nächsten Punkt über. Sie 
wussten, was geschehen könnte, wenn diese 
Äußerung Eingang in die öffentliche Debatte 
findet. Unverantwortlich.

Denn einen Sinn hat die Zwangsmaskera-
de ganz sicherlich. Nur ist es, wenn Drosten 
recht hat, eben nicht der, den man uns ver-
kündet. Was wirklich bezweckt wird, wissen 
wir natürlich nicht. Trotzdem ist es beeindru-
ckend, wie widerstandslos sich die Bürger 
nicht nur in den Zwang fügen, sondern auch, 
mit welchem Feuereifer viele von ihnen den 

Befehl von oben bei ihren Mitmenschen 
durchsetzen. Diese Eiferer sollte sich die Ob-
rigkeit gut merken. Solche Leute kann man 
auch für andere Sachen gut gebrauchen. 
Ebenso sollte man die Identitäten der Wider-
borstigen genau registrieren. 

Neben dem gelungenen Experiment zum 
Thema Gehorsam schlägt uns die Maske die 
Botschaft ins Gesicht, dass wir in jedem Win-
kel des Landes und zu jeder Zeit von einer 
tödlichen Bedrohung umlauert werden. Das 
bindet Aufmerksamkeit, die sich sonst The-
men zuwenden könnte, denen wir besser 
nicht so viel davon schenken sollen.

Beispielsweise Lesbos. Dort hindern laut 
„Neuer Zürcher Zeitung“ junge starke Män-
ner  Familien daran, in das neue Asyllager ein-
zuziehen. Sie sollen schutzlos im Freien kam-
pieren, damit der Druck auf Deutschland 
bleibt. Dankbar für dieses aktive Entgegen-
kommen reißen sich etliche Bundesländer 
und Kommunen um die Aufnahme der Fami-
lien. Mit anderen Worten: Wir machen genau 
da weiter, wo wir 2015 (scheinbar) aufgehört 
haben. Und genauso wie damals spricht ganz 
Berlin von einer „europäischen Lösung“ für 
die „Flüchtlingsaufnahme“. Die regierungs-
geneigten Medien spielen brav mit und ver-
stecken die unübersehbare Tatsache, dass es 
diese europäischen Lösung längst gibt, und 
die lautet: Keine Anreize für weitere illegale 
Zuwanderung und daher auch keine Aufnah-
men von Asylsuchern von den griechischen 
Inseln. Nur Deutschland sieht das anders, 
und Luxemburg vielleicht, dass auch zehn 
oder 15 Leute nehmen will.

Mal sehen, wer sich durchsetzt. Immerhin 
brennt es jetzt auch schon auf Samos, nach-
dem Deutschland die Schleuse langsam wie-
der geöffnet hat. Außerdem gehen Kenner der 
Szene davon aus, dass Erdoğan sofort Nach-
schub schicken wird, sobald die ersten Asyl-
sucher von den Inseln nach Deutschland ge-
schoben wurden. Das könnte den Druck auch 
auf die anderen EU-Länder wieder erhöhen. 
Oder auch nicht.

Viel wird davon abhängen, wie gut die Zu-
sammenarbeit von Schleppern, Brandstiftern 
und der politischen Elite in Berlin funktio-
niert. Um rund zwei Dutzend EU-Regierun-
gen reinzulegen, muss man gut koordiniert 
vorgehen. Aber wer weiß, vielleicht sind die 
Deutschen am Ende ja auch ganz allein die 
Dummen. Auf jeden Fall sollten Sie darauf 
achten, dass auch Ihre Nase immer vollstän-
dig bedeckt ist. Es stinkt nämlich gewaltig.

Die 
Abgeordneten 

erkannten 
sofort die 

Brisanz der 
Drosten-Beichte 

und gingen 
schnell wie der 

Blitz zum 
nächsten Punkt 

über

DER WOCHENRÜCKBLICK

Es stinkt gewaltig
Worum es Markus Söder geht, und wie wir die übrigen EU-Regierungen doch noch reinlegen könnten

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Harald Martenstein macht im „Tagesspiegel“ 
(20. September) auf das zynische Kalkül der 
Brandstifter von Moria aufmerksam:

„Möglicherweise werden, wenn die Rech-
nung der Brandstifter aufgeht, bald rund 
ums Mittelmeer Lager brennen. Was 
dann? Es war in der gesamten Mensch-
heitsgeschichte nie klug, Erpressern 
nachzugeben.“

„Focus“-Gründer Helmut Markwort wirft im 
Gespräch mit Boris Reitschuster auf dessen 
Blog „reitschuster.de“ (17. September) einen 
Blick auf ein beklemmendes Phänomen der 
Gegenwart:

„Es hat sich eine merkwürdige Tendenz 
entwickelt. Die Linke zum Beispiel hat es 
geschafft, das Wort ,rechts‘ zu diffamie-
ren. Man muss natürlich gegen rechts-ex-
trem sein und gegen links-extrem. Dass 
aber das Wort ,rechts‘ ohne jeden Beisatz 
schon als politisch fragwürdig gilt, ist ein 
übler Erfolg der Linken. Es gibt Aktionen 
,gegen rechts‘, und insgesamt wird alles, 
was rechts von der Mitte ist, diffamiert. 
Eine ,normale‘ rechte Partei in Deutsch-
land hat es schwer.“

Bei einer Anhörung des Bundestags-Gesund-
heitsausschusses am 9. September sagte der 
bekannte Virologe Christian Drosten Bemer-
kenswertes zum Thema Maskenpflicht:

„Wir wissen nicht, ob nicht die Verwen-
dung von Alltagsmasken in großer Ver-
breitungsweite, ob das nicht dazu führt, 
dass im Durchschnitt die erhaltene Virus-
dosis in einer Infektion geringer ist und 
dass im Durchschnitt der Krankheitsver-
lauf auch weniger schädlich sein könnte, 
aber das ist eine reine Spekulation. Dazu 
gibt es keine wissenschaftlichen Belege. 
Und es gibt umgekehrt eben Länder, in 
denen man sagen kann, es wurde von An-
fang an durchgängig Maske getragen, da-
zu gehören sehr viele asiatische Länder, 
und trotzdem ist es zu großen Ausbrü-
chen gekommen.“

Michael Klonovsky glaubt nicht, dass Unter-
nehmer und Künstler automatisch auf der 
Seite der Freiheit stehen, wie viele glauben 
wollen. Auf seinem Blog (18. September) 
schreibt er stattdessen:

„Die Milliardäre und die Staatskünstler 
spielen in jedem Regime mit, von denen 
ist keine Opposition zu erwarten. Bessere 
Kollaborateure als die großen Internet-
konzerne kann sich keine Regierung wün-
schen. Schon heute bewegen die Staaten 
weit größere Geldmengen als die freie 
Wirtschaft.“

So mancher hielt bereits die „Bibel in ge-
rechter Sprache“ für einen Gipfel christ-
licher Entgleisung. Mehrheitlich akade-
misch tätige Theologen hatten den Text 
der Heiligen Schrift neu gefasst. Eine Pas-
sage aus dem Markus-Evangelium lautet 
beispielsweise in der Luther-Überset-
zung: „Und die Jünger des Johannes und 
die Pharisäer fasteten viel.“ In „gerechter 
Sprache“ heißt es: „Die Jüngerinnen und 
Jünger des Johannes sowie die pharisäi-
schen Leute fasteten.“ Aber es geht im-
mer noch mehr, wie die „Katholische Stu-
dierende Jugend“ (KSJ) mit ihrer „Gott* 
Kampagne“ zeigt. Die Ansprüche sind 
hoch. „Wir als KSJ fordern ein neues Got-
tes*bild.“ Aufgeräumt werden solle „mit 
den Vorstellungen vom alten, weißen, 
strafenden Mann“ und Platz geschaffen 
für „eine Gottes*vielfalt“. Man wolle 
„Gott* aus der geschlechtlichen Ebene 
heben“. Die KSJ verkündet: „Das Gen-
dersternchen ist unser Beitrag zum Syno-
dalen Weg.“ Dessen Ziel sei es, „den Re-
formstau der kirchlichen Strukturen“ 
nicht „weiter zu ignorieren“.    E.L.

„In Deutschlands 
Hauptstadt ist immer 
Kindergeburtstag. Was 
gestern war, kümmert 
heute nicht. Berlin ist 
das Muster einer 
infantilen Gesellschaft.“
Alexander Kissler, der seit 2013 in Berlin 
lebt, fasst in der „Neuen Zürcher 
Zeitung“ (21. September) seinen Eindruck 
von der deutschen Hauptstadt 
zusammen
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